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§ 1 Einleitung 
A. Problemstellung 
Die Generalvollmacht wird bereits seit mehr als hundert Jahren von Kaufleuten 
und Handelsgesellschaften verwendet1. Sie wird neben den handelsrechtlichen 
Vollmachten Prokura (§§ 48 ff HGB) und Handlungsvollmacht (§ 54 HGB) 
eingesetzt. Ein Generalbevollmächtigter kann innerhalb eines Unternehmens 
unterschiedliche Positionen innehaben. Er wird regelmäßig in einem Bereich 
tätig, der zwischen dem Aufgabenbereich eines Prokuristen und der Leitung 
des Unternehmens liegt. Dieser Akzeptanz in der Praxis steht jedoch eine un-
klare Rechtslage gegenüber. Sie resultiert daraus, dass es keine ausdrückliche 
gesetzliche Grundlage für die Generalvollmacht gibt und dementsprechend 
unterschiedliche Ansichten darüber bestehen, welche Regelungen gelten sollen. 
Die Generalvollmacht wird zwar in einigen Gesetzesvorschriften erwähnt, z. B. 
in § 173 ZPO, § 16 Abs. 4  SGG, § 5 Abs. 3 Nr. 2 BetrVG, §§ 29 Abs. 1 Nr. 4, 
30 Abs. 1 Nr. 3 OWiG2, ist aber weder im Bürgerlichen Gesetzbuch noch im 
Handelsgesetzbuch, noch in anderen Gesetzen ausdrücklich und zusammen-
hängend geregelt. Sie wird herkömmlicherweise als Vollmacht angesehen, die 
ihren Ursprung im allgemeinen Zivilrecht (§§ 164 ff. BGB) hat. Durch Ertei-
lung einer Generalvollmacht soll eine Person grundsätzlich mit umfassender 
Vertretungsmacht ausgestattet werden. Schwierigkeiten bereitet dabei vor al-
lem die Bestimmung des genauen Umfangs der Vollmacht, weil dieser nicht 
allgemein gültig bestimmt werden kann.  
Es besteht weder in der Rechtsprechung noch in der Literatur Einigkeit dar-
über, wie eine Generalvollmacht, die im handels- und gesellschaftsrechtlichen 
Bereich verwendet wird, rechtlich zu behandeln ist. Bereits das Reichsgericht 
und das Kammergericht machten sich Gedanken darüber, ob und unter welchen 
Voraussetzungen eine Generalvollmacht wirksam ist3. Bis heute finden sich in 
der Rechtsprechung unterschiedliche, auf den ersten Blick teilweise recht ge-
                                                 
1
 S. hierzu z.B. die Entscheidungen RGZ 52, 96; KG JFG 3, 272; KG DNotZ 1925, 242. 
2
 Zum Gesamtüberblick über die Gesetzeslage s. § 2.  
3
 RG JW 1923, 121; KGJ 48, A 130; KG JFG 3, 272; KG DNotZ 1925, 242. 
2 
gensätzlich anmutende Aussagen. So hat der BGH die Generalvollmacht bei 
Personenhandelsgesellschaften für zulässig erklärt, bei der GmbH aber für un-
wirksam erachtet4. Bei der GmbH hat das Gericht die Unwirksamkeit mit ei-
nem Verstoß gegen das Verbot der Übertragung organschaftlicher Befugnisse 
begründet, im Anschluss daran jedoch die Möglichkeit einer Umdeutung der 
unwirksamen Generalvollmacht in eine Generalhandlungsvollmacht bejaht. 
Diese Beurteilung wurde in der Rechtsprechung und Kommentarliteratur weit-
gehend übernommen und kann heute als herrschende Auffassung bezeichnet 
werden5. 
Nur vereinzelt wird die Auffassung vertreten, eine Generalvollmacht dürfe gar 
nicht neben den handelsrechtlichen Vollmachten im kaufmännischen Bereich 
verwendet werden6. Die meisten Autoren sind der Auffassung, die General-
vollmacht sei als solche zulässig. Freilich gibt es unterschiedliche Ansichten 
darüber, wie die Generalvollmacht rechtlich einzuordnen ist. Überwiegend 
wird angenommen, sie sei grundsätzlich eine rein bürgerlichrechtliche Voll-
macht7.  Andere gehen davon aus, es handele sich eher um eine handelsrechtli-
che Vollmacht8. Eine neuere Auffassung unterscheidet danach, ob der Bevoll-
mächtigte in das Unternehmen hierarchisch eingegliedert ist oder nicht9. Je 
nachdem, welcher Betrachtungsweise man folgt, hat dies Auswirkungen auf 
die Voraussetzungen und den Umfang einer wirksamen Generalvollmacht.  
Die fehlende gesetzliche Regelung und die unterschiedlichen Sichtweisen füh-
ren auch zu Unsicherheiten im Sprachgebrauch. So wird beispielsweise heute 
noch die Generalvollmacht schlicht mit der Generalhandlungsvollmacht (§ 54 
HGB) gleichgesetzt10. Die Begriffe werden also ungenau synonym verwendet.  
                                                 
4
 BGHZ 36, 292; BGH NJW 1977, 199, s. u. § 3 B. II. 2. a) aa) (1). 
5
 S. hierzu im Einzelnen u. § 3 B. II.  
6
 Beispielsweise von Brüggemann, JA 1977, 501, 502. 
7
 Diese Ansicht wird z. B. vertreten von Joussen, WM 1994, 273, 274; Baumbach/Hopt Überbl 
v § 48 Rn 2; Ensthaler-Nickel, HGB, vor §§ 48-58 Rn 29; Heymann-
Sonnenschein/Weitemeyer, GmbHG, vor § 48 Rn 7 u. § 54 Rn 16; Röhricht/v.Westphalen-
Wagner, HGB, § 54 Rn 19; Baumann, Freundesgabe Weichler, S. 1, 9. 
8
 Spitzbarth, Vollmachten, S. 143, 157; Hübner, ZHR 143 (1979), 1, 21; Geitzhaus, GmbHR 
1989, 229, 232. 
9
 Krebs, ZHR 159 (1995), 635 ff., MünchKomm(HBG)-Lieb/Krebs, vor § 48 Rn 81, bei hierar-
chischer Eingliederung soll eine Generalhandlungsvollmacht, bei selbstständiger Tätigkeit eine 
bürgerlichrechtliche Generalvollmacht vorliegen, s. u. § 3 C. II. 4. a) aa). 
10
 Unklar etwa Tietz, Vertretungsmacht und Vertretungsbefugnis, S. 104. 
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Die bestehenden Unsicherheiten über Inhalt, Umfang und Rechtsnatur der Ge-
neralvollmacht bilden den Anlass für diese Bearbeitung. Es soll zunächst un-
tersucht werden, ob es überzeugende Gründe gegen die Zulässigkeit der Gene-
ralvollmacht gibt. Im Vordergrund steht dabei die Auseinandersetzung mit der 
Frage, ob ein numerus clausus der handelsrechtlichen Vollmachten existiert, 
der es ausschließt, dass die Generalvollmacht im kaufmännischen Verkehr 
Anwendung finden kann. Im Gesellschaftsrecht ist insbesondere umstritten, ob 
eine Generalvollmacht bei der GmbH zulässig ist. An die Behandlung dieser 
Streitfrage schließt sich die Untersuchung an, welche Voraussetzungen im Ein-
zelnen für eine wirksame Generalvollmacht vorliegen müssen. Dabei ist die 
Generalvollmacht von den beiden gesetzlich geregelten handelsrechtlichen 
Vollmachten Prokura und Handlungsvollmacht abzugrenzen. Gesondert ge-
prüft wird dabei, ob und wie die Generalvollmacht in das Handelsregister ein-
getragen werden kann. Schließlich soll die rechtspolitische Frage untersucht 
werden, ob die Schaffung einer gesetzlichen Regelung für die Generalvoll-
macht sinnvoll ist.  
B. Praxisrelevanz 
Die Generalvollmacht wird vorwiegend bei großen Unternehmen eingesetzt, 
aber auch bei mittelständischen und seltener bei kleinen Unternehmen und Ein-
zelkaufleuten. Für den Einsatz von Generalbevollmächtigen, deren Stellung in 
den einzelnen Unternehmen sehr unterschiedlich sein kann, gibt es verschiede-
ne Beweggründe. Durch eine Bevollmächtigung wollen der Kaufmann bzw. 
die Unternehmensleitung grundsätzlich die Handlungsmöglichkeiten ihres Un-
ternehmens erweitern und damit auch dessen Leistungsfähigkeit sichern. Mit 
einer Generalbevollmächtigung verfolgt die Unternehmensleitung nicht nur 
organisatorische, sondern oft auch unternehmenspolitische Ziele. 
In einigen Fällen besteht keine Möglichkeit mehr, neben den vorhandenen Lei-
tungsorganen einen weiteren Vertreter mit organschaftlichen Befugnissen ein-
zusetzen, wenn z.B. die Anzahl der Geschäftsführer oder der Vorstandsmit-
glieder beschränkt ist und diese Positionen bereits alle besetzt sind. Der Gene-
ralbevollmächtigte soll dann ersatzweise mit umfassenden rechtsgeschäftlichen 
4 
Befugnissen ausgestattet werden. Es sind auch Fallgestaltungen denkbar, in 
denen der zu Bevollmächtigende gar nicht organschaftlicher Vertreter - also 
beispielsweise bei einer GmbH Geschäftsführer - werden soll oder will, um die 
aus dieser Position resultierende Haftung (§§ 43 Abs. 2, 57 Abs. 4, 64 Abs. 2 
GmbHG) zu vermeiden. 
In größeren Unternehmen wird die Erteilung einer Generalvollmacht zumeist 
dazu eingesetzt, einen bestimmten Mitarbeiter besonders herauszustellen und 
ihn insbesondere gegenüber den Prokuristen abzuheben. Regelmäßig gibt es in 
solchen Unternehmen eine größere Anzahl an Prokuristen und nur sehr wenige 
Generalbevollmächtigte. Die Unternehmensleitung möchte dem Generalbe-
vollmächtigten eine herausragende Stellung einräumen, die zwischen den Pro-
kuristen und der Geschäftsführer- oder Vorstandsebene angesiedelt ist11. Der 
Generalbevollmächtigte kann dann de facto eine Position direkt unter den Lei-
tungsorganen innehaben. Der Generalbevollmächtigte wird auch nach der An-
schauung der einzelnen Beteiligten im Wirtschaftsverkehr eher der Unterneh-
mensleitung als den Prokuristen zugeordnet12. Er kann jedoch auch faktisch die 
gleichen Befugnisse wie ein Prokurist haben. In der Praxis wird durch die Be-
stellung von Generalbevollmächtigten oft eine zusätzliche Hierarchieebene in 
den Unternehmen eingeführt13. Bei der rechtlichen Beurteilung dieses auch in 
der Praxis nicht eindeutig festgelegten Tätigkeitsbereichs ergeben sich auf 
Grund fehlender gesetzlicher Regelung viele Streitfragen.  
In neuerer Zeit kann in größeren Unternehmen im Bankenbereich vereinzelt 
eine Abkehr von der Einrichtung des Generalbevollmächtigten beobachtet 
werden. Dabei ist jedoch nicht beabsichtigt, den mit einer Generalvollmacht 
verbundenen Einsatz- und Aufgabenbereich und die entsprechende Hierarchie-
position ersatzlos wegfallen zu lassen. Es werden vielmehr im Rahmen von 
internen Umstrukturierungen andere Tätigkeitsfelder aufgebaut und dabei neue 
Titel verwendet, wie z.B. der „Bereichsvorstand“14. Außerhalb des Bankenbe-
                                                 
11
 Vgl. Spitzbarth/Preuß, Vollmachten, S. 108; Hübner, ZHR 143 (1979), 1, 2; Geitzhaus, 
GmbHR 1989, 229, 233; Joussen, WM 1994, 273, 275. 
12
 Vgl. Hoffmann/Liebs, GmbH-Geschäftsführer, Rn. 314 
13
 Joussen, WM 1994, 273, 275; Stüsser, Anfechtung der Vollmacht, S. 236; Krebs, ZHR 159 
(1995), 635, 636.  
14
 Inwieweit eine solche Bezeichnung geeignet ist, eine eindeutige Zuordnung der Vertretungs-
befugnisse vorzunehmen, mag dahingestellt bleiben. 
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reichs und insbesondere bei mittelständischen Unternehmen ist diese Tendenz 
nicht erkennbar.  
Im Laufe des letzten Jahrhunderts, seitdem Generalvollmachten die Gerichte 
beschäftigen, hat ihre Bedeutung in der Praxis weiter zugenommen, ungeachtet 
der über ihren Inhalt und Umfang bestehenden Unsicherheiten. Die Rechtspre-
chung des BGH aus dem Jahre 1977 zur Unzulässigkeit der Generalvollmacht 
bei der GmbH hat nicht dazu geführt, dass sie nicht mehr weiterhin von Gesell-
schaften verwendet würde. Andererseits hat auch die ausdrückliche gesetzliche 
Erwähnung von Generalbevollmächtigten neben Prokuristen und Handlungs-
bevollmächtigten in den straf- und ordnungswidrigkeitenrechtlichen Vorschrif-
ten §§ 29, 30 OWiG, § 75 StGB im Jahre 1994 nicht dazu geführt, dass die 
Generalvollmacht nunmehr grundsätzlich als zulässig angesehen würde.   
Bei Erteilung einer Generalvollmacht werden teilweise recht unterschiedliche 
Formulierungen benutzt, es gibt keine einheitliche Wortwahl und oft wird auch 
der Begriff Generalvollmacht gar nicht verwendet. In der Entscheidung des 
BGH aus dem Jahre 1977 ging es z.B. um die Bevollmächtigung, „die GmbH 
allein zu vertreten und für die Gesellschaft in unbeschränkter Höhe bei Ge-
schäften gleich welcher Art, insbesondere bei banküblichen Geschäften, tätig 
zu werden“15. In einer anderen Entscheidung sollte sich die Vollmacht „ohne 
jede Ausnahme auf alle Rechtsgeschäfte und Rechtshandlungen erstrecken, die 
von der GmbH und ihr gegenüber vorgenommen werden können, soweit eine 
Vertretung gesetzlich zulässig ist“16. Daneben gibt es Vollmachten, die explizit 
verschiedene einzelne Geschäftsbereiche hervorheben17. Die Formulierungen 
allein geben allerdings noch keinen Aufschluss darüber, ob die Generalvoll-
macht letztlich als wirksam anzusehen ist oder nicht. 
 
 
 
                                                 
15
 BGH NJW 1977, 199. 
16
 BGH WM 1975, 790, 791. 
17
 OLG Hamm OLG Report 1997, 338. 
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§ 2 Analyse der Gesetzesvorschriften 
A. Einzelvorschriften 
Die Generalvollmacht ist eine rechtsgeschäftliche Vollmachtsform, die ihren 
Ursprung in den Bestimmungen der §§ 164 ff. BGB hat. Dort ist sie jedoch 
nicht ausdrücklich definiert, sondern stellt eine Ausprägung der rechtsgeschäft-
lich erteilten Vertretungsmacht (§ 166 Abs. 2 BGB) dar. Die Generalvollmacht 
bzw. der Generalbevollmächtigte werden ausdrücklich in verschiedenen, zum 
Teil bereits außer Kraft getretenen Gesetzesvorschriften erwähnt.  
I. ZPO und Aktiengesetz 
In § 173 ZPO, dessen Textfassung noch bis 30. Juni 2002 gültig ist, wird der 
Generalbevollmächtigte als Zustellungsbevollmächtigter neben dem Prokuris-
ten aufgeführt18. Der neue § 171 ZPO, der die Zustellung an Bevollmächtigte 
ab dem 1. Juli 2002 regelt, werden Generalbevollmächtigter und Prokurist 
nicht mehr ausdrücklich genannt, es wird nur auf rechtsgeschäftlich bestellte 
Vertreter abgestellt19. 
Die Erwähnung des Generalbevollmächtigten neben dem Prokuristen in § 173 
ZPO deutet darauf hin, dass mit der Generalvollmacht eine umfassende Be-
vollmächtigung gemeint ist20. Als Generalbevollmächtigter wird angesehen, 
wer zur Verwaltung aller oder eines größeren oder selbstständigen Komplexes 
von Vermögensangelegenheiten berufen ist21. Das Reichsgericht führte hierzu 
näher aus, dass es nicht erforderlich sei, dass die Vollmacht schlechthin alle 
Vermögensangelegenheiten des Vollmachtgebers umfassen müsse22. Nach dem 
Sprachgebrauch im Rechtsleben werde der Ausdruck ”Generalvollmacht” all-
gemein auch dann angewendet, wenn sich die Vollmacht nur auf einen be-
stimmten, durch objektive Merkmale begrenzten größeren Kreis von Vermö-
                                                 
18
 § 173 ZPO (Fassung v. 12.09.1950, BGBl S. 533): Die Zustellung erfolgt an den General-
bevollmächtigten sowie in den durch den Betrieb eines Handelsgewerbes hervorgerufenen 
Rechtsstreitigkeiten an den Prokuristen mit gleicher Wirkung wie an die Partei selbst.  
19
 § 171 ZPO n.F. (Fassung v. 25.06.2001, BGBl. I 1206): An den rechtsgeschäftlichen Vertre-
ter kann mit gleicher Wirkung wie an den Vertretenen zugestellt werden. Der Vertreter hat eine 
schriftliche Vollmacht vorzulegen. 
20
 Spitzbarth/Preuß, Vollmachten, S. 107. 
21
 Vgl. RGZ 67, 22, 24; 69, 298, 301 f.; Stein-Jonas-Roth, ZPO, § 173 Rn 3.  
22
 RGZ 67, 22; 69, 298. 
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gensangelegenheiten des Vollmachtgebers bezieht. Es liege daher kein Grund 
vor, den Ausdruck ”Gen eralbevollmächtigter” in § 173 ZPO in einem anderen, 
engeren Sinne zu verstehen. § 173 ZPO beruhe auf dem Gedanken, dass Gene-
ralbevollmächtigter und Prokurist nach dem Umfang ihrer Vollmacht befugt 
sind, den Vollmachtgeber insbesondere auch vor Gericht zu vertreten, dabei 
gehe es aber nur um die Vertretungsbefugnis für eine einzelne Prozesshandlung 
und nicht für die Prozessführung im ganzen. Der Generalbevollmächtigte und 
der Prokurist würden dem gesetzlichen Vertreter nur insoweit gleichgestellt, als 
sie jedem Dritten gegenüber kraft Gesetzes als Vertreter der Partei für die Zu-
stellung der Klage gelten23.   
Aus § 173 ZPO kann allerdings weder der Inhalt noch der genaue Umfang ei-
ner Generalvollmacht entnommen werden. Ebenso wenig ist der Vorschrift zu 
entnehmen, ob darunter auch ein Generalbevollmächtigter fällt, der für einen 
Kaufmann oder ein Unternehmen tätig ist. Diese zivilprozessuale Norm findet 
erst dann Anwendung, wenn die Generalvollmacht nach materiellem Recht 
zulässig ist24. Anders als der Prokurist, der Zustellungsbevollmächtigter ist, 
weil er nach dem materiellen Recht zur Vertretung des Kaufmanns legitimiert 
ist, kann die Zustellung an den Generalbevollmächtigten erfolgen, wenn er 
nach Maßgabe der ihm erteilten Vollmacht als zur Vertretung des Vollmacht-
gebers legitimiert anzusehen ist25. Ist jemand materiellrechtlich Generalbe-
vollmächtigter, so ist er auch Zustellungsbevollmächtigter. Entscheidend ist 
daher, ob eine Generalvollmacht im handels- und gesellschaftsrechtlichen Be-
reich zulässig ist. Wie die Generalvollmacht zum Zeitpunkt des Entstehens der 
Norm aufgefasst wurde, d. h. mit welchem genauen Inhalt und Umfang, lässt 
sich aus der Gesetzesgeschichte nicht eindeutig klären. Der Begriff der Gene-
ralvollmacht war gesetzlich nicht geregelt und sollte auch durch § 173 ZPO (§ 
159 ZPO a.F.) nicht materiellrechtlich bestimmt werden; Generalbevollmäch-
tigter und Prokurist wurden in Abgrenzung und wegen ihrer Ähnlichkeit zu den 
                                                 
23
 RGZ 69, 298. 
24
 Pfizer, Gruchot`s Beiträge 27, 216, 222. Stein-Jonas-Roth, ZPO, § 173 Rn 4 nennt als Bei-
spiel bei nicht-vermögensrechtlichen Streitigkeiten die Generalvollmacht in urheberrechtlichen 
Angelegenheiten, bei der § 173 ZPO Anwendung findet.  
25
 Pfizer, Gruchot`s Beiträge 27, 216, 222.  
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gesetzlichen Vertretern als Zustellungsbevollmächtigte aufgeführt26. Ebenso 
wenig lässt sich belegen, ob der Generalbevollmächtigte zum damaligen Zeit-
punkt ausschließlich als bürgerlichrechtlich Bevollmächtigter oder als Gene-
ralhandlungsbevollmächtigter verstanden wurde27. Es gab schon zu der Zeit, 
als die ZPO geschaffen wurde, nämlich im Jahr 1877, Generalbevollmächtigte, 
die im kaufmännischen Bereich tätig waren und nicht als Generalhandlungsbe-
vollmächtigte angesehen wurden28.   
Die Generalvollmacht wurde auch in § 80 Abs. 1 Satz 2 des Aktiengesetzes 
von 1937 erwähnt29. In dem 1965 neugefassten § 89 Abs. 2 Satz 1 AktG wird 
die Generalvollmacht dagegen nicht mehr genannt30. Bei der Neufassung wur-
de nur noch der zum gesamten Geschäftsbetrieb ermächtigte Handlungsbe-
vollmächtigte erwähnt31. Daraus könnte die Schlussfolgerung gezogen werden, 
bereits in der alten Fassung der betreffenden Bestimmung sei der Generalhand-
lungsbevollmächtigte gemeint gewesen, mithin die neue Fassung lediglich eine 
Klarstellung enthalte32. Dieser Schluss ist jedoch nicht zwingend. Aus den Ge-
setzesmaterialien zum Aktiengesetz von 1965 ergibt sich, dass durch die Neu-
fassung des § 89 Abs. 2 AktG keine inhaltliche Änderung hinsichtlich der ge-
nannten Personen erfolgen sollte33. Im Aktiengesetz von 1937 wurde bei der 
Definition der leitenden Angestellten entweder Prokura oder Generalvollmacht 
                                                 
26
 Vgl. Pfizer, Gruchot`s Beiträge 27, 216, 217 f., 222 f. 
27
 Diese Auffassung vertritt Krebs, ZHR 159 (1995), 635, 653.  
28
 Dies ergibt sich aus den Entscheidungen RGZ 52, 96; KG JFG 3, 272; KG DNotZ 1925, 
242. 
29
 § 80 AktG a.F. (RGBl I 1937, 107):  
(1) Vorstandsmitgliedern und leitenden Angestellten der Gesellschaft darf Kredit nur mit aus-
drücklicher Zustimmung des Aufsichtsrats gewährt werden. Leitende Angestellte sind die Ge-
schäftsführer und Betriebsleiter, die zur selbstständigen Einstellung oder Entlassung der übri-
gen im Betreibe oder in der Betriebsabteilung Beschäftigten berechtigt sind oder denen Prokura 
oder Generalvollmacht erteilt ist. ... 
30
 § 89 AktG (BGBl I 1965, 1089, zuletzt geänd. durch G. v. 2 7.07.2001, BGBl I, 1887):  
(2) Die Gesellschaft darf ihren Prokuristen und zum gesamten Geschäftsbetrieb ermächtigten 
Handlungsbevollmächtigten Kredit nur mit Einwilligung des Aufsichtsrats gewähren. ...  
31
 Ebenso in der Regelung der Organkrediten in § 15 KWG; beibehalten auch bei der geplanten 
Neuregelung des § 15 Nr. 12 (Entwurf des Vierten Finanzmarktförderungsgesetzes, BT-
Drucks. 14/6017 v. 18.01.2002): Kredite an persönlich haftende Gesellschafter, Geschäftsfüh-
rer, Mitglieder des Vorstands oder des Aufsichtsorgans, Prokuristen oder an zum gesamten 
Geschäftsbetrieb ermächtigte Handlungsbevollmächtigte eines von dem Institut abhängigen 
Unternehmens oder das Institut beherrschenden Unternehmens sowie ihre Ehegatten, Lebens-
partner und minderjährigen Kinder dürfen nur auf Grund eines einstimmigen Beschlusses 
sämtlicher Geschäftsleiter des Instituts und nur mit ausdrücklicher Zustimmung des Aufsichts-
organs gewährt werden. 
32
 So Leiner, Generalvollmacht, S. 14. 
33
 Kropff, Aktiengesetz, § 89 Begründung RegE. 
9 
vorausgesetzt. Dabei wurde in der Kommentarliteratur die Generalvollmacht 
im Anschluss an ein Urteil des Kammergerichts aus dem Jahr 1925 durchaus 
als eigenständige, weitreichende Vollmacht angesehen und von den anderen 
beiden rechtsgeschäftlichen Vollmachten Prokura und Generalhandlungsvoll-
macht unterschieden34. 
Dies deutet darauf hin, dass man bei der Änderung des AktG nicht exakt zwi-
schen Generalvollmacht und Generalhandlungsvollmacht unterschied, sondern 
darunter eher das gleiche verstand und es vor allem keine einheitliche Termi-
nologie gab. Jedenfalls gibt es keinerlei Anhaltspunkte dafür, dass der Ände-
rung die Auffassung zu Grunde gelegen haben könnte, eine Generalvollmacht 
sei im handelsrechtlichen Bereich unzulässig, weshalb sie gestrichen werden 
müsse.  
II. Arbeits- und sozialrechtliche Vorschriften 
Die Generalvollmacht wurde und wird in verschiedenen arbeits- und sozial-
rechtlichen Gesetzen und Verordnungen erwähnt. In § 5 Abs. 3 Nr. 2 BetrVG 
ist bestimmt, dass leitender Angestellter ist, wer Generalvollmacht oder Proku-
ra hat, wobei die Prokura nicht unbedeutend sein darf35. Nach § 22 Abs. 2 Nr. 2 
ArbGG können neben Geschäftsführern und Betriebsleitern auch Personen, 
denen Prokura oder Generalvollmacht erteilt wurde, zu ehrenamtlichen Rich-
tern bestellt werden36. Aus § 16 Abs. 4 Nr. 4 SGG ergibt sich, dass ehrenamtli-
                                                 
34
 Godin/Wilhelmi, Aktiengesetz, § 80 Anm. 4, § 71 Anm. 1. 
35
 § 5 BetrVG (BGBl I 1972, 13, neugefasst durch Bek. v. 25.09.2001, BGBl. I, 2518):  
(3) Dieses Gesetz findet, soweit in ihm nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, keine 
Anwendung auf leitende Angestellte. Leitender Angestellter ist, wer nach Arbeitsvertrag und 
Stellung im Unternehmen oder im Betrieb 
1.  zur selbstständigen Einstellung und Entlassung von im Betrieb oder in der Betriebsabtei-
lung beschäftigten Arbeitnehmern berechtigt ist oder 
2.  Generalvollmacht oder Prokura hat und die Prokura auch im Verhältnis zum Arbeitgeber 
nicht unbedeutend ist oder 
3.  regelmäßig sonstige Aufgaben wahrnimmt, die für den Bestand und die Entwicklung des 
Unternehmens oder eines Betriebs von Bedeutung sind und deren Erfüllung besondere Er-
fahrungen und Kenntnisse voraussetzt, wenn er dabei entweder die Entscheidungen im We-
sentlichen frei von Weisungen trifft oder sie maßgeblich beeinflusst; dies kann auch bei 
Vorgaben insbesondere auf Grund von Rechtsvorschriften, Plänen oder Richtlinien sowie 
bei Zusammenarbeit mit anderen leitenden Angestellten gegeben sein.  ... 
36
 § 22 ArbGG (BGBl I 1953, 1267, neugefasst durch Bek. v. 2.07.1979, BGBl I , 2785, zu-
letzt geänd. d. V. v. 29.10.2001, BGBl I. 2785):  
(1) Ehrenamtlicher Richter aus Kreisen der Arbeitgeber kann auch sein, wer vorübergehend 
oder regelmäßig zu gewissen Zeiten des Jahres keine Arbeitnehmer beschäftigt. 
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che Richter aus den Kreisen der Arbeitgeber Personen sein können, denen Pro-
kura oder Generalvollmacht erteilt ist sowie leitende Angestellte37. Diese Per-
sonen können nach § 2 der 2. Durchführungsverordnung zum Gesetz über Ar-
beitnehmererfindungen (ArbnErfGDV) auch Beisitzer aus Kreisen der Arbeit-
geber bei Schiedsstellen sein, die bei Streitigkeiten zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer entscheiden38. Als leitende Angestellte werden die Generalbe-
vollmächtigten neben den Prokuristen auch in § 1 der Verordnung über die 
Verpflichtung der Arbeitgeber zur Mitteilungen an die für die Gewerbeaufsicht 
zuständigen Länderbehörden (ArbGMiVerpflV)39 angesehen sowie in § 17 der 
Verordnung zur Durchführung des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes 
(WGGDV)40. Nach § 9 Abs. 1 der Verordnung über die Arbeitsgenehmigung 
für ausländische Arbeitnehmer (ArGV) bedürfen leitende Angestellte mit Ge-
                                                                                                                                 
(2) Zu ehrenamtlichen Richtern aus Kreisen der Arbeitgeber können auch berufen werden  
1.  bei Betrieben einer juristischen Person oder einer Personengesamtheit Personen, die kraft 
Gesetzes, Satzung, oder Gesellschaftsvertrag allein oder als Mitglieder des Vertretungsor-
gans zur Vertretung der juristischen oder der Personengesamtheit berufen sind; 
2.  Geschäftsführer, Betriebsleiter oder Personalleiter, soweit sie zur Einstellung von Arbeit-
nehmern in den Betrieb berechtigt sind, oder Personen, denen Prokura oder Generalvoll-
macht erteilt ist;  ... 
37
 § 16 SGG (BGBl I 1953, 1239, neugefasst durch Bek. v. 23.09.1975, BGBl I, 2535, zuletzt 
geänd. d. G. v. 17.08.2001, BGBl I, 2144):  
(4) Ehrenamtliche Richter aus Kreisen der Arbeitgeber können sein 1. - 3. ... 4. Personen, de-
nen Prokura oder Generalvollmacht erteilt ist sowie leitende Angestellte; ... 
38
 § 2 ArbnErfGDV (BGBl 1968 I, 994):  
(2) Zu Beisitzern aus Kreisen der Arbeitgeber können auch bestellt werden 
1.  bei Betrieben einer juristischen Person oder einer Personengesamtheit Personen, die kraft 
Gesetzes, Satzung oder Gesellschaftsvertrages allein oder als Mitglieder des Vertretungsor-
gans zur Vertretung der juristischen Person oder Personengesamtheit berufen sind; 
2.  leitende Angestellte, wenn sie zur selbstständigen Einstellung und Entlassung von im Be-
trieb oder in der Betriebsabteilung beschäftigten Arbeitnehmern berechtigt sind oder wenn 
ihnen Generalvollmacht oder Prokura erteilt ist oder wenn sie Aufgaben wahrnehmen, die 
regelmäßig wegen ihrer Bedeutung für den Bestand und die Entwicklung des Betriebs nur 
auf Grund besonderen persönlichen Vertrauens des Arbeitgebers bestimmten Personen im 
Hinblick auf deren besondere Erfahrungen und Kenntnisse übertragen werden; ... 
39
 § 1 ArbGMiVerpflV (BGBl I 1968, 981):  
(2) In die Zahl der mitzuteilenden Arbeitnehmer nach Absatz 1 Nr. 5 sind die Lehrlinge und 
Anlernlinge einzubeziehen. Nicht einzubeziehen sind 
1.  bei einer juristischen Person die Mitglieder des Organs, das zur gesetzlichen Vertretung der 
juristischen Person berufen ist,  
2.  die Gesellschafter einer offenen Handelsgesellschaft oder die Mitglieder einer anderen 
Personengesamtheit, 
3.  die leitenden Angestellten, wenn ihnen Generalvollmacht oder Prokura erteilt ist.  
40
 § 17 WGGDV (RGBl 1940, 438, aufgehoben durch G. v. 25.07.1988 m. W. v.  1.01.1990): 
Leitende Angestellte sind solche, die zur selbstständigen Einstellung oder Entlassung der übri-
gen im Betriebe oder in ihrer Betriebsabteilung Beschäftigten berechtigt sind oder denen Pro-
kura oder Generalvollmacht erteilt ist.  
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neralvollmacht oder Prokura keiner Arbeitserlaubnis41. Gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 1 
ArbZO galt die Arbeitszeitordnung nicht für Generalbevollmächtigte42. 
III. Straf- und ordnungswidrigkeitenrechtliche Vorschriften 
Einige der neueren Vorschriften, in denen der Generalbevollmächtigte aus-
drücklich erwähnt wird, befinden sich im OWiG und StGB. In §§ 29 Abs. 1 Nr. 
4 und 30 Abs. 1 Nr. 3 OWiG geht es um die Frage, unter welchen Vorausset-
zungen einer juristischen Person oder Personenvereinigung das Handeln ihrer 
Vertreter zugerechnet werden kann43. In beiden Vorschriften sind zunächst das 
Organ einer juristischen Person und seine Mitglieder, sowie der Vorstand eines 
                                                 
41
 § 9 ArGV (BGBl I 1998, 2899):  
Keiner Arbeitserlaubnis bedürfen 
1.  die in § 5 Abs. 2 des Betriebsverfassungsgesetzes vom 15. Januar 1972 (BGBl. I S. 13) 
aufgeführten Personen sowie leitende Angestellte, denen Generalvollmacht oder Prokura 
erteilt ist; ... 
42
 § 1 ArbZO (RGBl I 1938, 447, aufgehoben durch G. v. 6.06.1994, BGBl I, 1170 m. W. v. 
1.07.1994): 
(2) Die Arbeitszeitordnung gilt nicht für  
1.  Generalbevollmächtigte und die im Handelsregister oder Genossenschaftsregister eingetra-
genen Vertreter eines Unternehmens, 
2.  sonstige Angestellte in leitender Stellung, die ... 
43
 § 29 OWiG (BGBl I 1968, 481, neugefasst durch Bek. v. 19.02.1987, BGBl I 602, zuletzt 
geändert durch G. v. 19.04.2001, BGBl I 623):  
(1) Hat jemand    
1.  als vertretungsberechtigtes Organ einer juristischen Person oder als Mitglied eines solchen 
Organs, 
2.  als Vorstand eines nicht rechtsfähigen Vereins oder als Mitglied eines solchen Vorstandes,  
3.  als vertretungsberechtigter Gesellschafter einer Personenhandelsgesellschaft oder 
4.  als Generalbevollmächtigter oder in leitender Stellung als Prokurist oder Handlungsbe-
vollmächtigter einer juristischen Person oder einer in Nummer 2 oder 3 genannte  
     Personenvereinigung    
eine Handlung vorgenommen, die ihm gegenüber unter den übrigen Voraussetzungen der §§ 
22 bis 25 und 28 die Einziehung eines Gegenstandes oder des Wertersatzes zulassen oder den 
Ausschluss der Entschädigung begründen würde, so wird seine Handlung bei Anwendung 
dieser Vorschriften dem Vertrenen zugerechnet.    (2) § 9 Abs. 3 gilt entsprechend.   
§ 9 (3): Die Absätze 1 und 2 sind auch dann anzuwenden, wenn die Rechtshandlung, welche 
die Vertretungsbefugnis oder das Auftragsverhältnis begründen sollte, unwirksam ist.  
§ 30 OWiG:  
(1) Hat jemand 
1.  als vertretungsberechtigtes Organ einer juristischen Person oder als Mitglied eines solchen 
Organs, 
2.  als Vorstand eines nicht rechtsfähigen Vereins oder als Mitglied eines solchen Vorstandes,  
3.  als vertretungsberechtigter Gesellschafter einer Personenhandelsgesellschaft oder 
4.  als Generalbevollmächtigter oder in leitender Stellung als Prokurist oder Handlungsbe-
vollmächtigter einer juristischen Person oder einer in Nummer 2 oder 3 genannten Perso-
nenvereinigung  
eine Straftat oder Ordnungswidrigkeit begangen, durch die Pflichten, welche die juristische 
Person oder die Personenvereinigung treffen, verletzt worden sind oder die juristische Person 
oder die Personenvereinigung bereichert worden ist oder werden sollte, so kann gegen diese 
eine Geldbuße festgesetzt werden. ... 
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nicht rechtsfähigen Vereins und seine Mitglieder genannt. Es folgen die vertre-
tungsberechtigten Gesellschafter einer Personenhandelsgesellschaft und 
schließlich die rechtsgeschäftlichen Vertreter. Der Generalbevollmächtigte 
wird neben den in leitender Stellung wirkenden Prokuristen und Handlungsbe-
vollmächtigten genannt. Die Vorschrift des § 75 Nr. 4 StGB ist in gleicher 
Weise aufgebaut44.  
B. Gesamtbeurteilung 
Eine Gesamtbetrachtung der gesetzlichen Entwicklung zeigt, dass der Gesetz-
geber den tatsächlichen Gegebenheiten des Rechtsverkehrs Rechnung getragen 
hat und deshalb berücksichtigt, dass die Generalvollmacht auch im kaufmänni-
schen Bereich als Vertretungsform verwendet wird. Die Generalvollmacht wird 
in verschiedenen Vorschriften ausdrücklich neben den handelsrechtlichen und 
gesondert geregelten Vollmachten Prokura und Handlungsvollmacht (§§ 48 ff., 
54 HGB) erwähnt. Damit hat der Gesetzgeber die Generalvollmacht grundsätz-
lich als eigenständige Vertretungsform neben Prokura und Handlungsvoll-
macht anerkannt45.  
Dieser Schluss folgt vor allem aus der Auslegung der jüngeren Vorschriften 
des OWiG und des StGB. Die Generalvollmacht wird dort im Zusammenhang 
mit den anderen beiden handelsrechtlichen Vollmachten und sonstigen gesell-
schaftsrechtlichen Vertretungsformen genannt. Die Aufzählung in den §§ 29 
Abs. 1 und 30 Abs. 1 OWiG und § 75 StGB entspricht der Bedeutung des Or-
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 § 75 StGB (RGBl 1871, 127, neugefasst durch Bek. v. 13.11.1998, BGBl I 3322, zuletzt 
geändert durch G. v. 19.06.2001, BGBl I 1142):  
Hat jemand  
1.   als vertretungsberechtigtes Organ einer juristischen Person oder als Mitglied eines solchen 
Organs, 
2.  als Vorstand eines nicht rechtsfähigen Vereins oder als Mitglied eines solchen Vorstandes, 
3.  als vertretungsberechtigter Gesellschafter einer Personenhandelsgesellschaft oder 
4.  als Generalbevollmächtigter oder in leitender Stellung als Prokurist oder Handlungsbe-
vollmächtigter einer juristischen Person oder einer in Nummer 2 oder 3 genannten Perso-
nenvereinigung eine Handlung vorgenommen, die ihm gegenüber unter den übrigen Vor-
aussetzungen der §§ 74 bis 74c und 74f die Einziehung eines Gegenstandes oder des Wert-
ersatzes zulassen oder den Ausschluss der Entschädigung begründen würde, so wird seine 
Anwendung bei Anwendung dieser Vorschriften dem Vertretenen zugerechnet. § 14 Abs. 3 
gilt entsprechend. 
45
 Ähnlich Heymann-Sonnenschein/Weitemeyer, GmbHG, § 54 Rn 16 und Spitzbarth, Voll-
machten, S. 141, 143, für den sich die kaufmännische Generalvollmacht im Wege der Rechts-
fortbildung entwickelt hat. 
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gans bzw. der jeweiligen natürlichen Personen innerhalb der juristischen Per-
son oder Personenvereinigung. Diese Bedeutung bemisst sich insbesondere 
nach den Möglichkeiten der jeweiligen Personen, in einem bestimmten Um-
fang für ihre Gesellschaft handeln und sie vertreten zu können46. Diese Aufzäh-
lung nach der Bedeutung spiegelt sich auch innerhalb der zuletzt genannten 
Gruppe der rechtsgeschäftlich Bevollmächtigten wider. Dort wird zunächst der 
Generalbevollmächtigte aufgeführt. Ihm folgen Prokurist und Handlungsbe-
vollmächtigter, allerdings nur insoweit, als sie eine leitende Stellung inneha-
ben. Auffällig ist, dass die Tätigkeit als Prokurist, der nach den §§ 49, 50 HGB 
mit umfassender Vertretungsbefugnis ausgestattet ist, als solche für eine Zu-
rechnung noch nicht ausreicht. Hinzukommen muss die leitende Stellung, also 
eine auch tatsächlich bedeutsame Tätigkeit des Prokuristen, um bei einem 
pflichtwidrigen Handeln des Prokuristen direkt gegen die Gesellschaft vorge-
hen zu können. Die gleiche Einschränkung besteht für den Handlungsbevoll-
mächtigten47. Bei dem Generalbevollmächtigten gibt es kein solches zusätzli-
ches Erfordernis. Es wird gewissermaßen als selbstverständlich vorausgesetzt, 
dass ein Generalbevollmächtigter in leitender Stellung tätig ist48. Die Vor-
schriften des OWiG und des StGB belegen somit, dass der Gesetzgeber den 
Generalbevollmächtigten als rechtsgeschäftlichen Vertreter ansieht, der zu ei-
nem umfassenden, einflussreichen Handeln für eine Gesellschaft berechtigt ist 
und der per se weiter reichende Befugnisse als ein Prokurist oder Handlungs-
bevollmächtigter innehat.  
Auch in den arbeits- und sozialrechtlichen Vorschriften wird die Generalvoll-
macht mit einer nicht unbedeutenden Prokura gleichgestellt. Bei der Definition 
des leitenden Angestellter i.S.d. BetrVG darf die Prokura auch im Verhältnis 
zum Arbeitgeber nicht unbedeutend sein, während die Generalvollmacht als 
solche ausreicht. Auch hier muss also die Prokura anders als die Generalvoll-
macht noch ein besonderes Erfordernis erfüllen. In diversen Vorschriften wer-
                                                 
46
 Dies entspricht dem Gesetzeszweck des § 30 OWiG, wo es darum geht, bei strafbarem oder 
ordnungswidrigem Handeln der Organs oder der sonstigen Vertreter eine Geldbuße auch gegen 
die juristischen Person oder Personenvereinigung festsetzen zu können. Auch bei §§ 29 OWiG, 
75 StGB soll eine Handlung der vertretungsberechtigten Organe oder Personen dem Vertrete-
nen zugerechnet werden. 
47
 Der Gesetzgeber geht also grundsätzlich davon aus, dass auch ein Handlungsbevollmächtig-
ter in entsprechend hoher, d.h. leitender Stellung tätig sein kann.  
48
 Ebenso Boujong-Rogall, OWiG, § 30 Rn. 66. 
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den Prokura und Generalvollmacht parallel genannt49. Die Handlungsvollmacht 
spielt dagegen in den arbeitsrechtlichen Vorschriften keine Rolle. 
Insgesamt hat der Gesetzgeber also die Generalvollmacht zwar grundsätzlich 
als eigenständige Vollmacht neben Prokura und Handlungsvollmacht aner-
kannt, die angeführten Vorschriften sagen jedoch weder etwas über die Zuläs-
sigkeit im Einzelnen noch über den genauen Inhalt und den Umfang aus. Auch 
aus den jeweiligen Gesetzesmaterialien ergeben sich keine weiteren Aufschlüs-
se über die Generalvollmacht. Die Gruppe der rechtsgeschäftlichen Vertreter 
wurde durch das zweite Gesetz zur Bekämpfung der Umweltkriminalität 
(2.UKG) in die §§ 29 Abs. 1, 30 Abs. 1 OWiG, 75 Abs. 1 StGB einbezogen. 
Anlass hierfür war, dass die alte Regelung den Unternehmen Umgehungsmög-
lichkeiten bot durch Verlagerung von Leitungsfunktionen auf Personen, die 
nicht die formalen Positionen innehatten, auf die bisher gesetzlich abgestellt 
wurde50. Diskutiert wurde im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens auch die 
Ausdehnung auf jedwede natürliche Personen in leitender Stellung, was sich 
aber im Interesse einer klaren Abgrenzung letztlich nicht durchsetzte51.  
§ 3 Zulässigkeit, Voraussetzungen und Umfang der Generalvollmacht 
A. Begriff 
Der Begriff der Generalvollmacht ist gesetzlich nicht definiert. Ihren Ursprung 
hat die Generalvollmacht im allgemeinen Zivilrecht und zwar in den §§ 164 ff. 
BGB. Unter Generalvollmacht wird allgemein eine Vollmacht verstanden, 
durch die der Vollmachtgeber eine umfassende Vertretungsmacht in allen An-
gelegenheiten einräumt, in denen eine Vertretung zulässig ist52.  
                                                 
49
 Z. B. §§ 22 Abs. 2 Nr. 2 ArbGG, 16 Abs. 4 Nr. 4 SGG. 
50
 BT-Drs. 12/192, S. 32. s. auch Boujong-Mitsch, OWiG, § 29 Rn. 17. 
51
 BT-Drs. 12/192, S. 32, 43; BT-Drs. 12/7300, S. 27; ausführlich hierzu auch Schwinge, Straf-
rechtliche Sanktionen, S. 73 ff.  
52
 Vgl. MünchKomm(BGB)-Schramm § 167 Rn 68; Palandt-Heinrichs, BGB, § 167 Rn 7; 
Larenz/Wolf, BGB AT, § 47 Rn 47. Im Einzelnen werden leicht unterschiedliche Formulierun-
gen verwendet. 
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Begrifflich lässt sich die Generalvollmacht von einer Spezialvollmacht unter-
scheiden53. Eine Generalvollmacht berechtigt grundsätzlich zur Vornahme aller 
Rechtsgeschäfte, während eine Spezialvollmacht nur zu bestimmten Rechtsge-
schäften berechtigt. Ermächtigt die Generalvollmacht zu allen Rechtsgeschäf-
ten einer bestimmten Art, bezeichnet man sie auch als Gattungsvollmacht54.  
Die Bezeichnung einer Vertretungsmacht als Generalvollmacht besagt für sich 
genommen noch nicht, dass die Vollmacht stets einen unbeschränkten Umfang 
haben muss55. Der genaue Umfang einer Generalvollmacht ist durch Ausle-
gung der bevollmächtigenden Erklärung zu ermitteln56. Je nachdem, in wel-
chem Bereich die Generalvollmacht verwendet wird, gibt es bestimmte inhalt-
liche Beschränkungen, was die Art der zulässigen Rechtshandlungen angeht. 
So sind die höchstpersönlichen Geschäfte des Familien- und Erbrechts, wie 
etwa die Eheschließung (§ 1311 Satz 1 BGB) oder die Testamentserrichtung (§ 
2064 BGB) von vornherein ausgenommen.  
Wird die Generalvollmacht im handels- und gesellschaftsrechtlichen Bereich 
verwendet, ergeben sich, was die Begriffsbestimmung angeht, zunächst keine 
Besonderheiten. Auch hier gibt es jedoch spezifische inhaltliche Beschränkun-
gen. So darf ein Generalbevollmächtigter z.B. keine organschaftlichen Befug-
nisse wahrnehmen57.  
B. Zulässigkeit 
Die Zulässigkeit bzw. Wirksamkeit einer Generalvollmacht, die in kaufmänni-
schen Unternehmen verwendet wird, beschäftigt Rechtsprechung und Literatur 
schon seit mehreren Jahrzehnten58. Insbesondere die Frage, ob eine GmbH 
durch einen Generalbevollmächtigten vertreten werden kann, wurde in der Li-
                                                 
53
 Zur Unterscheidung zwischen Generalvollmacht und Spezialvollmacht vgl. Larenz/Wolf, 
BGB AT, § 47 Rn 46, § 46 Rn 64. 
54
 Staudinger-Schilken § 167 Rn 83. 
55
 Vgl. MünchKomm(BGB)-Schramm § 167 Rn 68. 
56
 Zur Bestimmung des Umfangs im Einzelnen s. u. § 3 D. 
57
 Hierzu später u. § 3 B. II. 
58
 Es wird in Rechtsprechung und Literatur nicht strikt zwischen Zulässigkeit und Wirksamkeit 
unterschieden. Im Folgenden werden die Argumente, die gegen eine grundsätzliche Verwen-
dung der Generalvollmacht im handels- und gesellschaftsrechtlichen Bereich vorgebracht wer-
den, bei der Zulässigkeit behandelt. 
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teratur bereits in den 40er Jahren des 20. Jahrhunderts diskutiert59. Bis heute 
gibt es unterschiedliche Auffassungen darüber, wie Inhalt und Umfang der 
Generalvollmacht zu bestimmen sind.  
I. Zulässigkeit der Generalvollmacht im Handelsrecht 
1. Numerus clausus der handelsrechtlichen Vollmachten 
Die Zulässigkeit einer Generalvollmacht im Handelsrecht wäre bereits allge-
mein zu verneinen, wenn man von der Existenz eines numerus clausus der 
handelsrechtlichen Vollmachten ausgehen müsste. Nach Auffassung einiger 
Autoren existiert ein solcher numerus clausus. Hiernach seien im Handelsrecht 
ausschließlich die gesetzlich geregelten Vollmachten Prokura (§§ 49 f. HGB) 
und Handlungsvollmacht (§ 54 HGB) zulässig60. Unter Hinweis auf ein Enu-
merationsprinzip vertreten diese Autoren die Auffassung, dass es eine handels-
rechtliche Generalvollmacht nicht geben könne61.  
a) Rechtsprechung 
In der Rechtsprechung findet sich kein Urteil, in dem ausdrücklich oder sinn-
gemäß mit einem numerus clausus argumentiert wird. Seit Beginn des 20. 
Jahrhunderts gibt es Urteile, in denen die Generalvollmacht bei den verschie-
densten Unternehmensformen eine Rolle spielt und in denen erörtert wird, ob 
und inwieweit ein Generalbevollmächtigter tätig werden darf62. Dabei hat aber, 
soweit ersichtlich, kein Gericht bislang ausgesprochen, eine Generalvollmacht 
sei im Handelsrecht generell unzulässig. Der BGH hat vielmehr sogar einmal 
                                                 
59
 Die älteste Monographie zur Generalvollmacht ist von Bauer-Mengelberg und erschien 
1932. Sie behandelte aber nicht die Problematik, ob und inwieweit eine Generalvollmacht 
neben den handelsrechtlichen Vollmachten zulässig ist. 
60
 Brüggemann, JA 1979, 500, 502; Krebs, ZHR 159 (1995), 635, 652 ff.; Münch-
Komm(HGB)-Lieb/Krebs, vor § 48 Rn 83 ff.  
61
 So insbesondere Brüggemann, JA 1979, 500, 502; sowie Krebs, ZHR 159 (1995), 635, 652 
ff.; MünchKomm(HGB)-Lieb/Krebs, vor § 48 Rn 83 ff. für hierarchisch in ein Unternehmen 
eingegliederte Personen.  
62
 RGZ 52, 96; KGJ 32, A 187; RG JW 1912, 526; RGZ 86, 262; RG JW 1923; KG JFG 3, 
272; KG DNotZ 1925, 242; RG HRR 1929, 23; BGHZ 34, 27, BHGZ 36, 292, BGH NJW 
1977, 199; BGH WM 1978, 1047, BGH NJW 1989, 164; OLG Hamm MDR 1978, 224; 1979, 
848; OLG München NJW-RR 1991, 839; KG Berlin WM 1991, 1649; OLG Naumburg DZWir 
1994, 473; LG München MittBayNot 1997, 246; SchlHOLG OLG Report 1997, 388, OLG 
Düsseldorf NZG 1999, 833.
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ausdrücklich ausgeführt, der Inhaber eines Handelsgeschäfts könne über Hand-
lungsvollmacht und Prokura hinaus und neben ihnen beliebige andere Voll-
machten erteilen63. Die Generalvollmacht wurde und wird auch nicht gleich-
sam von selbst als Handlungsvollmacht i.S.d. § 54 HGB aufgefasst64. Der 
Schwerpunkt der Rechtsprechung liegt jedoch bei der ” gesellschaftsrechtli-
chen” Zulässigkeit, d.h. bei der Frage, inwieweit ein Generalbevollmächtigter 
organschaftliche Befugnisse haben kann65.  
b) Literatur 
aa) Befürworter eines numerus clausus 
Es gibt einzelne Autoren, die die Unzulässigkeit bzw. Unwirksamkeit der Ge-
neralvollmacht vor allem damit begründen, es bestehe ein numerus clausus der 
handelsrechtlichen Vollmachten66. Eine neuere Auffassung differenziert zwi-
schen der Erteilung einer Generalvollmacht an hierarchisch eingegliederte und 
an unternehmensfremde Personen67. Die daraus resultierende unterschiedliche 
Einordnung der Vollmacht bestimme zwar die inhaltlichen Zulässigkeitsgren-
zen, habe allerdings nicht die generelle Unzulässigkeit der Generalvollmacht 
zur Folge. 
Brüggemann vertritt die Ansicht, eine Generalvollmacht sei im Handelsrecht 
generell unwirksam68. Im Rahmen eines Handelsgewerbes sei neben Prokura 
und umfassender Handlungsvollmacht für eine Generalvollmacht kein Raum 
und auch kein Bedürfnis. Für Brüggemann geht es grundsätzlich um das Ver-
hältnis von bürgerlichrechtlicher Generalvollmacht und handelsrechtlicher Ge-
neralhandlungsvollmacht, bzw. um die Frage, ”ob der Handelsgesellschaft e t-
was verwehrt ist, was jeder natürlichen Person gestattet ist, nämlich eine Gene-
                                                 
63
 BGH WM 1969, 43. 
64
 Vgl. z.B. RG HRR 1929, 23 und BGH WM 1975, 790. Zur Umdeutung der Generalvoll-
macht durch die Rechtsprechung s. u. § 3 B. II. 1. a) bb) (3).  
65
 Hierzu u. § 3 B. II. 1. a) bb). 
66
 Brüggemann, JA 1979, 500, 502; und Krebs, ZHR 159 (1995), 635, 652 ff.; Münch-
Komm(HGB)-Lieb/Krebs, vor § 48 Rn 83 ff. 
67
 Krebs, ZHR 159 (1995), 635, 652 ff.; MünchKomm(HGB)-Lieb/Krebs, vor § 48 Rn 83 ff. 
68
 Brüggemann, JA 1977, 500. Er kommentiert in seiner Entscheidungsbesprechung von BGH 
NJW 1977, 199 die bisherige Rechtsprechung des BGH zur Generalvollmacht und bezieht sich 
dabei noch auf die Urteile BGH NJW 1961, 506 = BGHZ 34, 27 und NJW 1962, 738 = BGHZ 
36, 292.  
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ralvollmacht zu erteilen” 69. Die Generalvollmacht bringe Unsicherheit in den 
Geschäftsverkehr, da nicht nur unklar bleibe, ob nicht eine umfassende Hand-
lungsvollmacht gemeint sei, sondern auch, weil der Umfang der Generalvoll-
macht nicht in gleichem Maße wie etwa die Prokura standardisiert sei. Die Be-
vollmächtigungsverhältnisse im Handelsverkehr verlangten nach Typisierung. 
Der Partner im Geschäftsleben müsse wissen können, was derjenige, der ihm 
als Bevollmächtigter des Kaufmanns entgegentrete, dürfe und was nicht. Er 
müsse sich durch Einblick in das Handelsregister davon überzeugen können, 
ob er es mit einem Prokuristen zu tun habe, womit er dann am umfassendsten 
gesichert sei. Derjenige, der als Bevollmächtigter und als Nicht-Prokurist auf-
trete, könne nach Handelsrecht nur Handlungsbevollmächtigter i.S.d. § 54 ff. 
HGB sein. Auch dessen Vertretungsmacht sei gesetzlich festgelegt. Er werde 
zwar nicht im Handelsregister eingetragen, aber den Geschäftsfreunden übli-
cherweise bekannt gemacht, wenn es sich um einen Generalhandlungsbevoll-
mächtigten handele; anderenfalls greife in aller Regel schon der Schutz der 
Anscheins- und Duldungsvollmacht70. Es handele sich um ein Problem der 
Typenbeschränkung im Handelsrecht. Der Kaufmann könne seinen Status so-
wie die Vertretungsverhältnisse als ein Ausfluss dieses Status nicht abwei-
chend von den im HGB und dessen Nebengesetzen zur Verfügung gestellten 
Typen beliebig formen71. Die von einem Kaufmann im Bereich seines Han-
delsgewerbes erteilte Vertretungsmacht könne deshalb nur Prokura oder Hand-
lungsvollmacht sein. Die Generalvollmacht sei hingegen eine der Privatsphäre 
zugeordnete Erscheinung des Rechtslebens. Die Generalvollmacht des Privat-
mannes sei mehr auf den ”punktuellen” Gebrauch, für erforderlich werdende 
Fälle, gerichtet. In der Privatsphäre werde nicht ständig rechtsgeschäftlich a-
giert. Der Kaufmann dagegen werde unausgesetzt rechtsgeschäftlich tätig. 
Wer, wie die GmbH und allgemein die Handelsgesellschaften, keine Privat-
sphäre habe, könne als Kaufmann keine ”Generalvollmacht” bestellen, sondern 
                                                 
69
 Brüggemann, JA 1977, 500.  
70
 Brüggemann, JA 1977, 500, 502.   
71
 Brüggemann, JA 1977, 500, 503 nennt als Beispiel den Betrieb eines Vollhandelsgewerbe 
durch eine Personengesellschaft, bei dem das Führen einer Firma gesetzlich vorgeschrieben 
sei. Den Gesellschaftern sei es nicht gestattet, ihr firmenführendes Vollhandelsgewerbe etwa in 
der ”bequemeren”, für den Rechtsverkehr aber weniger durchsichtigen Rechtsform einer G e-
sellschaft bürgerlichen Rechts aufzuziehen. Vergleichbar liege es bei dem Problem mit der 
Generalvollmacht. Hierzu ist anzumerken, dass nach heutiger Rechtslage nicht mehr auf ein 
Vollhandelsgewerbe abgestellt werden kann, s. § 1 HGB.  
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müsse Prokura oder Handlungsvollmacht erteilen oder aber den zu Bevoll-
mächtigenden zum Geschäftsführer in der gesetzlichen Organstellung machen. 
Ein Drittes könne es nicht geben. Für die Lösung eines konkreten Falles kom-
me es darauf an, ob der Geschäftsführer mit der ”Generalvollmacht” in Wah r-
heit eine Generalhandlungsvollmacht erteilen wollte, was unbedenklich sei. 
Wollte er dagegen eine Generalvollmacht mit einem darüber noch hinausge-
henden ”uferlosen” E rmächtigungsumfang erteilen, so wäre diese nichtig72. 
Ähnlich hatte bereits zuvor Eder argumentiert73. Er sah die Generalhandlungs-
vollmacht bei der GmbH allerdings als eine allgemeine Vollmacht umfassends-
ter Art an. Diese ermächtige auch zu außergewöhnlichen Geschäften und sei 
sogar der Prokura überlegen. Nur ein Einzelkaufmann könne Generalvollmacht 
erteilen, da die Generalvollmacht ihre Wurzeln im Persönlichkeitsbereich des 
Vollmachtgebers habe, während die Generalhandlungsvollmacht eine Erschei-
nungsform des kaufmännischen Geschäftsbetriebs sei74. 
Eine neuere Auffassung unterscheidet danach, ob es sich um eine Vollmacht an 
leitende Angestellte oder an außerhalb des Unternehmens stehende Personen 
handelt75. Lieb/Krebs sehen in der Generalvollmacht an selbstständige unter-
nehmensfremde Personen eine BGB-Vollmacht, während die Generalvoll-
macht an hierarchisch eingegliederte Personen eine qualifizierte Art der Gene-
ralhandlungsvollmacht sei. Es stelle ein ungeschriebenes Prinzip handelsrecht-
licher Stellvertretung dar, dass die §§ 48 ff. HGB auf organisatorisch einge-
gliederte Vertreter beschränkt seien. Dieses Prinzip besage, dass die Erteilung 
einer Vertretungsmacht an eine wirtschaftlich und organisatorisch selbstständi-
ge Person nicht von den Vorschriften in §§ 48 ff. HGB, sondern allein von den 
Regelungen in §§ 164 ff. BGB erfasst sei. Die Rechtfertigung des Prinzips er-
gebe sich aus der Kontinuität zum ADHGB. Das ADHGB habe klar zwischen 
Prokura und Handlungsvollmacht einerseits und der allgemeinen Vollmacht im 
Handelsrecht andererseits getrennt76, wobei letztere die Vollmacht an rechtlich 
und wirtschaftlich selbstständige Personen gemeint habe und nur deshalb nicht 
                                                 
72
 Brüggemann, JA 1977, 500, 503. 
73
 Eder, GmbHR 1962, 225.  
74
 Eder, GmbHR 1962, 225, 227.  
75
 Krebs, ZHR 159 (1995), 635, 648, 651; MünchKomm(HGB)-Lieb/Krebs, vor § 48 Rn 72. 
76
 Art. 42 ff. ADHGB einerseits und Art. 298 ADHGB andererseits. 
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in das HGB übernommen worden sei, weil im BGB allgemeine Vertretungsre-
geln bereit gestanden hätten77. Aus diesem Prinzip ergebe sich auch die Enu-
meration der Vollmachten Prokura und Handlungsvollmacht. Die Formulie-
rung in § 54 Abs. 1 HGB ”ist jemand ohne Erte ilung der Prokura...” deute auf 
eine strenge Alternativität von Prokura und Handlungsvollmacht hin, die eine 
dritte Form der Vollmacht nicht zulasse.  
Ein numerus clausus sei erforderlich, um den von §§ 48 ff. HGB beabsichtig-
ten Verkehrsschutz zu gewährleisten. Denn gäbe es keinen numerus clausus 
der Vollmachten, könnten jederzeit neue Formen erfunden werden. Man könn-
te sich dann mit diesen neuen Vertretungsformen auch dem Verkehrsschutz-
konzept des Gesetzes entziehen. Auch werde der Verkehr dadurch zu unzu-
mutbaren Nachforschungen über die Vollmachtsart gezwungen, wohingegen 
die Unterscheidung von Prokura und Handlungsvollmacht generell unproble-
matisch sei78. 
bb) Kein gesetzlicher Typenzwang 
Die Gegenauffassung verneint einen gesetzlichen Typenzwang79. Mit den han-
delsrechtlichen Vollmachten solle den besonderen Bedürfnissen des Handels-
verkehrs Rechnung getragen werden, wonach es dringend erforderlich sei, sich 
bei erteilten Vollmachten auf einen bestimmten Umfang verlassen zu können. 
Dieses besondere Bedürfnis bestehe in der Regel nur im Kreise von Kaufleu-
ten, die daher zur Erteilung von derartigen handelsrechtlichen Vollmachten 
befugt seien. Andererseits müsse es Kaufleuten - unabhängig von erteilten 
handelsrechtlichen Vollmachten - unbenommen bleiben, allgemeine zivilrecht-
liche Vollmachten, etwa für den Einzelfall, zu erteilen. Dagegen spreche auch 
nicht das besondere Bedürfnis des Handelsverkehrs nach Rechtssicherheit. 
Wenn eine Vollmacht für den Einzelfall nach allgemeinen zivilrechtlichen 
Vorschriften grundsätzlich möglich sei, dann müsse dies auch für die General-
                                                 
77
 Krebs, ZHR 159 (1995), 635, 650 f. 
78
 Krebs, ZHR 159 (1995), 635, 652. 
79
 Baumann, Freundesgabe Weichler, S. 1, 8; Joussen, WM 1994, 273, 274; Geitzhaus, 
GmbHR 1989, 229, 232; Hübner, ZHR 143 (1979), 1, 7; Stüsser, Anfechtung der Vollmacht, 
S. 234.  
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vollmacht gelten, die ja aus den allgemeinen zivilrechtlichen Vorschriften folge 
und nur einen besonders weiten Umfang der Vollmacht beschreibe80.   
c) Stellungnahme 
Ein numerus clausus kann weder mit dem Wortlaut noch mit der Gesetzge-
bungsgeschichte, noch mit dem Sinn und Zweck der handelsrechtlichen Stell-
vertretungsregeln begründet werden.  
Aus dem Wortlaut der §§ 48 ff. HGB kann die Existenz eines numerus clausus 
nicht gefolgert werden. Geht man allein von der allgemeinen Wortbedeutung 
aus, ist Handlungsvollmacht eher der weitere Begriff, während Prokura eine 
bestimmte Art von Vollmacht bezeichnet. Der Beginn des § 54 Abs. 1 HGB 
”Ist jemand ohne Erteilung der Prokura...” deutet nicht zwingend auf eine 
strenge Alternativität von Prokura und Handlungsvollmacht hin81. Diese For-
mulierung kann auch so verstanden werden, dass damit eine inhaltliche Ab-
grenzung zur Prokura erfolgen sollte. Die Prokura hat als handelsrechtliche 
Vollmacht einen besonderen Stellenwert. Sie hat durch den gesetzlich festge-
legten, unbeschränkbaren Umfang (§ 49 Abs. 1 HGB) und auch durch die 
Pflicht zur Eintragung in das Handelsregister (§ 53 HGB) eine hervorgehobene 
Position. Die Handlungsvollmacht ist dagegen im Verhältnis zur Prokura eine 
Vollmacht von geringerer Bedeutung. Dies kommt in der Formulierung des § 
54 HGB zum Ausdruck, welche somit nicht auf eine Ausschließlichkeit im 
Sinne eines tertium non datur hindeutet, sondern die Unterschiede der Hand-
lungsvollmacht zur Prokura sowie die Stufenfolge betont.  
Auch aus der Gesetzgebungsgeschichte lässt sich nichts Eindeutiges zugunsten 
einer Exklusivität von Prokura und Handlungsvollmacht im kaufmännischen 
Bereich herleiten. Weder gab es stets eine klare Trennung zwischen diesen 
beiden Vollmachten, noch handelt es sich um die einzigen Vollmachten, die im 
kaufmännischen Bereich verwendet wurden.  
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 Joussen, WM 1994, 273, 275. 
81
 So allerdings Krebs, ZHR 159 (1995), 635, 653. 
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Im ADHGB von 1861 wurde die Prokura erstmals als Vollmacht mit gesetzlich 
festgelegtem Umfang eingeführt82. Obwohl die genaue Herkunft und Entwick-
lung der Prokura nicht im Einzelnen bekannt ist, gab es im Hochmittelalter in 
Italien schon der heutigen Prokura ähnliche handelsrechtliche Vertretungsver-
hältnisse83. Im mittelalterlichen italienischen Sprachgebrauch war ”Prokura” 
die Bezeichnung für sämtliche Arten der Vollmacht, insbesondere für die 
Vollmacht der Vertreter eines Handelsgeschäfts84. Später verstand man darun-
ter diejenige Generalhandlungsvollmacht, die in die kaufmännischen Matrikeln 
eingetragen werden musste85. Die Handlungsvollmacht wurde im ADHGB 
dem heutigen § 54 HGB weitgehend entsprechend geregelt86. Prokura und 
Handlungsvollmacht wurden jedoch im ADHGB noch in vielen ihrer Voraus-
setzungen und Rechtswirkungen als gleichgestellt angesehen. Es gab im 
ADHGB gemeinsame Regelungen für Prokuristen und Handlungsbevollmäch-
tigte (Art. 52, 54, 55). So wurde z.B. die freie Widerruflichkeit von Prokura 
und Handlungsvollmacht und die Rechtswirkungen der Geschäfte von Proku-
                                                 
82
 In Art. 41 war bestimmt, dass der Prokurist im Namen des Prinzipals und für dessen Rech-
nung das Handelsgeschäft betreibt. Art. 42 legte der Umfang der Prokura gesetzlich fest, wobei 
Beschränkungen nach Art. 43 keine rechtliche Wirkung zukam.  
Art. 41: Wer von dem Eigenthümer einer Handelsniederlassung (Prinzipal) beauftragt ist, in 
dessen Namen und für dessen Rechnung das Handelsgeschäft zu betreiben und per procura die 
Firma zu zeichnen, ist Prokurist.    Die Bestellung des Prokuristen kann durch Ertheilung einer 
ausdrücklich als Prokura bezeichneten Vollmacht, oder durch ausdrückliche Bezeichnung des 
Bevollmächtigten als Prokuristen, oder durch die Ermächtigung, per procura die Firma des 
Prinzipals zu zeichnen, geschehen.   Die Prokura kann mehreren Personen gemeinschaftlich 
ertheilt werden (Kollektivprokura). 
Art. 42: Die Prokura ermächtigt zu allen Arten von gerichtlichen und außergerichtlichen Ge-
schäften und Rechtshandlungen, welche der Betrieb eines Handelgewerbes mit sich bringt; sie 
ersetzt jede nach den Landesgesetzen erforderliche Spezialvollmacht; sie berechtigt zur Anstel-
lung und Entlassung von Handlungsgehilfen und Bevollmächtigten.   Zur Veräußerung und 
Belastung von Grundstücken ist der Prokurist nur ermächtigt, wenn ihm diese Befugnis beson-
ders ertheilt ist. 
Art 43: Eine Beschränkung des Umfanges der Prokura (Art. 42) hat dritten Personen gegen-
über keine rechtliche Wirkung.   Dies gilt insbesondere von der Beschränkung, dass die Proku-
ra nur für gewisse Geschäfte oder gewisse Arten von Geschäften gelte, oder dass sie nur unter 
gewissen Umständen oder für eine gewisse Zeit oder an einzelnen Orten ausgeübt werden 
solle. 
83
 Vgl. Bucher, Festgabe Bürgi, S. 39, 45.  
84
 Wieland, Handelsrecht, § 30. 2. m. w. Nachw. 
85
 Rintelen ZHR 75, 4 f., 9, 243; Wieland, Handelsrecht, § 30. 2. 
86
 Art. 47: Wenn ein Prinzipal Jemanden ohne Ertheilung der Prokura, sei es zum Betriebe 
seines ganzen Handelsgewerbes oder zu einer bestimmten Art von Geschäften oder zu einzel-
nen Geschäften, in seinem Handelsgewerbe bestellt (Handlungsbevollmächtigter), so erstreckt 
sich die Vollmacht auf alle Geschäfte und Rechtshandlungen, welche der Betrieb eines derarti-
gen Handelsgewerbes oder die Ausführung derartiger Geschäfte gewöhnlich mit sich bringt.    
  Jedoch ist der Handlungsbevollmächtigte zum Eingehen von Wechselverbindlichkeiten, zur 
Aufnahme von Darlehen und zur Prozessführung nur ermächtigt, wenn ihm eine solche Befug-
nis besonders ertheilt ist. Im Uebrigen bedarf er zu den Geschäften, auf welche sich seine 
Vollmacht erstreckt, der in den Landesgesetzen vorgeschriebenen Spezialvollmacht nicht.  
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risten und Handlungsbevollmächtigten einheitlich geregelt87. Diese Regelun-
gen wurden nicht in das HGB übernommen. Aus den Gesetzesmaterialien er-
gibt sich, dass man die bisherigen Regelungen zur Wirkung der Stellvertretung 
und zur Haftung des Vertreters ohne Vertretungsmacht (Art. 52, 55) durch die 
Vorschriften der §§ 164, 179 BGB für entbehrlich hielt, ebenso folge die Wi-
derruflichkeit der Handlungsvollmacht aus der allgemeinen Bestimmung des § 
168 BGB88. Die Prokura wurde in der älteren Literatur auch als ”Handlungs-
vollmacht im weiteren Sinne” bezeichnet 89, als ”Generalhandlungsvollmacht 
mit unabänderlichem Inhalt” oder sogar als ”gesetzlich unbeschränkte Gen e-
ralvollmacht” 90. Auch heute noch wird die Prokura als besonderer Anwen-
dungsfall einer Generalvollmacht bezeichnet91. 
Bemerkenswert ist, dass es im ADHGB noch eine weitere handelsrechtliche 
Vollmacht gab92. Es handelte sich um eine ”Vollmacht zu Handelsgeschäften”, 
die nicht in das HGB übernommen wurde. Dies lag vor allem daran, dass es 
sich um eine allgemeine Vollmacht handelte, für deren Übernahme in das HGB 
aufgrund der Anwendbarkeit der allgemeinen Stellvertretungsregelungen des 
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 Art. 52:  Durch das Rechtsgeschäft, welches ein Prokurist oder Handlungsbevollmächtigter 
gemäß der Prokura oder der Vollmacht im Namen des Prinzipals schließt, wird der letztere 
dem Dritten gegenüber berechtigt und verpflichtet.   Es ist gleichgültig, ob das Geschäft aus-
drücklich im Namen des Prinzipals geschlossen worden ist, oder ob die Umstände ergeben, 
dass es nach dem Willen der Kontrahenten für den Prinzipal geschlossen werden sollte.   Zwi-
schen dem Prokuristen oder Bevollmächtigten und dem Dritten erzeugt das Geschäft weder 
Rechte noch Verbindlichkeiten.   
Art. 54:  Die Prokura oder Handlungsvollmacht ist zu jeder Zeit widerruflich, unbeschadet der 
Rechte aus dem bestehenden Dienstverhältnisse.  Der Tod des Prinzipals hat das Erlöschen der 
Prokura oder Handlungsvollmacht nicht zur Folge.  
Art. 55:  Wer ein Handelsgeschäft als Prokurist oder als Handlungsbevollmächtigter schließt, 
ohne Prokura oder Handlungsvollmacht erhalten zu haben, ingleichen ein Handlungsbevoll-
mächtigter, welcher beim Abschluss eines Geschäfts seine Vollmacht überschreitet, ist dem 
Dritten persönlich nach Handelsrecht verhaftet; der Dritte kann nach seiner Wahl ihn auf Scha-
densersatz oder Erfüllung belangen.   Diese Haftpflicht tritt nicht ein, wenn der Dritte, unge-
achtet er den Mangel der Prokura oder der Vollmacht oder die Überschreitung der letzteren 
kannte, sich mit ihm eingelassen hat. 
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 Hahn, Materialien zum Handelsgesetzbuch, S. 232 f. 
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 Trost, Arten der Handlungsvollmacht, S. 18 u. 60, Fn 202.  
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 Wieland, Handelsrecht, S. 356. 
91
 Vgl. Larenz/Wolf, BGB AT, § 47 Rn 47. 
92
 Art. 298: Bei einer Vollmacht zu Handelsgeschäften kommen in Betreff des Verhältnisses 
zwischen dem Vollmachtgeber, dem Bevollmächtigen und dem Dritten, mit welchem der Be-
vollmächtigte Namens des Vollmachtgebers das Geschäft schließt, dieselben Bestimmungen 
zur Anwendung, welche im Art. 52 in Beziehung auf die Prokuristen und Handlungsbevoll-
mächtigte gegeben sind.   Ingleichen gilt die Bestimmung des Art. 55 in Beziehung auf denje-
nigen, welcher ein Handelsgeschäft als Bevollmächtigter schließt, ohne Vollmacht dazu erhal-
ten zu haben, oder welcher bei dem Abschluss eines Handelsgeschäfts seine Vollmacht über-
schreitet.   
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BGB gemäß Art. 2 Abs. 1 EGHGB keine Veranlassung bestand93. Es finden 
sich jedoch keine Anhaltspunkte, dass der Gesetzgeber dadurch künftig nur 
noch Prokura und Handlungsvollmacht als handelsrechtliche Vollmachten an-
erkennen wollte. 
Mit dem Sinn und Zweck der handelsrechtlichen Stellvertretungsregelungen 
lässt sich ein solches Enumerationsprinzip ebenfalls nicht begründen. Es gibt 
keine überzeugenden Gründe dafür, dem Kaufmann etwas zu versagen, was 
jeder Privatperson gestattet ist, nämlich eine Generalvollmacht zu erteilen. Die 
handelsrechtlichen Vorschriften zu Prokura und Handlungsvollmacht bezwe-
cken eine Erleichterung des kaufmännischen Verkehrs. Der Geschäftspartner 
soll sich - vor allem, wenn er es mit einem Prokuristen zu tun hat - auf einen 
bestimmten Umfang an Vertretungsmacht verlassen können. Die Vorschriften 
wollen jedoch nicht den Handlungsspielraum des Kaufmanns bzw. Unterneh-
mens einschränken. Es ist allgemein anerkannt, dass ein Kaufmann eine Ein-
zelvollmacht für ein bestimmtes Geschäft erteilen kann94. Dabei handelt es sich 
um eine zivilrechtliche Vollmacht, die sich ausschließlich nach den §§ 164 ff. 
BGB richtet. Die Voraussetzung für eine Spezialhandlungsvollmacht gemäß § 
54 Abs. 1 HGB liegen dabei nicht vor, da nicht zur Vornahme einzelner, d.h. 
also mehrerer Geschäfte, ermächtigt wird. Wenn aber eine zivilrechtliche Ein-
zelvollmacht zulässig ist, so sollte auch eine Generalvollmacht als das Gegen-
stück, bei dem zu allen Geschäften ermächtigt wird, nicht von vornherein aus-
geschlossen sein95. Dabei geht es zunächst nur um die allgemeine Zulässigkeit 
der Generalvollmacht, unbeschadet ihrer Zulässigkeit und Wirksamkeit im 
Einzelnen. 
Ein numerus clausus der handelsrechtlichen Vollmachten existiert folglich 
nicht96. Weder lässt sich damit eine allgemeine Unzulässigkeit der General-
vollmacht begründen, noch kann hieraus der Schluss gezogen werden, eine 
Generalvollmacht könne stets nur Generalhandlungsvollmacht sein. Die Frage, 
wie die Generalvollmacht rechtlich einzuordnen ist, kann nicht unter Rückgriff 
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 Vgl. Krebs, ZHR 159 (1995), 635, 649. 
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 Hübner, ZHR 143 (1979), 1, 7; Joussen, WM 1994, 273, 274. 
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 Vgl. Hübner, ZHR 143 (1979), 1, 7. 
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 Ebenso Baumann, Freundesgabe Weichler, S. 1, 8; Joussen, WM 1994, 273, 274; Geitzhaus, 
GmbHR 1989, 229, 232; Hübner, ZHR 143 (1979), 1, 7. 
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auf einen numerus clausus der Vertretungsformen des HGB beantwortet wer-
den.  
2. Sonstige Zulässigkeitsbedenken 
a) Kein Bedürfnis 
Von einigen Autoren wird ein Bedürfnis für eine Generalvollmacht im handels-
rechtlichen Bereich verneint97. Dabei handelt es sich um diejenigen Autoren, 
die auch einen numerus clausus befürworten. Die Auffassung, die zwischen 
hierarchisch eingegliederten und selbstständigen Personen unterscheidet, be-
schränkt dies auf die Generalvollmacht an hierarchisch in ein Unternehmen 
eingegliederte Personen98. Dort bestehe kein Bedürfnis an der Generalvoll-
macht als bürgerlichrechtlicher Vollmacht oder als neuer eigenständiger Voll-
machtsart. Es wird argumentiert, der Rechtsverkehr habe kein Bedürfnis an 
einer Generalvollmacht, da er sich der Generalhandlungsvollmacht und der 
Prokura bedienen könne. Demgegenüber wird von vielen Autoren, die eine 
Generalvollmacht für zulässig erachten, darauf verwiesen, dass es ein Bedürf-
nis für die Generalvollmacht gebe99. Dies zeige sich schon daran, dass durch 
sie eine neue Hierarchiestufe in vielen Unternehmen entstanden sei100.  
Gegen ein fehlendes Bedürfnis spricht die häufige Verwendung der General-
vollmacht in der Praxis. Der Argumentation, mit Prokura und Handlungsvoll-
macht stünden dem Rechtsverkehr ausreichend Vertretungsformen zur Verfü-
gung stehen, lässt sich entgegen halten, dass keine Verpflichtung zur Verwen-
dung ausschließlich dieser Vollmachten besteht, da ein numerus clausus nicht 
existiert. Die generelle Unzulässigkeit einer rechtsgeschäftlichen Generalvoll-
macht kann daher nicht mit einem fehlenden Bedürfnis begründet werden. E-
benso wenig kann allerdings allein aus einem bestehenden Bedürfnis die Zuläs-
sigkeit der Generalvollmacht hergeleitet werden. 
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b) Fehlende Registerpublizität der Generalvollmacht 
Gegen die Zulässigkeit der Generalvollmacht wird außerdem noch mit ihrer 
fehlenden Eintragung in das Handelsregister argumentiert101. Eine ältere Lite-
raturauffassung nahm zunächst an, dass die Generalvollmacht dem Wesen des 
Handelsregisters widerspreche102. Durch eine Generalvollmacht werde der öf-
fentliche Glaube des Handelsregisters beeinträchtigt, da vertretungsberechtigte 
Personen für jeden Dritten erkennbar und durch Einsicht in das Register fest-
stellbar sein sollen, der Generalbevollmächtigte aber nicht im Handelsregister 
vermerkt würde103. Nach anderer Auffassung soll eine Beeinträchtigung des 
Verkehrsschutzes vorliegen, wenn durch die Generalbevollmächtigung eine 
Eintragung als Geschäftsführer umgangen oder ein weiter nicht eingetragener 
Vertreter mit Einzel- oder Gesamtvertretungsbefugnis geschaffen werde104. Es 
dürfe nicht der Gesellschaft überlassen bleiben, durch die Wahl des Wortes 
„Generalbevollmächtigter“ statt „Geschäftsführer“ die Eintragung zu verme i-
den, die das Gesetz in §§ 8 Abs. 1 Nr. 2, 39 GmbHG vorschreibe105.  
Die Argumentation, die aus der fehlenden Registerpublizität die Unzulässigkeit 
herleitet, ist nicht überzeugend. Es gibt keinen Rechtsgrundsatz des Inhalts, 
dass die genauen Herrschaftsverhältnisse oder die entscheidenden Personen bei 
einer Gesellschaft aus dem Register ersichtlich sein müssen. Nicht alles, was 
für den Handelsverkehr relevant ist, ist eintragungspflichtig. So kann z.B. die 
Bestellung eines Handlungsbevollmächtigten i.S.d. § 54 Abs. 1 HGB nicht in 
das Handelsregister eingetragen werden. Es sind daher nicht sämtliche Perso-
nen, die zur Vertretung einer Gesellschaft berechtigt sind, vollständig aus dem 
Handelsregister ersichtlich106. Darüber hinaus ist es auch rechtlich zulässig, 
dass eine Person, die eigentlich die Gesellschaft führt, etwa aufgrund von 
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 So zuerst Kuttner, DR 1942, 1488; ähnlich Ripfel, GmbHR 1953, 181, 182. 
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 Kuttner, DR 1942, 1488.  
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Treuhandverhältnissen, im Hintergrund bleibt107. Die Eintragung eines Ge-
schäftsführers, der in jedem Fall vorhanden sein muss und der organschaftli-
chen Haftung (§ 43 Abs. 2 GmbHG) unterliegt, kann durch einen Generalbe-
vollmächtigten nicht umgangen werden. Soll ein Generalbevollmächtigter or-
ganschaftliche Befugnisse wahrnehmen, so ist er als organschaftlicher Vertre-
ter einzutragen. Die Möglichkeit, dass ein nicht registeröffentlich bekannt ge-
machter Generalbevollmächtigter für die Gesellschaft Geschäfte von erhebli-
cher Bedeutung abschließen kann, ist also nicht bedenklich oder gar gesetzwid-
rig.  
Eine andere Frage ist jedoch, ob nicht eine Diskrepanz vorläge, wenn eine Ge-
neralbevollmächtigung mit weitest reichenden Befugnissen nicht in das Han-
delsregister einzutragen wäre, während die Prokura eintragungspflichtig ist. 
Dieser Aspekt betrifft allerdings nicht die allgemeine Zulässigkeit der General-
vollmacht. Es entspricht der ganz überwiegenden Auffassung, dass die Gene-
ralvollmacht als solche nicht in das Handelsregister eingetragen werden 
kann108. Die Bedenken, die einige Autoren wegen des Umfangs der General-
vollmacht haben, führen nicht dazu, deswegen die Zulässigkeit der General-
vollmacht in Frage zu  stellen109. Zumeist wird eine Eintragung als Prokura 
befürwortet110. 
II. Zulässigkeit der Generalvollmacht im Gesellschaftsrecht 
Im Anschluss an das Urteil des BGH vom 18. Oktober 1976 wird die General-
vollmacht bei der GmbH in Rechtsprechung und Literatur überwiegend als 
unzulässig bzw. unwirksam angesehen111. Dies wird mit dem Argument be-
gründet, durch die Erteilung der Generalvollmacht würden in unzulässiger 
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Weise organschaftliche Befugnisse übertragen. Während manche die General-
vollmacht stets für unwirksam halten112, differenziert die überwiegende Auf-
fassung danach, ob es sich um eine organersetzende oder eine rechtsgeschäftli-
che Generalvollmacht handelt113. Die rechtsgeschäftliche Generalvollmacht 
wird als zulässig angesehen114. Die Argumentation mit der unzulässigen Über-
tragung organschaftlicher Befugnisse bei der GmbH wird auch bei anderen 
Gesellschaftsformen angewendet115. Bei der Personenhandelsgesellschaft wird 
die Generalvollmacht zum Teil jedoch für zulässig erachtet116.  
1. Organersetzende und rechtsgeschäftliche Generalvollmacht bei der GmbH 
a) Überblick über die Rechtsprechung 
Bereits zu Beginn des 20. Jahrhunderts wurde von Kammergericht und Reichs-
gericht die Zulässigkeit einer Generalvollmacht immer dann verneint, wenn 
durch sie organschaftliche Vertretungsbefugnisse eines GmbH-
Geschäftsführers übertragen werden sollten117. Bis heute spielt die mögliche 
Übertragung organschaftlicher Befugnisse in der Rechtsprechung des BGH und 
der Instanzgerichte bei der Beurteilung einer Generalvollmacht eine zentrale 
Rolle. Es wird stets der Grundsatz betont, die Übertragung organschaftlicher 
Befugnisse sei unzulässig, weshalb eine entsprechende Generalvollmacht nich-
tig sei. Welche Kriterien aber im Einzelnen für eine solche unzulässige Über-
tragung maßgeblich sein sollen, lässt sich den Urteilen zumeist nicht entneh-
men.  
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aa) Rechtsprechung des Reichsgerichts und des Kammergerichts 
Reichsgericht und Kammergericht haben die Generalvollmacht grundsätzlich 
als zulässig angesehen und dabei auch eine Abgrenzung zu einer unzulässigen 
Generalvollmacht vorgenommen, durch die der Geschäftsführer seine gesam-
ten Befugnisse überträgt und der Gesellschaft an seiner Stelle einen anderen 
aufdrängt118.  
(1) Zulässige Bevollmächtigung 
Das Kammergericht hatte zunächst einmal in einer Entscheidung aus dem Jahre 
1915 eine unzulässige Übertragung der gesamten Befugnisse eines Geschäfts-
führers auf einen Generalbevollmächtigten bejaht119.  Sodann nahm es in einer 
Entscheidung aus dem Jahr 1925 ausführlich Stellung zu der Zulässigkeit der 
Generalvollmacht bei der GmbH und den bis dahin in Rechtsprechung und 
Literatur vertretenen Ansichten120. Das Gericht stellte im Ergebnis fest, dass 
die von einem Geschäftsführer für die GmbH erteilte Generalvollmacht grund-
sätzlich zulässig ist. In dem zu entscheidenden Fall hatte der von der Ge-
schäftsführerin einer GmbH ernannte Generalbevollmächtigte einen Grund-
stückskauf für die Gesellschaft getätigt. Das Grundbuchamt hatte den Antrag 
auf Eintragung des Eigentumswechsels mit der Begründung zurückgewiesen, 
die Generalvollmacht sei nichtig. Das Kammergericht führte nun zunächst aus, 
eine juristische Person könne ebenso wie eine natürliche Person zur Wahrneh-
mung ihrer Interessen Bevollmächtigte bestellen, weil es bei ihr Beweggründe 
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hierfür, z. B. eine tatsächliche oder rechtliche Verhinderung des gesetzlichen 
Vertreters, in gleichem Maße geben könne. Da das Gesetz keinen Unterschied 
zwischen einer Vollmacht für einzelne Angelegenheiten und einer General-
vollmacht kenne, könne es grundsätzlich nicht von Bedeutung sein, ob die 
Vollmacht sich auf eine oder mehrere oder gar alle Angelegenheiten beziehe. 
Wenn es aber der Gesellschaft nicht verwehrt sei, für alle vorkommenden An-
gelegenheiten nach und nach Sonderbevollmächtigte zu bestellen, so müsse es 
ihr auch gestattet sein, von vornherein eine einheitliche umfassende Vollmacht 
für alle Angelegenheiten zu erteilen.  
Von der grundsätzlich zulässigen Erteilung einer Generalvollmacht durch eine 
juristische Person müsse die Konstellation unterschieden werden, in welcher 
ein Geschäftsführer durch die Generalvollmacht seine gesamten Befugnisse auf 
den Generalbevollmächtigten übertrage121; es handele sich um zwei rechtlich 
verschiedenartige Vorgänge. Die Vollmacht verschaffe dem Dritten nur die 
Vertretungsbefugnis, aus ihr könne jedoch nicht entnommen werden, dass der 
Geschäftsführer damit zugleich seine Geschäftsführung überlasse. Bei der an-
geblichen Übertragung der gesamten Befugnisse auf den Generalbevollmäch-
tigten handele es sich jedoch niemals um eine rechtliche, allenfalls um eine 
tatsächliche Überlassung der Befugnisse, so dass der bisherige Geschäftsführer 
der gesetzliche Vertreter der Gesellschaft bleibe. Der Generalbevollmächtigte 
werde in die Lage versetzt, den größten Teil der dem Geschäftsführer mögli-
chen Angelegenheiten zu erledigen, jedoch nicht diejenigen Angelegenheiten, 
die dem Geschäftsführer als solchem obliegen. Die Erteilung einer General-
vollmacht durch den Geschäftsführer sei daher insgesamt auch nicht der unzu-
lässigen Übertragung einer Prokura, sondern mit der gesetzlich zulässigen Er-
teilung einer Handlungsvollmacht durch den Prokuristen gleichzustellen122.  
(2) Ausnahmen 
Das Kammergericht ging in dieser Entscheidung auch auf die Möglichkeit ein, 
dass ausnahmsweise eine unzulässige Übertragung vorliegen könne. Es führte 
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aus, eine Übertragung eigener Befugnisse könne nur dann in Frage kommen, 
wenn der Geschäftsführer den Generalbevollmächtigten für sich und nicht für 
die Gesellschaft bestelle. Dass der Generalbevollmächtigte durch die Voll-
macht die rechtliche Möglichkeit erlange, neben dem Geschäftsführer die An-
gelegenheiten der Gesellschaft wahrzunehmen, sei die gesetzliche Folge der 
Generalvollmacht und führe für sich allein nicht dahin, dass der Gesellschaft an 
Stelle des bisherigen Geschäftsführers ein anderer aufgedrängt werde. Die Un-
wirksamkeit der Generalvollmacht könne höchstens dann angenommen wer-
den, wenn ein Geschäftsführer unter dem Gewande der Generalvollmacht ohne 
Genehmigung der Gesellschaft eine andere Person dauernd an seine Stelle setz-
te. Eine solche Ausnahme erfordere aber, dass die Generalvollmacht unwider-
ruflich erteilt worden sei123. 
Weder Kammergericht noch Reichsgericht haben in ihren Entscheidungen nä-
her präzisiert, in welchen Fällen das Vertretungsorgan als solches vollständig 
ausscheidet und an seiner Stelle der Gesellschaft einen anderen in juristisch 
relevanter Weise aufdrängt. Das KG hatte einmal eine Übertragung organ-
schaftlicher Befugnisse angenommen124. Aus dem kurzen Beschluss wird je-
doch nicht klar, aus welchen Gründen dies geschah. Möglicherweise erschloss 
das Gericht die Übertragung der gesamten Geschäftsführerbefugnisse daraus, 
dass der Geschäftsführer gemäß § 78 GmbHG anmeldepflichtig ist und der 
Generalbevollmächtigte im konkreten Fall eine Anmeldung zum Handelsregis-
ter vornehmen sollte. Es ist jedoch wahrscheinlicher, dass das KG den Grund 
für die Unzulässigkeit in der Umgehung der Kollektivvertretung gesehen hat. 
Das RG hat es in zwei Entscheidungen dahingestellt sein lassen, ob jeweils 
eine unzulässige Generalvollmacht vorlag. In dem einen Fall verwies das Ge-
richt zurück, da ihm die Vollmachtsurkunde nicht vorlag125; in dem anderen 
Fall nahm es eine nachträgliche Genehmigung durch die GmbH an, weshalb 
selbst das Handeln aufgrund einer unwirksamen Generalvollmacht rechtlich 
wirksam gewesen sein würde126. Einmal sah das RG eine wirksame General-
vollmacht im Gegensatz zu einer unwirksamen, durch die der Gesellschaft ein 
                                                 
123
 KG JFG 3, 272, 278. 
124
 KGJ 48, 130 (s. Fn. 94). 
125
 RGZ 86, 262. 
126
 RGZ 102, 16. 
32 
anderer Geschäftsführer aufgedrängt werde, deshalb als gegeben an, weil sie 
zeitlich beschränkt war127. 
bb) Rechtsprechung des BGH 
(1) Übertragung organschaftlicher Befugnisse 
In seiner zentralen Entscheidung zur Generalvollmacht bei der GmbH stellte 
der BGH fest, die Übertragung organschaftlicher Vertretungsmacht sei unzu-
lässig, selbst wenn eine Generalvollmacht befristet, widerruflich und mit Zu-
stimmung der Gesellschafter erteilt werde128. In dem vom BGH entschiedenen 
Rechtsstreit ging es um die Wirksamkeit einer vom Geschäftsführer einer 
GmbH einem Dritten erteilten Generalvollmacht. Die GmbH hatte nur eine 
Gesellschafterin. Deren Ehemann war zunächst Geschäftsführer, wurde dann 
aber durch den neuen Geschäftsführer abgelöst. Dieser erteilte dem Ehemann 
mit Wissen der Alleingesellschafterin namens der GmbH eine umfassende 
Vollmacht129. Auf Grund dieser Vollmacht akzeptierte der Ehemann für die 
GmbH einen Wechsel. Die Gesellschaft löste den Wechsel bei Fälligkeit nicht 
ein und fiel später in Konkurs. Die Wechselinhaberin nahm daraufhin den E-
hemann aus Art. 8 WG in Anspruch, weil er als Vertreter ohne Vertretungs-
macht den Wechsel akzeptiert habe. Der BGH beurteilte die Vollmacht als Ge-
neralvollmacht und deshalb als unwirksam. Die Befugnis des GmbH-
Geschäftsführers zur organschaftlichen Willensbildung und die damit verbun-
dene Verantwortung seien unübertragbar. Der Geschäftsführer könne daher 
seine Vertretungsmacht nicht im Ganzen durch einen anderen ausüben lassen. 
Geschützt werden sollen dabei sowohl die Gesellschafter als auch der Rechts-
verkehr. Es sei gleichgültig, ob der alleinige Gesellschafter mit der Vollmacht-
erteilung einverstanden sei und deshalb eines Vertrauensschutzes nicht bedür-
fe130. Das Verbot der Übertragung organschaftlicher Vertretungsmacht schütze 
nicht nur die Gesellschafter vor einer Ausübung der Geschäftsführerbefugnisse 
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durch Personen, die ihr Vertrauen nicht genössen, sondern auch die Rechtssi-
cherheit und die Belange des Rechtsverkehrs. Die Zustimmung der Gesell-
schafter sei ein gesellschaftsinterner Vorgang, der für Außenstehende nicht 
erkennbar sei und daher für die Gültigkeit allgemeiner Vertretungsmacht nicht 
maßgebend sein dürfe. Hinzu komme, dass der Geschäftsführer einer GmbH 
auch öffentliche Pflichten habe, wie z. B. die Insolvenzantragspflicht nach § 64 
GmbHG, die zugleich dem Schutz der Gesellschaftsgläubiger diene. Der Ge-
schäftsführer könne daher seine Aufgaben und die Verantwortung für deren 
Erfüllung nicht voll auf einen anderen abwälzen. Auch die Gesellschafter 
könnten die Geschäftsführungs- und Vertretungsbefugnis nicht insgesamt ei-
nem Dritten anvertrauen, ohne diesen gleichzeitig zum Geschäftsführer zu 
bestellen. Eine solche Bestellung sei aber im konkreten Fall nicht gewollt ge-
wesen, da der Ehemann unmittelbar zuvor als Geschäftsführer abberufen wor-
den sei. 
Der BGH spricht nicht explizit aus, ob eine Generalvollmacht in jedem Fall 
oder wenigstens stets bei der GmbH oder nur als organschaftliche General-
vollmacht unzulässig sein soll. Seine Argumentation baut ausschließlich auf 
dem Verbot einer umfassenden Übertragung organschaftlicher Vertretungs-
macht auf. Einzelne Kriterien dafür, unter welchen Voraussetzungen eine Ü-
bertragung organschaftlicher Befugnisse vorliegt, werden nicht genannt. Zu-
dem ist es nicht ausgeschlossen, dass das Gericht bestrebt war, der Klägerin 
auch deshalb einen Anspruch gegen den Generalbevollmächtigten zu geben, 
weil die GmbH in Konkurs gefallen war. 
(2) Umgehung der Gesamtvertretung 
In seiner vorstehend diskutierten Entscheidung nahm der BGH Bezug auf eine 
frühere Entscheidung, in welcher er die Unzulässigkeit einer widerruflichen 
und befristeten Generalvollmacht ausgesprochen hatte131. Dort ging es aller-
dings um eine Vollmacht, durch die ein gesamtvertretungsberechtigter132  Ge-
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schäftsführer seinen Mitgeschäftsführer ermächtigt hatte, ihn in seiner Eigen-
schaft als gesamtvertretungsberechtigter Geschäftsführer zu vertreten133. Die 
Vollmacht war widerruflich und befristet erteilt worden134. Der Bevollmächtig-
te verkaufte Grundstücke der GmbH, wobei er einerseits für die GmbH als ge-
meinschaftlich vertretungsberechtigter Geschäftsführer handelte sowie ande-
rerseits unter Vorlage der Vollmachtsurkunde als Bevollmächtigter des anderen 
in dessen Eigenschaft als gemeinschaftlich vertretungsberechtigter Geschäfts-
führer. Die GmbH klagte und verlangte die Grundstücke zurück, da die Voll-
macht nichtig sei. Sie verlangte Berichtigung des Grundbuchs und Herausgabe 
der Grundstücke, da Kaufvertrag und Auflassung aufgrund der Nichtigkeit der 
Vollmacht unwirksam seien. 
Der BGH führte zunächst aus, die Verhinderung eines Geschäftsführers habe 
keineswegs die Einzelvertretungsmacht des anderen Geschäftsführers zur Fol-
ge, anderenfalls der durch die Gesamtvertretung bezweckte Schutz umgangen 
werde. Die Einräumung von Gesamtvertretungsbefugnis diene auch dem 
Schutz der Gesellschaft vor gewissen Handlungen der Geschäftsführer, so dass 
diese nicht von den Geschäftsführern selbst geändert werden könne, wenn die 
Satzung keine entsprechende Regelung vorsehe. Die gesamtvertretungsberech-
tigten Geschäftsführer könnten zwar entsprechend § 125 Abs. 2 Satz 2 HGB, § 
71 Abs. 2 Satz 2 AktG einen von ihnen zur Vornahme bestimmter Geschäfte 
oder bestimmter Arten von Geschäften ermächtigen. Diese Regelung diene der 
Erleichterung des Rechtsverkehrs. Darüber hinaus könnten die Geschäftsführer 
aber den Umfang ihrer Vertretungsmacht nicht selbst bestimmen135. Ein ge-
samtvertretungsberechtigter Geschäftsführer könne folglich seine Vertre-
tungsmacht nicht einem anderen Geschäftsführer übertragen oder diesen be-
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vollmächtigen, ihn in seiner Eigenschaft als Mitgeschäftsführer allein zu ver-
treten. Die Vollmacht sei daher wegen Umgehung des durch die Gesamtvertre-
tung bezweckten Schutzes nichtig. 
In dem vom BGH entschiedenen Fall bestand insofern eine besondere Konstel-
lation, als nicht ein gesellschaftsfremder Dritter, sondern der Mitgeschäftsfüh-
rer bevollmächtigt worden war. Das Gericht ließ es dahingestellt, ob die Erklä-
rung in eine Generalvollmacht umgedeutet werden könne, aufgrund deren der 
Bevollmächtigte berechtigt sei, die GmbH unmittelbar, also nicht in seiner Ei-
genschaft als Mitgeschäftsführer, zu vertreten. Denn eine derartige General-
vollmacht sei ebenfalls nichtig, weil sie in der Sache eine Übertragung der Ge-
schäftsführerbefugnisse oder eine allgemeine Vertretung bei der Ausübung 
dieser Rechte darstelle136. Dabei komme es auch nicht darauf an, ob die Gene-
ralvollmacht widerruflich oder nur für eine begrenzte Zeit erteilt worden sei. Es 
gebe keine Ausnahmefälle, in denen eine solche Generalvollmacht zulässig 
sein könne. Das Berufungsgericht hatte die Auffassung vertreten, dass es auf 
die besonderen Umstände des Einzelfalles ankomme und dass eine General-
vollmacht in Ausnahmefällen zulässig sein könne, wenn sie widerruflich sei 
und für eine begrenzte Zeit ausgestellt werde137.  
Der BGH begründete die Unzulässigkeit einer solchen Gestaltung hingegen mit 
Sinn und Zweck des Rechts der Gesamtvertretungsmacht sowie der Rechtssi-
cherheit. Die Erwägungen zur Gesamtvertretung würden in weitem Umfang 
vereitelt, wenn ein Geschäftsführer seine Befugnisse in Ausnahmefällen auf 
den anderen Geschäftsführer übertragen könne. Die Verantwortung für einen 
Geschäftsabschluss würde dann nicht mehr von beiden Geschäftsführern getra-
gen und die Geschäftsführer unterlägen nicht mehr der gegenseitigen Kontrol-
le. Zudem sei die Rechtssicherheit gefährdet, da der dritte Vertragspartner re-
gelmäßig nicht die Umstände kenne, die für die Wirksamkeit der Generalvoll-
macht maßgebend seien. 
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(3) Umdeutung 
Nach Auffassung des BGH kann eine unzulässige Generalvollmacht umgedeu-
tet werden, wobei vor allem - aber nicht ausschließlich - eine Umdeutung in 
eine Generalhandlungsvollmacht in Betracht kommt138.  
(a) Umdeutung in eine Generalhandlungsvollmacht 
In einer auf das GmbH-Urteil folgenden Entscheidung wies der BGH darauf 
hin, dass seine bisherige Rechtsprechung nicht die Möglichkeit ausschließe, 
eine unzulässige Generalvollmacht als eine Generalhandlungsvollmacht nach § 
54 HGB aufzufassen oder in eine solche umzudeuten139. Bei einer unzulässigen 
Generalvollmacht könne eine wirksame Generalhandlungsvollmacht vorliegen. 
So war zunächst das Berufungsgericht verfahren. Es hatte nämlich eine wirk-
same Generalhandlungsvollmacht angenommen. Die Revision wandte sich 
hiergegen unter Hinweis auf das kurz zuvor ergangene Urteil140, wonach eine 
Generalvollmacht auch dann unwirksam ist, wenn ihr sämtliche Gesellschafter 
zugestimmt hätten. Der BGH stellte fest, dass die Zulässigkeit einer solchen 
allgemeinen Handlungsvollmacht, die sich auf sämtliche Geschäfte erstrecke, 
die in einem Geschäftsbetrieb wie dem der GmbH üblich seien und die nicht 
auf eine unmittelbare Vertretung der GmbH, sondern lediglich auf ein Handeln 
in (Unter-)Vollmacht des oder der Geschäftsführer gerichtet sei, sich eindeutig 
aus § 46 Nr. 7 GmbHG ergebe141.  
In der mit Urteil vom 8. Mai 1978 entschiedenen Sache kam der BGH zu dem 
Ergebnis, die GmbH sei trotz unwirksamer Generalvollmacht wirksam ver-
pflichtet worden142. Die beiden mit Alleinvertretungsbefugnis ausgestatteten 
Geschäftsführer und Gesellschafter einer GmbH erteilten dem dritten gesamt-
vertretungsberechtigten Geschäftsführer eine Vollmacht, in der sie ihn in ihrer 
Eigenschaft als Geschäftsführer der GmbH ermächtigten, die GmbH allein zu 
vertreten. Die Vollmacht sollte sich ”ohne jede Ausnahme auf alle Rechtsge-
schäfte und Rechtshandlungen erstrecken, ...soweit eine Vertretung zulässig 
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ist”. Es bestand die Besonderheit, dass der Bevollmächtigte bei Erteilung der 
Vollmacht noch gesamtvertretungsberechtigter Geschäftsführer der GmbH 
war. Die Vertretungsmacht eines solchen Geschäftsführers kann nach Auffas-
sung des BGH nicht durch einen Mitgeschäftsführer allgemein in der Weise 
erweitert werden, dass sie im Ergebnis auf die Umwandlung der bisherigen 
Gesamtvertretungs- in eine Einzelvertretungsmacht hinauslaufe, ohne dass ein 
satzungsgerechter Beschluss nach § 46 Nr. 5 GmbHG vorliege. Denn das Ge-
setz erlaube grundsätzlich nur entweder die Bestellung zum Geschäftsführer 
mit Alleinvertretungsmacht oder - bei aufrechterhaltener Gesamtgeschäftsfüh-
rung - konkrete Einzelregelungen entsprechend § 78 Abs. 4 AktG, § 125 Abs. 2 
Satz 2 HGB. 
Der BGH ließ es jedoch letztlich dahingestellt, ob die konkrete Vollmacht nun 
wie eine generelle Handlungsvollmacht zu behandeln sei. Es bestand die Be-
sonderheit, dass der BGH sich bereits zuvor in einem anderen Verfahren, wel-
ches den gleichen Lebenssachverhalt betraf, mit der konkreten Generalvoll-
macht beschäftigt und diese dort in eine Einzelvertretungsbefugnis umgedeutet 
hatte143. Der BGH führte aus, dass jedenfalls alle Voraussetzungen für eine 
Verpflichtung der GmbH unter dem Gesichtspunkt einer Duldungsvollmacht 
vorlägen. Der Bevollmächtigte sei mit Wissen und Willen der Gesellschafter 
weiterhin für die GmbH rechtsgeschäftlich tätig geworden. Es komme nicht 
darauf an, ob der einzelne Geschäftsabschluss inhaltlich den Vorstellungen der 
Gesellschafter entsprach, da deren Verhalten nach Treu und Glauben und der 
Verkehrssitte als Bevollmächtigung aufzufassen war144.  
Im Anschluss an dieses Urteil berücksichtigt die nachfolgende Rechtsprechung 
stets die Möglichkeit einer Auslegung oder Umdeutung in eine Generalhand-
lungsvollmacht, wenn sie eine unwirksame Generalvollmacht annimmt145. Auf 
dieses Urteil berief sich auch der BGH in einer späteren Entscheidung und 
fasste eine Generalvollmacht als Generalhandlungsvollmacht auf146. Die Un-
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übertragbarkeit der organschaftlichen Willensbildung des GmbH-
Geschäftsführers schließe nicht die Möglichkeit aus, eine ”Generalvollmacht” 
in geeigneten Fällen als so genannte Generalhandlungsvollmacht nach § 54 
HGB aufzufassen oder in eine solche umzudeuten. Die Generalvollmacht sei in 
dem zugrundliegenden Fall der früheren Entscheidung, in dem die Umdeutung 
für möglich gehalten wurde147, mit der Einschränkung ”soweit eine Vertretung 
zulässig ist” erteilt worden. Da die Generalvollmacht in dem vorliegenden Fall 
ebenfalls mit dieser Beschränkung erteilt worden war, nahm der BGH im Wege 
der Auslegung an, dass eine Generalhandlungsvollmacht im Sinne des § 54 
HGB vorliege, ohne die für die Auslegung maßgeblichen Umstände näher dar-
zulegen. 
(b) Umdeutung in Alleinvertretungsbefugnis 
Der BGH hatte bereits in einem früheren Verfahren die Umdeutung einer Ge-
neralvollmacht vorgenommen, allerdings nicht in eine Generalhandlungsvoll-
macht, sondern in die Ermächtigung zur Einzelvertretung148. Es handelte sich 
um den gleichen Lebenssachverhalt und die gleiche Generalvollmacht wie in 
der zuvor erwähnten Entscheidung, in der auf die grundsätzliche Möglichkeit 
der Umdeutung in eine Generalhandlungsvollmacht hingewiesen wurde149.  
Der BGH deutete die Generalvollmacht in einen Beschluss der Gesellschafter 
um, dem Bevollmächtigten die Einzelgeschäftsführung zu erteilen. Dabei ließ 
es der BGH offen, ob eine Generalvollmacht als solche grundsätzlichen Be-
denken unterliege. Die Vollmacht sei ebenso wie die gesetzliche Vertretungs-
macht des Geschäftsführers (§ 35 Abs. 1, § 36, § 37 Abs. 2 GmbHG) grund-
sätzlich unbeschränkt und decke sich damit in der gewollten Wirkung voll mit 
der Einzelgeschäftsführung. Da auch in der Widerruflichkeit kein Unterschied 
bestehe (§ 168 Satz 2 BGB, § 38 Abs. 1 GmbHG), könne davon ausgegangen 
werden, dass die beiden Gesellschafter für den Bevollmächtigten Einzelvertre-
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tung angeordnet hätten, wenn ihnen bewusst gewesen wäre, dass einer Gene-
ralbevollmächtigung rechtliche Bedenken entgegenständen (§ 140 BGB)150.  
cc) Rechtsprechung sonstiger Gerichte 
Die unterinstanzlichen Gerichte orientieren sich ganz überwiegend an der 
Rechtsprechung des BGH, gehen also von der grundsätzlichen Unzulässigkeit 
bzw. Unwirksamkeit der Generalvollmacht aus151. Aus dem Rahmen fällt eine 
Entscheidung des OLG Naumburg, in dem die Generalvollmacht als zulässig 
und wirksam angesehen wurde152. 
(1) Unzulässigkeit mit Umdeutung 
Die unterinstanzlichen Gerichten gehen bei ihrer Beurteilung von der Unzuläs-
sigkeit der Generalvollmacht wegen Übertragung organschaftlicher Befugnisse 
aus, wie dies in dem GmbH-Urteil des BGH dargelegt wurde153. Im Anschluss 
daran wird die Möglichkeit der Umdeutung in eine Generalhandlungsvollmacht 
angesprochen und diese zumeist auch vorgenommen154. Manchmal führt auch 
nicht Umdeutung, sondern Auslegung dazu, dass eine Vollmacht als wirksam 
angesehen wird.  
Das Kammergericht Berlin legte in einem Fall eine Vollmacht von vornherein 
als Handlungsvollmacht nach § 54 HGB aus155. Eine GmbH hatte einem 
Kaufmann eine Vollmacht zum Verkauf von Wohnungseigentum erteilt. Das 
Grundbuchamt sah darin eine unzulässige Übertragung der Geschäftsführung 
auf einen Dritten und verlangte von der GmbH eine Genehmigung der Erklä-
rungen des Bevollmächtigten. Das Beschwerdegericht sah in der Vollmacht 
ebenfalls eine unzulässige Generalvollmacht. Das Kammergericht grenzte die 
zulässige Generalhandlungsvollmacht von der unzulässigen Generalvollmacht 
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ab, indem es vor allem auf den Wortlaut der konkreten Vollmacht abstellte156. 
Eine Einschränkung auf irgendwelche der Geschäftsführung vorbehaltenen 
Befugnisse sei nicht erforderlich, da sich dies wegen § 54 Abs. 1 HGB bereits 
aus der Bezeichnung als Handlungsvollmacht ergebe. Die in der Vollmacht 
erwähnten Angelegenheiten seien nur solche, auf die sich nach § 54 Abs. 1 
HGB eine Handlungsvollmacht erstrecke. Auch die Befreiung von den Be-
schränkungen des § 181 BGB und die in der Vollmachtsurkunde genannten 
den Grundstücksverkehr betreffenden Geschäften ließen eine Übertragung or-
ganschaftlicher Befugnisse nicht erkennen, da dies nur den weiten Umfang der 
Generalhandlungsvollmacht zum Ausdruck bringe und die Befreiung von den 
Beschränkungen des § 54 Abs. 2 HGB beinhalte157. Ob eine unzulässige Gene-
ralvollmacht in eine Generalhandlungsvollmacht umgedeutet werden könne, 
ließ das KG dahingestellt.  
Auch in neueren Entscheidungen wird an der Rechtsprechung des BGH fest-
gehalten. So stellte das OLG Düsseldorf kürzlich fest, dass die Befugnisse ei-
nes GmbH-Geschäftsführers zur organschaftlichen Willensbildung und die 
damit verbundene Verantwortung nicht übertragbar seien und daher die einem 
Nicht-Geschäftsführer erteilte Generalvollmacht selbst dann unwirksam sei, 
wenn ihr sämtliche Gesellschafter der GmbH zugestimmt hätten158. 
(2) Zulässige Generalvollmacht 
Von der vorstehend geschilderten Rechtsprechung hebt sich eine Entscheidung 
des OLG Naumburg ab, in der die Generalvollmacht bei einer GmbH als wirk-
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sam angesehen worden ist159. Dies ist um so erstaunlicher, als der Wortlaut der 
Vollmacht zunächst eher auf eine unzulässige Generalvollmacht schließen 
lässt. Ein Rechtsanwalt wurde von einer Treuhand GmbH mit der Abwicklung 
von Forderungen und Verbindlichkeiten beauftragt. Er wurde bevollmächtigt, 
”alle im Rahmen der Tätigkeit eines alleinvertretungsberechtigten Geschäft s-
führers einer GmbH liegenden Geschäfte für die GmbH zu führen”. Das G e-
richt führte aus, zwar sei eine Generalvollmacht unwirksam, die so umfassend 
ist, dass sie die Vertretungsmacht des Geschäftsführers ersetzt, und zwar auch 
dann, wenn sie vom Geschäftsführer oder vom alleinigen Gesellschafter erteilte 
wurde. Der Rechtsanwalt sei jedoch aufgrund der Generalvollmacht nicht be-
rechtigt gewesen, die GmbH allein und somit anstelle des Geschäftsführers zu 
vertreten. Für sich genommen könne die sehr weit gefasste Formulierung der 
Generalvollmacht allerdings hierauf schließen lassen. Die Vollmacht sei aber 
im Zusammenhang damit zu sehen, dass die Treuhand GmbH den Anwalt mit 
der Abwicklung ihrer Forderungen und Verbindlichkeiten beauftragt hätte. In 
diesem beschränkten Rahmen sei die Vollmacht als wirksam anzusehen. Sie 
belasse dem Geschäftsführer den eigenverantwortlich wahrzunehmenden Auf-
gabenbereich (§§ 41, 43 Abs. 3, 64 GmbHG).  
Es handelt sich, soweit ersichtlich, um das einzige Urteil aus neuerer Zeit, in 
dem die Generalvollmacht bei der GmbH als zulässig und wirksam angesehen 
wurde; es hat insofern Ausnahmecharakter.  
b) Literatur 
Während ein Teil der Literatur die Generalvollmacht bei der GmbH unter Be-
rufung auf die zentrale GmbH-Entscheidung des BGH für unzulässig erach-
tet160, geht der überwiegende Teil der Literatur davon aus, dass aus dem Verbot 
der Übertragung von Organbefugnissen nicht generell die Unzulässigkeit der 
Generalvollmacht folge161. Es wird zwischen einer organersetzenden General-
vollmacht und einer solchen Generalvollmacht, die dem Geschäftsführer die 
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organschaftlichen Befugnisse belässt, unterschieden162. Letztere wird auch als 
rechtsgeschäftliche Generalvollmacht bezeichnet163. Vereinzelt wird keine aus-
drückliche Unterscheidung zwischen organersetzender und rechtsgeschäftlicher 
Generalvollmacht vorgenommen, sondern die Generalvollmacht grundsätzlich 
als zulässig angesehen164. Bei den Autoren, die sich für die Wirksamkeit einer 
Generalvollmacht aussprechen, durch die keine organschaftlichen Befugnisse 
übertragen wird, gibt es leichte Meinungsunterschiede, was die einzelnen Tat-
bestandsvoraussetzungen, den Umfang oder die Einordnung als handelsrechtli-
che oder als zivilrechtliche Generalvollmacht betrifft. Diese unterschiedlichen 
Standpunkte werden im Rahmen dieser Untersuchung bei den jeweiligen 
Merkmalen erörtert, so z.B. die Frage, ob die Generalvollmacht auch konklu-
dent erteilt werden kann165.  
aa) Unzulässige organersetzende Generalvollmacht 
In der Literatur besteht Einigkeit, dass eine organersetzende oder organvertre-
tende Generalvollmacht in jedem Fall nichtig ist. Die Frage, ob unabhängig 
hiervon eine rechtsgeschäftliche Generalvollmacht möglich sein kann, stellt 
sich jedoch nicht für alle Autoren. Während ein Teil der Kommentarliteratur 
die Argumentation des BGH übernimmt, dass der Geschäftsführer seine organ-
schaftliche Vertretungsmacht nicht im ganzen durch einen anderen ausüben 
lassen kann, ohne sich mit einer rechtsgeschäftlichen Generalvollmacht ausein-
ander zu setzen, vertreten einige wenige Autoren ausdrücklich die Auffassung, 
dass eine Generalvollmacht bei der GmbH in jedem Fall unzulässig ist166.  
Nach dieser Ansicht soll auch eine Generalvollmacht, welche die daneben ste-
hende Vertretungsbefugnis des Geschäftsführers unberührt lässt, nichtig sein. 
Begründet wird dies nicht nur mit dem numerus clausus der handelsrechtlichen 
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Vollmachten, sondern vor allem mit einer ansonsten bestehenden Unsicherheit 
im Rechtsverkehr. § 35 Abs. 1 GmbHG beruhe auf der Erwägung, dass die 
Vertretung der Gesellschaft in dem dort vorausgesetzten Sinne nur durch Per-
sonen wahrgenommen werden soll, die das Vertrauen der Gesellschafter ge-
nössen. Dies sei nicht gegeben, wenn ein Geschäftsführer einen Generalbe-
vollmächtigten ohne Zustimmung der Gesellschafter bestellen könne. Zur Be-
stellung eines Generalbevollmächtigten sei daher die Zustimmung der Gesell-
schafter erforderlich. Gerade dieses Zustimmungserfordernis bei der Erteilung 
einer Generalvollmacht könne aber den Rechtsverkehr mangels Einblick in die 
Interna der Gesellschaft mit einer untragbaren Unsicherheit belasten167. 
Diejenigen Autoren, die die Generalvollmacht entweder allgemein oder bei der 
GmbH ablehnen, befürworten in Anlehnung an die Rechtsprechung eine Aus-
legung als bzw. Umdeutung in eine Generalhandlungsvollmacht168. Dabei wird 
nicht näher konkretisiert, anhand welcher Anhaltspunkte festzustellen ist, ob 
statt der Generalvollmacht eine Generalhandlungsvollmacht von den Parteien 
gewollt war.  
bb) Zulässige rechtsgeschäftliche Generalvollmacht 
Der überwiegende Teil der Literatur ist zwischenzeitlich der Ansicht, dass eine 
nur rechtsgeschäftliche Generalvollmacht bzw. eine Generalvollmacht, durch 
die das Verbot der Übertragung von Organbefugnissen nicht umgangen werden 
soll, zulässig ist169. Dies gilt insbesondere für diejenigen Autoren, die sich in 
jüngerer Zeit eingehender mit der Thematik beschäftigt haben170.  
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(1) Keine Übertragung organschaftlicher Befugnisse 
Die Zulässigkeit wird damit begründet, dass eine rechtsgeschäftliche General-
vollmacht durch das Verbot der Übertragung organschaftlicher Befugnisse 
nicht berührt werde171. Die Unwirksamkeit der Generalvollmacht lasse sich 
weder mit dem Gesellschafterschutz noch mit dem Verkehrsschutz oder den 
öffentlichen Interessen begründen.  
Einige Autoren argumentieren, die Übertragung organschaftlicher Vertretungs-
befugnisse an Dritte, also an Nichtorgane, sei von vornherein unmöglich172. 
Der Geschäftsführer könne durch die Bestellung eines Generalbevollmächtig-
ten eine Übertragung seiner gesamten Aufgaben auf diesen in keinem Fall be-
werkstelligen173. Falls eine derartig umfassende Generalvollmacht freilich vom 
Vollmachtgeber beabsichtigt worden sei, sei sie jedenfalls unwirksam. Übli-
cherweise solle durch eine Generalvollmacht aber nur rechtsgeschäftliche Ver-
tretungsbefugnis übertragen werden, die die Befugnisse der organschaftlichen 
Vertreter unberührt lasse.  
(2) Gesellschafter- und Verkehrsschutz 
Im Weiteren wird vertreten, ein Schutz der Gesellschafter sei grundsätzlich 
dann nicht erfoderlich, wenn überhaupt ein Geschäftsführer bestellt worden sei, 
der den Gesellschaftern nach § 43 GmbHG hafte und diese Verantwortung 
auch nicht auf einen anderen abwälzen dürfe174. Eines Schutzes der Gesell-
schafter vor sich selbst bedürfe es vor allem auch dann nicht ein, wenn die Ge-
sellschafter der Bestellung zum Generalbevollmächtigten einstimmig zuge-
stimmt hätten. Die Argumentation des BGH175, der einen Schutz der Alleinge-
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sellschafterin, die der Ernennung zum Generalbevollmächtigten zugestimmt 
hatte, für erforderlich halte, sei daher nicht stichhaltig176.  
Der Verkehrsschutz wird nicht nur gegen, sondern auch als Argument für die 
Zulässigkeit der Generalvollmacht verwendet. Dem Rechtsverkehr sei grund-
sätzlich am meisten mit einer möglichst umfassenden Vollmacht gedient177. 
Der Sicherheit des Rechtsverkehrs werde im Übrigen dadurch Rechnung getra-
gen, dass im Handelsregister und auf Geschäftsbriefen i.S.d. § 35 a GmbHG 
die Personen der Geschäftsführer anzugeben seien178. Damit stehe für jeden 
Dritten, der Zweifel an der Vertretungsmacht eines Generalbevollmächtigten 
habe, fest, wer in jedem Falle zur Abgabe und Entgegennahme von Willenser-
klärungen befugt sei. Darüber hinaus sei es ohnehin gleichgültig, ob der oder 
die Geschäftsführer tatsächlich die Geschäfte führten und im Einzelfall nach 
außen aufträten. Entscheidend sei, dass die Geschäftsführer die entsprechende 
Organstellung inne hätten179. Dem Verkehrsschutz sei auch dadurch Genüge 
getan, dass eine Generalvollmacht in eine Vollmacht nach § 164 ff. BGB oder 
eine Generalhandlungsvollmacht umgedeutet werden könne; zudem griffen die 
Grundsätze der Rechtsscheinhaftung180. 
(3) Öffentliche Pflichten 
Es besteht bei den meisten Autoren Einigkeit, dass bestimmte öffentliche 
Pflichten ausschließlich den Geschäftsführern als Organ der GmbH zugewiesen 
seien181. Zu den öffentlichen Pflichten werden insbesondere die Aufstellung 
des Jahresabschlusses182, Anmeldungen zum Handelsregister sowie die Stel-
lung des Insolvenzantrags183 gezählt, des Weiteren alle strafrechtlich sanktio-
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nierten Pflichten der Geschäftsführer184, sowie die Pflicht zur Einberufung der 
Gesellschafterversammlung185.  
Hübner vertritt die Auffassung, dass auch der Generalbevollmächtigte neben 
dem Geschäftsführer öffentliche Pflichten ausüben könne, wie z.B. den Insol-
venzantrag stellen, da er eine dem Organ vergleichbare Vertretungsmacht in-
nehabe und es sich nicht um höchstpersönliche Pflichten handele186. Der Or-
ganvertreter bleibe zwar für die Erfüllung öffentlicher Pflichten zivilrechtlich 
und strafrechtlich verantwortlich, es sei aber vorteilhaft, wenn diese auch durch 
den Generalbevollmächtigten wahrgenommen werden könnten187.  
Die überwiegende Auffassung geht davon aus, dass der Generalbevollmächtig-
ten keinen Zugang zu dem Kernbereich der öffentlichen Pflichten habe, der 
Geschäftsführer mithin stets verantwortlich bleibe188. Anderenfalls könnte es 
zu einer Konstellation kommen, dass ein Generalbevollmächtigte aufgrund 
seiner sich aus dem Anstellungsvertrag und Direktionsrecht ergebenden Wei-
sungsabhängigkeit im Bereich der öffentlichen Pflichten entgegen dem Ge-
schäftsführer handeln könnte189.  Der Generalbevollmächtigte bleibe anders als 
der Geschäftsführer auch in diesem Bereich von den Weisungen der Gesell-
schafter abhängig. Insofern komme auch eine ergänzende Generalbevollmäch-
tigung nicht in Betracht. 
Unabhängig davon bestehe aber die Möglichkeit einer Einzelbevollmächtigung 
im organschaftlichen Bereich, etwa bei einer Bevollmächtigung zur Handelsre-
gistereintragung, was jedoch mit der rechtsgeschäftlichen Generalvollmacht 
nichts zu tun habe190. Eine den Bereich der öffentlichen Pflichten umfassende 
Bevollmächtigung sei zwar ausgeschlossen; sie wäre als organvertretende Ge-
neralbevollmächtigung unzulässig. Deshalb könne jedoch nicht die Zulässig-
keit einer rechtsgeschäftlichen Generalvollmacht, bei der die öffentlichen 
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Pflichten ausschließlich den Geschäftsführern vorbehalten bleiben, verneint 
werden191.  
(4) Umdeutung 
Nach Ansicht mancher Autoren kann die Generalvollmacht ausnahmsweise 
unzulässig bzw. nichtig sein, wenn mit ihr das Verbot der Übertragung von 
Organbefugnissen umgangen werden soll, wenn also die Parteien wirklich die 
Übertragung der organschaftlichen Vertretungsmacht gewollt hätten192. In die-
sem Fall wird eine Umdeutung auch von denjenigen Autoren, die grundsätzlich 
von einer wirksamen Generalvollmacht ausgehen, allgemein bejaht193. Dabei 
geht man überwiegend davon aus, dass die Parteien grundsätzlich eine wirksa-
me Bevollmächtigung gewollt haben, was regelmäßig zur Annahme einer Ge-
neralhandlungsvollmacht führt.  
Geitzhaus hält indessen die Umdeutung einer organvertretenden Generalvoll-
macht für schlechthin ausgeschlossen; eine ausnahmsweise unzulässige rechts-
geschäftliche Generalvollmacht könne dagegen sowohl in eine Generalhand-
lungsvollmacht als auch in eine Prokura umgedeutet werden194. Die vom BGH 
vorgenommene Umdeutung einer unwirksamen Generalvollmacht in eine Ge-
neralhandlungsvollmacht sei von den Parteien nicht gewollt, da diese die Über-
tragung einer umfangreicheren Vertretungsmacht beabsichtigten. Die Parteien 
wollten vielmehr (§ 140 BGB), dass der Generalbevollmächtigte nicht nur nach 
außen erkennbar über Generalhandlungsbevollmächtigten und Prokuristen ste-
hen, sondern auch eine entsprechend weite Geschäftsführungs- und Vertre-
tungsbefugnis haben solle, die Prokuristen aufgrund ihrer Vertreterstellung 
nicht zukomme195. Zunächst hätte der BGH eine Umdeutung der organvertre-
tenden in eine rechtsgeschäftliche Generalvollmacht erwägen müssen. Dies 
schließe in aller Regel den Umfang der in § 49 Abs. 1 HGB bezeichneten Ver-
tretungsmacht ein. Sofern man die rechtsgeschäftliche Generalvollmacht für 
unwirksam halte, komme eine Umdeutung in die handelsrechtlichen Vollmach-
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ten in Betracht, wobei dann an eine Umdeutung in eine Prokura und nicht nur 
in eine Handlungsvollmacht zu denken sei. Unschädlich sei es dabei, wenn der 
”Generalbevollmächtigte” nicht als Prokurist im Handelsregister eingetr agen 
sei, da die Eintragung nach § 53 HGB nur deklaratorisch und nicht konstitutiv 
wirke196. Geitzhaus hält eine Umdeutung der organvertretenden Generalvoll-
macht allerdings deswegen für ausgeschlossen, weil die Rechtsordnung nicht 
nur das Mittel, sondern den Erfolg missbillige. Nicht die Vertretungsform wer-
de missbilligt, sondern die Anmaßung von Organfunktion und die Verdrängung 
der Geschäftsführer. Die Umdeutung einer rechtsgeschäftlichen Generalvoll-
macht komme hingegen nicht in Betracht, da sie grundsätzlich zulässig sei197. 
Soweit die rechtsgeschäftliche Generalvollmacht ausnahmsweise unzulässig 
sei, komme die Umdeutung in eine Generalhandlungsvollmacht oder Prokura 
in Betracht. Überschreite der Bevollmächtigte dann den Rahmen der jeweiligen 
standardisierten handelsrechtlichen Vollmacht, sei er im Außenverhältnis Ver-
treter ohne Vertretungsmacht (§ 179 BGB) und im Innenverhältnis Geschäfts-
führer ohne Auftrag. Faktisch beständen hierzu aber nicht viele Möglichkeiten, 
da der Umfang von Prokura oder Generalhandlungsvollmacht bereits außeror-
dentlich weit sei198.  
2. Generalvollmacht bei Personengesellschaften und sonstigen Gesellschafts-
formen 
a) Rechtsprechung 
Der BGH hatte in einer Entscheidung aus dem Jahre 1962 festgestellt, dass die 
Erteilung einer über die Prokura hinausgehenden Generalvollmacht bei Perso-
nengesellschaften zulässig sei199. Es finden sich einzelne Entscheidungen ande-
rer Gerichte, die eine Generalvollmacht ebenfalls für zulässig halten200. 
Daneben gibt es gerichtliche Entscheidungen, die Sachverhalte bei Personen-
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gesellschaften betreffen, sich aber gleichwohl an der Argumentation des BGH 
zur Unzulässigkeit bei Generalvollmacht bei der GmbH201 orientieren202.  
aa) Zulässige Generalvollmacht 
In einer kurz vor dem GmbH-Urteil ergangenen Entscheidung führte der BGH 
aus, dass in einer Personenhandelsgesellschaft die Möglichkeit bestehe, einen 
Dritten mit einer umfassenden Vollmacht, einer Generalvollmacht, auszustat-
ten, die über den gesetzlich festgelegten Umfang einer Prokura hinausgehe203. 
Der BGH wandte sich zunächst gegen die im Schrifttum vertretene Auffas-
sung204, dass eine echte Übertragung der gesellschaftlichen Geschäftsführungs-
befugnis auf einen Dritten möglich sei. Bei der Geschäftsführungsbefugnis 
handele es sich nämlich um ein echtes gesellschaftliches Verwaltungsrecht, 
welches nicht von dem Gesellschaftsanteil abgespalten und nicht ohne diesen 
auf einen Dritten übertragen werden könne (§ 717 Satz 1 BGB). Ein Dritter 
könne von einem geschäftsführenden Gesellschafter aufgrund einer entspre-
chenden gesellschaftsvertraglichen Bestimmung in einem sehr umfassenden 
Sinne mit Geschäftsführungsaufgaben betraut werden, er erhalte dadurch aber 
nicht die eigentliche Geschäftsführung i.S.d. § 114 HGB. Das Rechtsverhältnis 
des Dritten werde nicht durch gesellschaftsrechtliche Grundsätze, insbesondere 
nicht durch die gesellschaftsrechtliche Treuepflicht bestimmt; § 117 HGB sei 
nicht anwendbar. Die Geschäftsführung stehe ihm nicht als eigenständiges 
Recht zu, und die geschäftsführenden Gesellschafter könnten ihm Weisungen 
erteilen und ihn auch abberufen. Er unterliege bei der Durchsetzung seines 
Vergütungsanspruchs auch nicht den Beschränkungen wie ein geschäftsfüh-
render Gesellschafter, da er Drittgläubiger sei und auch die einzelnen Gesell-
schafter nach § 128 HGB in Anspruch nehmen könne. Bei dieser Rechtslage 
sei es nicht richtig, von einer ”Übe rtragung” der Geschäftsführung auf einen 
Dritten zu sprechen, selbst wenn der Dritte in einem sehr umfassenden Umfang 
mit Geschäftsführungsaufgaben in der Gesellschaft beauftragt worden sei. Die-
se rechtliche Beurteilung schließe nicht die Möglichkeit aus, dass der Gesell-
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schaftsvertrag einem geschäftsführenden Gesellschafter, etwa mit Rücksicht 
auf seine persönlichen Verhältnisse das Recht einräume, einen Dritten im wei-
ten Umfang mit Geschäftsführungsaufgaben zu betrauen205.  
Der BGH führte sodann aus, es sei zwar an dem Grundsatz festzuhalten, dass 
die organschaftliche Vertretungsbefugnis eines vertretungsberechtigten Gesell-
schafters nicht auf einen Dritten, einen Nicht-Gesellschafter, übertragen wer-
den und ein Dritter also nicht organschaftlicher Vertreter einer Personenhan-
delsgesellschaft sein könne. Dieser Grundsatz schließe jedoch nicht aus, dass 
ein Dritter mit Generalvollmacht, die auch noch über den gesetzlich festgeleg-
ten Umfang einer Prokura hinausgeht, ausgestattet werden könne. Die Ertei-
lung einer solchen Vollmacht sei der Personenhandelsgesellschaft ebenso we-
nig verwehrt wie einer natürlichen Person oder einer juristischen Person. Eine 
Umgehung des Verbots einer Übertragung der organschaftlichen Vertretungs-
befugnis könne darin nicht erblickt werden. Der Generalbevollmächtigte erhal-
te durch eine solche Vollmacht nicht etwa die Stellung eines gesetzlichen bzw. 
organschaftlichen Vertreters, diese Stellung verbleibe vielmehr bei dem zur 
Vertretung der Gesellschaft berufenen Gesellschafter. Von einer Übertragung 
dieser Befugnis könne daher bei einer solchen Gestaltung der Verhältnisse 
nicht gesprochen werden206. 
Auch andere Gerichte grenzen die zulässige Übertragung von Vertretungs-
macht von der unzulässigen Übertragung organschaftlicher Befugnisse bei den 
verschiedensten Gesellschaftsformen ab.  
Das Kammergericht vertrat bereits früh die Auffassung, bei einer juristischen 
Person könne eine unzulässige Generalvollmacht nur dann vorliegen, wenn der 
Vorstand der juristischen Person seine gesamten organschaftlichen Befugnisse 
auf den Bevollmächtigten übertrage und dann als Vertretungsorgan vollständig 
ausscheide207. Das Gericht führt in seiner Entscheidung aus, dass es für die 
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Zulässigkeit einer Bevollmächtigung keinen Unterschied mache, ob die Voll-
macht einen engen oder weiteren Umfang habe. Zwar bestehe nach dem gel-
tenden Recht hinsichtlich der Voraussetzungen und Rechtsfolgen kein Unter-
schied mehr zwischen einer Vollmacht zu einzelnen Angelegenheiten und einer 
Generalvollmacht, es sei jedoch zu beachten, dass für eine juristische Person 
ebenso wie für eine natürliche Person ein Generalbevollmächtigter nur in der 
Weise bestellt werden dürfe, dass er von der Willensbildung der durch den 
Vorstand vertretenen juristischen Person abhängig bleibe. Die Bestellung eines 
Generalbevollmächtigten enthalte allerdings üblicherweise nicht die Übertra-
gung der gesamten Vorstandsrechte, da der Vorstand nach wie vor Vertre-
tungsorgan bleibe. Für das Kammergericht war dabei ein wichtiger Aspekt, 
dass die Vollmacht im entschiedenen Fall jederzeit widerruflich war. 
Das Reichsgericht hatte in einer Entscheidung aus dem Jahre 1928 keine Be-
denken gegen die Erteilung einer Generalvollmacht an ein gesamtvertretungs-
berechtigtes Vorstandsmitglied, welches dadurch zum alleinvertretungsberech-
tigten Vorstandsmitglied wurde208. Da das Einverständnis aller Organe der Ak-
tiengesellschaft zur Vollmachterteilung vorlag, werde der Gesellschaft nicht 
unter Umgehung der angeordneten Gesamtvertretung ein anderer Vertreter 
aufgedrängt209. Die Stellung eines gesetzlichen Vertreters könne durch eine 
Bevollmächtigung nicht geschaffen werden. 
Das OLG Hamm sah bei einer Kommanditgesellschaft eine Generalvollmacht 
als wirksam an, die eine persönlich haftende Gesellschafterin, eine schon 
hochbetagte Dame, ihrer Tochter erteilt hatte, welche zugleich auch als ihre 
Gebrechlichkeitspflegerin eingesetzt war210. Der andere persönlich haftende 
Gesellschafter sei verpflichtet, es zu dulden, dass die Tochter anstelle der Ge-
sellschafterin die Geschäftsführungs- und Vertretungsbefugnisse wahrnehme. 
Nach dem Gesellschaftsvertrag oblag die Geschäftsführung und Vertretung den 
persönlich haftenden Gesellschaftern, wobei jeder einzelvertretungs- und ge-
schäftsführungsbefugt war und vereinbart war, dass die Komplementäre ihre 
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volle Arbeitskraft der Gesellschaft zur Verfügung stellen müssen. Die Gesell-
schafterin war wegen ihres hohen Alters und fehlender Geschäftskenntnisse zu 
der ihr nach dem Gesellschaftsvertrag obliegenden Geschäftsführung und Ver-
tretung nicht in der Lage. Das Gericht stützte sich auf die Argumentation des 
BGH zur Generalvollmacht bei Personenhandelsgesellschaften211 und führte 
aus, im entschiedenen Fall liege eine Übertragung der organschaftlichen Be-
fugnisse nicht vor. Unabhängig von der Bevollmächtigung bejahte es zudem 
eine Vertretungsbefugnis aufgrund der Bestellung als Pflegerin212. 
bb) Umdeutung bei Unzulässigkeit 
Das Reichsgericht begründete in einer Entscheidung aus dem Jahre 1912 die 
Unwirksamkeit einer Generalvollmacht bei einer Aktiengesellschaft damit, 
dass durch sie die gesamten Vorstandsrechte übertragen worden seien213. Ein 
Vorstandsmitglied hatte dem einzigen anderen Vorstandsmitglied Vollmacht 
erteilt, ihn in allen Angelegenheiten der Gesellschaft zu vertreten. Das Reichs-
gericht argumentierte, hierdurch werde vertraglich vorgesehene Gesamtvertre-
tung ausgeschaltet, weswegen der Vorstand nicht mehr so handeln könne, wie 
es satzungsmäßig vorgesehen gewesen sei.  
Eine unzulässige Übertragung von Vorstandsbefugnissen im Zusammenhang 
mit satzungsmäßig vorgesehener Gesamtvertretung bei einem Verein bejahte 
das OLG Hamm214. Zu beurteilen war der Fall, dass der Geschäftsführer eines 
Vereins einem Dritten Generalvollmacht erteilt hatte, wobei in der Satzung 
Gesamtvertretung durch zwei Vorstandsmitglieder vorgesehen war. Das OLG 
führte aus, dass der Bevollmächtigte für den Verein als unechter Gesamtvertre-
ter auftreten sollte, und zwar unabhängig von der Willensbildung des Voll-
machtgebers für das konkrete Geschäft. Zwar sei eine rechtsgeschäftliche 
Vollmachterteilung durch den Verein sowohl für einzelne Angelegenheiten als 
auch in Form der Generalvollmacht zulässig, sie müsse aber durch den Vor-
stand als Vertretungsorgan des Vereins erfolgen und der Bevollmächtigte müs-
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se immer von der Entschließung der durch den Vorstand vertretenen juristi-
schen Person als der Vollmachtgeberin abhängig bleiben. Eine Bevollmächti-
gung Dritter dürfe nicht die Mitwirkung dieses Dritten bei einem Organhandeln 
des Vereins zum Ergebnis haben, da dies gegen das Prinzip der organschaftli-
chen Vertretung des Vereins verstoße215.  
Das LG München beurteilte eine Generalvollmacht als unzulässig, die ein al-
leinvertretungsberechtigter Gesellschafter einer Kommanditgesellschaft einem 
Dritten erteilt hatte216. Der Gesellschafter bevollmächtigte den Dritten, ihn in 
allen persönlichen und Vermögensangelegenheiten zu vertreten, bei denen eine 
Stellvertretung gesetzlich zulässig ist. Der Bevollmächtigte wurde bei einer 
Hypothekenbestellung für die KG tätig. Das Gericht führte aus, ein Dritter 
könne zwar grundsätzlich von einem Geschäftsführer in sehr umfassenden Sin-
ne mit Geschäftsführungsaufgaben betraut werden, dies dürfe jedoch nicht da-
zu führen, dass der Bevollmächtigte, ohne zum Geschäftsführer bestellt zu 
sein, alle Funktionen eines solchen wahrnehmen und damit anstelle eines Ge-
schäftsführers wie ein Vertretungsorgan tätig sein könne. Eine solche unwirk-
same Generalvollmacht könne aber umgedeutet werden in eine Generalhand-
lungsvollmacht entsprechend § 54 HGB oder in eine solche, die sich auf sämt-
liche Geschäfte beziehe, die im Geschäftsbetrieb üblich seien und die nicht auf 
unmittelbare Vertretung der Gesellschaft, sondern des Geschäftsführers gerich-
tet sei. Im konkreten Fall verneinte das Gericht allerdings eine Umdeutungs-
möglichkeit, da eine Generalhandlungsvollmacht nach § 54 Abs. 2 HGB nicht 
zu einer Vertretung des Vollmachtgebers bei der Bestellung einer Hypothek 
berechtige 217.  
Das OLG München legte in einem Urteil dar, eine von Vorstandsmitgliedern 
einem anderen Vorstandsmitglied erteilte Generalvollmacht könne die sat-
zungsmäßig vorgesehene Gesamtvertretung nicht in eine Alleinvertretungsbe-
fugnis ändern218. Der Vorstandsvorsitzenden eines Vereins, dem zwei Vor-
standsmitglieder Generalvollmacht erteilt hatten, veräußerte Wertpapiere des 
Vereins an sich selbst. Das Gericht führte aus, das gesamtvertretungsberechtig-
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te Mitglied handele stets als Gesellschaftsorgan und nicht als Bevollmächtigter, 
etwa aufgrund einer ihm durch andere Gesamtvertreter erteilte Handlungsvoll-
macht. Niemand könne nämlich in demselben Bereich gleichzeitig gesetzliche 
und gewillkürte Vertretungsmacht innehaben; die gesetzliche Vertretungs-
macht und die daraus fließende Verantwortung und die Haftung des Vereins 
für organschaftliches Handeln seien unteilbar. Die Satzungsregel der Gesamt-
vertretungsbefugnis diene dem Schutz des Vereins vor den Vorstandsmitglie-
dern und könne, wenn die Satzung keine anderslautende Ermächtigung enthal-
te, nicht von den Vorstandsmitgliedern selbst geändert werden. Die General-
vollmacht enthalte keine wirksame Ermächtigung zur Alleinvertretung und 
selbst eine solche hätte nicht ausgereicht, um die erforderliche Vertretungs-
macht herbeizuführen, da eine generelle Gestattung des Selbstkontrahierens 
einer Satzungsänderung bedurft hätte219. 
b) Literatur 
In der Literatur wird ganz überwiegend nicht zwischen Kapitalgesellschaften 
und Personengesellschaften differenziert, nur vereinzelt wird eine General-
vollmacht bei Personengesellschaften im Anschluss an das diesbezügliche 
BGH-Urteil anders als bei der GmbH als unproblematisch angesehen220. Die 
meisten Autoren halten diese Differenzierung jedoch nicht für sachgerecht, sei 
es, dass sie die Generalvollmacht bei allen Gesellschaftsformen als zulässig 
erachten221 oder sie einheitlich im handelsrechtlichen Bereich ablehnen222.  
Eine neuere Auffassung hält bei in das Unternehmen eingegliederten Personen 
nur die handelsrechtlichen Vollmachten für zulässig und ordnet die General-
vollmacht dementsprechend als eine qualifizierte Generalhandlungsvollmacht 
ein223.   
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Sowohl bei Personen- als auch bei Kapitalgesellschaften können Generalvoll-
machten eine Rolle spielen, die im Rahmen von Betriebsführungsverträgen 
erteilt werden224. Dabei wird regelmäßig weder bei OHG oder KG ein Verstoß 
gegen das Prinzip der Selbstorganschaft noch bei AG oder GmbH eine Über-
tragung organschaftlicher Vertretungsbefugnisse angenommen225. 
3. Stellungnahme 
Bei der Beurteilung der Zulässigkeit bzw. Wirksamkeit einer Generalvollmacht 
im gesellschaftsrechtlichen Bereich kommt es entscheidend darauf, ob man 
eine umfassende Übertragung organschaftlicher Vertretungsmacht durch eine 
Generalvollmacht überhaupt für möglich hält. Dies lässt sich jedoch - entgegen 
den Ausführungen des BGH in seinem GmbH-Urteil226- nicht überzeugend 
begründen. Weder der Schutz der Gesellschafter noch die Belange des Rechts-
verkehrs, noch die öffentlichen Pflichten der organschaftlichen Vertreter füh-
ren dazu, dass eine Generalvollmacht wegen des Verbots der Übertragung or-
ganschaftlicher Befugnisse als generell unzulässig anzusehen ist. 
a) Übertragung organschaftlicher Befugnisse 
Ein Verstoß gegen das Verbot der Übertragung von Organbefugnissen setzt 
voraus, dass es überhaupt möglich ist, durch eine Generalvollmacht ein Gesell-
schaftsorgan in seiner Vertretungsfunktion zu ersetzen. Dem steht jedoch ent-
gegen, dass organschaftliche Befugnisse gar nicht durch rechtsgeschäftliche 
Vollmacht übertragen werden können.  
Als organschaftliche Vertretung wird allgemein die Vertretung von Körper-
schaften und auch von Personengesellschaften bezeichnet227. Die juristische 
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Person wird durch ihre Organe selbst Handlungs- und Willenträger228. Der or-
ganschaftlichen Vertretung kommt eine besondere rechtliche Qualität zu, da 
die Gesellschaft erst durch sie zum Leben erweckt wird229. Die organschaftli-
che Vertretung der Gesellschaft ist bei juristischen Personen ebenso wie bei 
Personengesellschaften ausschließlich den gesetzlich vorgesehenen Vertre-
tungsorganen der Gesellschaft vorbehalten230. Sie ist streng von einer rechtsge-
schäftlichen Vertretung durch Bevollmächtigte zu trennen.  
Es überzeugt daher nicht, dass der BGH nicht ausdrücklich zwischen organer-
setzender und rechtsgeschäftlicher Generalvollmacht differenziert. Aus seinen 
Ausführungen geht nicht hervor, dass er sich überhaupt damit befasst hat, ob 
und inwieweit eine rechtsgeschäftliche Generalvollmacht zulässig sein könnte. 
Obwohl das Gericht nicht explizit etwas gegen die Zulässigkeit einer rechtsge-
schäftlichen Generalvollmacht vorbringt, legt seine Argumentation nahe, dass 
es die Erteilung einer Generalvollmacht bei der GmbH generell als Verstoß 
gegen das Verbot der Übertragung organschaftlicher Vertretungsmacht ansieht. 
Zum einen führt es nicht aus, wie und wodurch genau bei der Generalvoll-
macht organschaftliche Befugnisse übertragen wurden. Zum anderen wird auch 
keine Aufrechterhaltung bzw. Umdeutung in eine rechtsgeschäftliche General-
vollmacht in Betracht gezogen, also in eine Vollmacht, die zwar umfassend ist, 
aber eben nicht zu organschaftlichen Handlungen ermächtigt. Die Rechtspre-
chung des BGH kann daher nur so verstanden werden, dass er eine General-
vollmacht bei der GmbH grundsätzlich für unwirksam erachtet. Den Autoren, 
die davon ausgehen, dass sich der BGH zur Zulässigkeit einer rechtsgeschäftli-
chen Generalvollmacht nicht geäußert habe, und diese Frage daher noch offen 
sei231, kann deshalb nicht zugestimmt werden. 
Die organschaftliche Vertretung ist bei den einzelnen Gesellschaftsformen ge-
setzlich ausgestaltet. Bei der GmbH geschieht die Bestellung der Geschäftsfüh-
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rer durch den Gesellschaftsvertrag oder die Gesellschafter (§§ 6 Abs. 3 Satz 2, 
46 Nr. 5 GmbHG). Den Geschäftsführern obliegt allein die organschaftliche 
Vertretung. Es trifft sie auch die Haftung, der sie sich nicht entziehen können 
(§§ 35 Abs. 1, 43 GmbHG). Da Geschäftsführer nur sein kann, wer ordnungs-
gemäß dazu bestellt wurde, ist die Übertragung der organschaftlichen Vertre-
tung durch rechtsgeschäftliche Vollmacht bereits von vornherein kraft Gesetzes 
ausgeschlossen. Die Übertragung organschaftlicher Befugnisse durch ein 
Rechtsgeschäft auf Dritte ist somit rechtlich gar nicht möglich232.  
Es liegt in der Natur jeder Generalvollmacht, dass sie nach dem Wortlaut der 
bevollmächtigenden Erklärung zunächst auch Fälle umfasst, die kraft Gesetzes 
von der Vertretung ausgeschlossen sind233. Dies wird im allgemeinen zivil-
rechtlichen Bereich besonders deutlich. Falls jemand einen Dritten ermächtigt, 
ihn in allen Angelegenheiten zu vertreten, so umfasst dies nach dem Wortlaut 
auch höchstpersönliche Geschäfte, wie etwa die Testamentserrichtung. Dies ist 
gesetzlich nicht möglich (vgl. § 2064 BGB). Eine ”gewöhnliche” Generalvol l-
macht erfasst daher von vornherein keine höchstpersönlichen und auch keine 
völlig außergewöhnlichen Rechtsgeschäfte. Falls eine Generalvollmacht nach 
dem Willen des Vollmachtgebers ausnahmsweise doch zu einer Vertretung bei 
höchstpersönlichen Geschäften ermächtigen soll, ist sie in dieser konkreten 
Gestalt unwirksam, kann aber mit entsprechend reduziertem Umfang aufrecht-
erhalten werden, sofern nicht gerade der unzulässige Teil von entscheidender 
Bedeutung sein soll234. Lediglich das höchstpersönliche Rechtsgeschäft ist 
dann nicht vom Umfang der Vollmacht gedeckt. Es wird also eine geltungser-
haltende Reduktion vorgenommen235. Entscheidend ist, dass die Zulässigkeit 
und Wirksamkeit einer Generalvollmacht nicht grundsätzlich dadurch berührt 
wird, dass bestimmte Geschäfte kraft Gesetzes ausgenommen sind.  
Auch bei der Generalvollmacht im Handels- und Gesellschaftsrecht ist keine 
andere Behandlung geboten. Wegen des Verbots der Übertragung organschaft-
licher Befugnisse ist keineswegs generell jede Generalvollmacht unwirksam.  
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Wurde im Einzelfall vom Vollmachtgeber die Übertragung von organschaftli-
chen Befugnissen beabsichtigt, um das ”Gebot” der organschaftlichen Vertr e-
tung bewusst zu umgehen, ist die Generalvollmacht ausnahmsweise unwirk-
sam. Diese atypische Fallgestaltung kann jedoch argumentativ nicht dazu ge-
nutzt werden, die Zulässigkeit und Wirksamkeit der Generalvollmacht im All-
gemeinen zu verneinen. In einem solchen Fall stellt sich dann die Frage, ob 
eine Umdeutung in Betracht kommt. Nach § 140 BGB ist hierfür Vorausset-
zung, dass ein nichtiges Rechtsgeschäft den Erfordernissen eines anderes 
Rechtsgeschäfts entspricht und anzunehmen ist, dass dessen Geltung bei 
Kenntnis der Nichtigkeit gewollt sein würde. Bei einer unwirksamen General-
vollmacht stellt sich also die Frage, ob die Parteien bei Kenntnis der Nichtig-
keit eine andere zulässige Bevollmächtigung gewollt hätten.  
Eine Umdeutung soll allerdings ausgeschlossen sein, wenn die Rechtsordnung 
nicht das Mittel, sondern den Erfolg missbilligt236. Nimmt man an, dass der 
Erfolg missbilligt wird, also die Ausübung organschaftlicher Befugnisse durch 
einen rechtsgeschäftlichen Vertreter, kommt eine Umdeutung nicht in Be-
tracht237. Stellt man darauf ab, dass nur das Mittel missbilligt wird, also die 
Ermächtigung durch Generalvollmacht anstelle der Bestellung zum Geschäfts-
führer oder der Erteilung einer handelsrechtlichen Vollmacht, ist eine Umdeu-
tung möglich. Letzteres ist überzeugend. Der Vollmachtgeber wird regelmäßig 
eine Vollmacht in zulässigem Umfang erteilen wollen. Eine Umdeutung ist 
daher grundsätzlich möglich. Eine unwirksame organersetzende Generalvoll-
macht kann mithin als Vollmacht mit geringerem Umfang, regelmäßig als Ge-
neralhandlungsvollmacht, aufrechterhalten werden.  
b) Gesellschafterschutz 
Da ein Geschäftsführer seine organschaftlichen Befugnisse nicht übertragen 
kann, steht nicht zu befürchten, dass sämtliche Geschäftsführungsbefugnisse 
durch Personen ausgeübt werden, die nicht das Vertrauen der Gesellschafter 
genießen. Es liegt auch kein Verstoß gegen gesellschaftsrechtliche Zustim-
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mungserfordernisse vor, wenn ein Geschäftsführer einen Generalbevollmäch-
tigten bestellt, ohne dass die Gesellschafter zugestimmt haben238. 
Die Geschäftsführer einer GmbH können nur im Gesellschaftsvertrag oder von 
den Gesellschaftern bestellt werden (§§ 6 Abs. 3 Satz 2, 46 Nr. 5 GmbHG). 
Dagegen können die rechtsgeschäftlichen Vertreter durch die Geschäftsführer 
bevollmächtigt werden (§ 35 Abs. 1 GmbHG)239. Bei Prokuristen und Hand-
lungsbevollmächtigten zum gesamten Geschäftsbetrieb ist hierzu die Zustim-
mung der Gesellschafter erforderlich (§ 46 Nr. 7 GmbHG). Die Zustimmung 
aller geschäftsführenden Gesellschafter ist auch bei der OHG oder KG für die 
Bestellung eines Prokuristen erforderlich (§ 116 Abs. 3 Satz 1 HGB) .  
Diese Zustimmungserfordernisse sind jedoch nach allgemeiner Auffassung 
keine Voraussetzung für die Wirksamkeit der Vollmacht240. Sie berühren ledig-
lich das Innenverhältnis und schränken die Vertretungsmacht gegenüber Drit-
ten nicht ein (§§ 126 Abs. 2 HGB, 37 Abs. 2 GmbHG). Die betreffende Voll-
macht  ist außer in Missbrauchsfällen auch bei fehlender Zustimmung der Ge-
sellschafter gegenüber Dritten rechtlich wirksam. Dies würde ebenso bei der 
Generalvollmacht gelten, wenn man auch dort eine Zustimmung der Gesell-
schafter, analog § 46 Nr. 7 GmbHG, § 116 Abs. 3 HGB, für erforderlich 
hält241.  
Es kann also geschehen, dass die Geschäftsführer rechtsgeschäftliche Voll-
machten an Personen erteilen, die nicht die Zustimmung der Gesellschafter 
finden, ohne dass die Gesellschafter etwas gegen die Wirksamkeit dieser 
Vollmachten unternehmen könnten. Ein diesbezüglicher Schutz der Gesell-
schafter ist gesetzlich nicht vorgesehen. Der BGH hat dem Argument des Ge-
sellschafterschutzes in seinem grundlegenden Urteil zur Zulässigkeit der Gene-
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ralvollmacht bei der GmbH ebenfalls keine ausschlaggebende Bedeutung bei-
gemessen242.  
Die Gesellschafterinteressen sind jedoch betroffen, wenn tatsächlich die Über-
tragung der gesamten organschaftlichen Befugnisse durch den oder die Ge-
schäftsführer gewollt ist und der Bevollmächtigte dann allein die Vertretungs-
befugnisse  ausüben soll. Dies ist z.B. der Fall, wenn bei satzungsmäßig vorge-
sehener Gesamtvertretung ein Gesamtvertreter dem anderen durch General-
vollmacht die Befugnis übertragen will, als Alleinvertreter zu handeln. Hier 
wird der durch die Gesamtvertretung bezweckte Schutz der Gesellschafter un-
terlaufen, da der Gesamtvertreter mehr Handlungsmacht übertragen will, als 
ihm selber zusteht. Eine Generalvollmacht von einem Gesamtvertreter an ein 
anderes gesamtvertretungsberechtigtes Organmitglied, welches dadurch Al-
leinvertretungsbefugnis erhält, ist daher stets unwirksam243.  
c) Verkehrsschutzinteressen 
Mit Verkehrsschutzinteressen kann die allgemeine Unzulässigkeit der General-
vollmacht nicht überzeugend begründet werden. Eine rechtsgeschäftliche Ge-
neralvollmacht steht nicht im Konflikt mit dem Verkehrsschutz. Dem Rechts-
verkehr wäre - abstrakt betrachtet - mit einer möglichst weiten wirksamen Ge-
neralvollmacht wohl am besten gedient, da sich dann Dritte und mögliche Ge-
schäftspartner darauf verlassen können, dass der Generalbevollmächtigte im 
Rahmen seiner Vertretungsmacht handelt. Unabhängig davon ist der Rechts-
verkehr aber zunächst bereits dadurch geschützt, dass beispielsweise bei der 
GmbH die Geschäftsführer als Vertretungsorgan mit unbeschränkbarer Vertre-
tungsmacht aus dem Handelsregister ersichtlich sind. Informationen über die 
vertretungsberechtigten Personen sind daneben den gesetzlich vorgeschriebe-
nen Angaben auf Geschäftsbriefen (§§ 37 a, 125 HGB, 35 a GmbHG, 80 
AktG) zu entnehmen. 
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 Vor allem aber wohl auch deshalb, weil in dem zu Grunde liegenden Fall die Alleingesell-
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Aber auch bei einer Generalvollmacht muss ein Dritter keine Nachforschungen 
über die Interna der Gesellschaft anstellen. Die Zustimmung der Gesellschafter 
ist keine Wirksamkeitsvoraussetzung für die Generalvollmacht, da es sich nicht 
um die Bestellung eines Geschäftsführers, sondern um eine rechtsgeschäftliche 
Bevollmächtigung handelt. Ein Dritter muss daher nicht überprüfen, ob die 
interne Zustimmung vorliegt.  
Es kann nicht von internen Vorgängen wie der Zustimmung der Gesellschafter 
abhängen, ob eine Generalvollmacht im Einzelfall gültig ist244. Die Schlussfol-
gerung des BGH, dass eine Generalvollmacht deshalb unwirksam sein müsse, 
überzeugt allerdings nicht. Es ist vielmehr so, dass es gerade nicht darauf an-
kommt, ob die Zustimmung der Gesellschafter vorliegt, da regelmäßig keine 
organschaftlichen Befugnisse übertragen werden sollen.   
Selbst wenn ausnahmsweise eine unzulässige organersetzende Vollmacht vor-
liegt, ist der Geschäftspartner noch insofern geschützt, als dann eine Umdeu-
tung in eine Generalhandlungsvollmacht in Betracht kommt, deren Umfang die 
konkrete Handlung zumeist deckt. 
Die handels- und gesellschaftsrechtlichen Vertretungsregelungen sollen die 
Geschäftsbeziehungen im Rechtsverkehr erleichtern. Es stellt jedoch keine 
Erleichterung dar, wenn im kaufmännischen Verkehr etwas untersagt sein soll, 
was im allgemeinen zivilrechtlichen Bereich jedem gestattet ist. Dem einzelnen 
Geschäftspartner entsteht durch die Verwendung einer Generalvollmacht kein 
Nachteil.  
d) Öffentliche Pflichten 
Gegen die Zulässigkeit spricht auch nicht, dass dem organschaftlichen Vertre-
ter bestimmte öffentliche Pflichten obliegen. Diese können nach allgemeiner 
Auffassung nicht durch Generalvollmacht auf einen Dritten übertragen wer-
den245. Als solche werden z.B. die Pflicht zur Stellung des Insolvenzantrags (§ 
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 So auch BGH NJW 1977, 199, 200. 
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 Vgl. Geitzhaus, GmbHR 1989, 229, 231 f.; Joussen, WM 1994, 273, 278; Baumann, Freun-
desgabe Weichler, S. 1, 7; Leiner, Generalvollmacht, S. 93 ff.; a. A. Hübner, ZHR 143 (1979), 
1, 4. 
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64 GmbHG), die Buchführung und Aufstellung des Jahresabschlusses (§ 41 
GmbHG, § 264 HGB), Anmeldungen zum Handelsregister (§§ 78, 79 GmbHG, 
14 HGB) sowie sonstige strafrechtlich sanktionierten Pflichten (§§ 79, 82, 84 
GmbHG) genannt246. Dabei besteht keine Einigkeit darüber, welche Pflichten 
im Einzelnen zu denjenigen zu zählen sind, die nicht auf den Generalbevoll-
mächtigten übertragen werden dürfen. Einheitlich als öffentliche Pflicht ge-
nannt werden die Pflichten, Insolvenzantrag zu stellen und den Jahresabschluss 
aufzustellen, im Übrigen sehen die einzelnen Autoren unterschiedliche Pflich-
ten als unübertragbar an247. Zudem besteht auch keine einheitliche Terminolo-
gie248. Als Pflichten im öffentlichen Interesse werden allgemein solche Organ-
pflichten bezeichnet, die nicht nur das Verhältnis zwischen Geschäftsführer 
und Gesellschaft, sondern auch das Außenverhältnis berühren249. Nach einer 
anderen Auffassung sind die organschaftlichen Rechte und Pflichten des Ge-
schäftsführers solche, die nach Zweck und Bedeutung über das Individualinte-
resse der Gesellschafter hinausgehen250. Es handelt sich um Pflichten, die im 
Interesse der Allgemeinheit, bzw. der Gläubiger zu erfüllen sind251. Von diesen 
Pflichten im öffentlichen Interesse werden die öffentlich-rechtlichen Pflichten 
unterschieden, die dem Geschäftsführer aufgrund verschiedener öffentlich-
rechtlicher Vorschriften obliegen, z.B. steuerliche, umweltrechtliche und wirt-
schaftsrechtliche Pflichten, da er als Geschäftsführungsorgan unter anderem 
dafür sorgen muss, dass sich die Gesellschaft nach außen rechtmäßig verhält252. 
Entscheidend ist, dass es sich bei den öffentlichen Pflichten um organschaftli-
che Pflichten handelt. Solche können, wie bereits oben ausgeführt253, gar nicht 
derart auf einen rechtsgeschäftlichen Vertreter übertragen werden, dass der 
Geschäftsführer hierfür nicht mehr verantwortlich ist. Er bleibt stets selbst ver-
antwortlich. Eine andere Frage ist, ob der Geschäftsführer einzelne dieser 
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 Geitzhaus, GmbHR 1989, 229, 232; Joussen, WM 1994, 273, 278; zur Insolvenzantrags-
pflicht vgl. BGH NJW 1977, 1999, 200; BGHZ 29, 100, 105. S. hierzu auch u. § 3 D. 3. c). 
247Vgl. nur Geitzhaus, GmbHR 1989, 229, 232 einerseits und Joussen, WM 1994, 273, 278 
andererseits.  
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 Vgl. Leiner, Generalvollmacht, S. 93.   
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 Ehricke, ZGR 2000, 351, 375.  
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 Fleck, ZHR 149 (1995), 387, 393,  
251
 Geitzhaus, GmbHR 1989, 229, 231. 
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 Scholz-Schneider, GmbHG, § 43 Rn 255; Ehricke, ZGR 2000, 351, 375 Fn. 99; vgl. auch 
Leiner, Generalvollmacht, S. 95, der diese Pflichten als GmbH-externe öffentliche Pflichten im 
Gegensatz zu den GmbH-internen öffentlichen Pflichten bezeichnet. 
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 S. die Stellungnahme unter aa) in diesem Abschnitt. 
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Pflichten delegieren kann. Dies spielt eine Rolle beim Umfang der Vollmacht, 
also der Frage, was ein Generalbevollmächtigter im Einzelnen darf, jedoch 
nicht für die Frage der Zulässigkeit254. Die öffentlichen Pflichten sprechen da-
her nicht gegen eine rechtsgeschäftliche Generalvollmacht, bei der von vorn-
herein keine organschaftlichen Befugnisse übertragen werden255.  
Der Generalbevollmächtigte kann aufgrund seiner Bevollmächtigung nicht 
Pflichten wahrnehmen, die ausschließlich dem organschaftlichen Vertreter ob-
liegen. Wird der Generalbevollmächtigte trotzdem tatsächlich in diesem Be-
reich tätig oder geriert sich auf sonstige Art und Weise als Geschäftsführer, so 
kommt gegebenenfalls auch eine Haftung als faktischer Geschäftsführer in 
Betracht256. Einfluss auf die Zulässigkeit der Generalvollmacht hat dies nicht. 
C. Entstehungsvoraussetzungen 
In der Literatur gibt es unterschiedliche Ansichten darüber, ob es sich bei der 
zulässigen Generalvollmacht um eine rein zivilrechtliche Vollmacht oder eine 
handelsrechtliche Vollmacht handelt. Die überwiegende Auffassung ordnet die 
Generalvollmacht als rein zivilrechtliche Vollmacht ein257, während einige 
Autoren die Nähe zur Prokura bzw. die Stellung zwischen Prokuristen und or-
ganschaftlichen Vertretern herausstellen258. Nach anderer Auffassung handelt 
es sich um eine BGB-Vollmacht, wenn die Generalvollmacht an eine selbst-
ständige unternehmensfremde Person, und um eine qualifizierte Art der Gene-
ralhandlungsvollmacht, wenn sie an eine hierarchisch eingegliederte Person 
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 S. zum Umfang u. § 3 D. II. 
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 Im Ergebnis ebenso Leiner, Generalvollmacht, S. 97, 102, der allerdings noch untersucht, 
ob durch eine Generalvollmacht, die alle übertragbaren öffentlichen bzw. öffentlich-rechtlichen 
Pflichten auf einen Generalbevollmächtigten überträgt, andere schützenswerte Belange beein-
trächtigt werden. 
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 Baumann, Freundesgabe Weichler, S. 1, 7; Lutter/Hommelhoff, GmbHG, § 43 Rn 1. Zur 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit s. BGH NJW 2000, 2285, 2286; dort wurde ein Generalbe-
vollmächtigter als faktischer Geschäftsführer und Täter i.S.d § 82 Abs. 1 Nr. 1 und 3 GmbHG 
angesehen. 
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 So insbesondere Joussen, WM 1994, 273; ihm folgend Baumbach/Hopt, HGB, Überbl v § 
48 Rn 2; Ensthaler-Nickel, HGB, vor §§ 48-58 Rn 29; Heymann-Sonnenschein/Weitemeyer, 
GmbHG, vor § 48 Rn 7 und § 54 Rn 16, Röhricht/v.Westphalen-Wagner, HGB, § 54 Rn 19; 
Pauge, Handelsvertreter und Makler, S. 125; Baumann, Freundesgabe Weichler, S. 1, 9. 
258
 Hübner, ZHR 143 (1979), 1, 3f., 7f.; Spitzbarth, Vollmachten, S. 141 ff.; Geitzhaus, 
GmbHR 1989, 229, 233. 
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erteilt wird259. Diejenigen Autoren, die die Generalvollmacht als unzulässig 
oder unwirksam ansehen, klassifizieren sie als Generalhandlungsvollmacht260.  
Die unterschiedlichen Auffassungen über den Inhalt der Generalvollmacht 
können Auswirkungen auf die einzelnen Voraussetzungen haben, die bei einer 
wirksamen Generalvollmacht vorliegen müssen. Die zivilrechtliche Einord-
nung hat zur Folge, dass ausschließlich die Vorschriften des BGB Anwendung 
finden und handels- oder gesellschaftsrechtlichen Vorschriften keine Rolle 
spielen. Nach der Auffassung, die die Nähe der Generalvollmacht zur Prokura 
betont, sollen einzelne Vorschriften des HGB und des GmbHG, z.B. zur Proku-
raerteilung (§ 48 Abs. 1 HGB) sowie die gesellschaftsrechtlichen Zustim-
mungserfordernisse (§§ 116 Abs. 3, 164 Satz 2 HGB; § 46 Nr. 7 GmbHG),  
Anwendung finden  Die unterschiedlichen Auffassungen führen mithin zu un-
terschiedlichen Ergebnissen, insbesondere bei den Fragen, wie und wem die 
Generalvollmacht erteilt werden kann. 
I. Möglicher Vollmachtgeber 
Generalvollmacht erteilen können nach allen Auffassungen der Inhaber eines 
Handelsgeschäfts261 und sein gesetzlicher Vertreter, sowie Personen, die ein 
Handelsgeschäft aufgrund eines Verwaltungsrechts leiten. Erteilungsberechtigt 
als Inhaber sind bei der Einzelfirma der Eigentümer, bei Personengesellschaf-
ten die vertretungsberechtigten Gesellschafter und bei juristischen Personen 
des Handelsrechts die Geschäftsführer bzw. der Vorstand. Als gesetzliche Ver-
treter kommen Eltern, Vormund oder Pfleger in Betracht, wenn der Geschäfts-
inhaber geschäftsunfähig oder in der Geschäftsfähigkeit beschränkt ist. Bei der 
Frage, ob ein Prokurist Generalvollmacht erteilen kann, ergeben sich aus den 
verschiedenen Auffassungen unterschiedliche Ergebnisse. 
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 Krebs, ZHR 159 (1995), 635, 648, 651; MünchKomm(HGB)-Lieb/Krebs, vor § 48 Rn 72. 
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 Ripfel, GmbHR 1953, 181, 183; Eder, GmbHR 1962, 225, Brüggemann, JA 1977, 500, 503; 
Rowedder-Koppensteiner, GmbHG, § 35 Rn 9; Deuchler, WuB I C. § 35 1.92. 
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 Kaufmann i.S.d. § 1 HGB, Kaufmann kraft freiwilliger Eintragung nach §§ 2, 3 HGB oder 
kraft Gesetzes gemäß § 6 HGB, wie OHG und KG, GmbH (§ 13 Abs. 3 GmbHG), AG (§ 3 
AktG), die eingetragene Genossenschaft (§ 17 Abs. 2 GenG), bei der an die Stelle der Eintra-
gung in das Handelsregister die Eintragung in das Genossenschaftsregister tritt und der VVaG 
(§ 16 VAG, Ausnahme: kleiner Verein i.S.d. § 53 VAG).  
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1. Erteilung durch organschaftlichen Vertreter 
Hat eine OHG oder KG mehrere vertretungsberechtigte Gesellschafter oder 
eine GmbH mehrere Geschäftsführer, so kann grundsätzlich jeder gemäß den 
gesetzlichen oder vereinbarten Vertretungsregelungen namens der Gesellschaft 
Generalvollmacht erteilen (§§ 125 Abs. 1, 161 Abs. 2 HGB). Ist bei Kapital- 
oder Personengesellschaften Gesamtvertretung vorgesehen (§ 125 Abs. 2 Satz 
1 HGB, § 35 Abs. 2 Satz 2 GmbHG, § 78 Abs. 2 Satz 1 AktG) muss die Gene-
ralvollmacht gemeinschaftlich erteilt werden, ansonsten kann jeder alleinver-
tretungsberechtigte Gesellschafter, Geschäftsführer bzw. jedes Vorstandsmit-
glied eine wirksame Generalvollmacht erteilen.  
Bei Personengesellschaften ist die Erteilung der Generalvollmacht ebenso von 
der Vertretungsmacht umfasst wie die Erteilung der Prokura, die ausdrücklich 
in § 126 Abs. 1 HGB erwähnt ist. Es handelt sich nicht um ein so genanntes 
Grundlagengeschäft, wozu Geschäfte gehören, die das innere Verhältnis der 
Gesellschafter zueinander verändern, wie z.B. die Auflösung der Gesellschaft 
oder die Aufnahme eines weiteren Gesellschafters262. Durch die Erteilung einer 
Generalvollmacht werden die Grundlagen der Gesellschaft nicht berührt, da es 
sich um eine rechtsgeschäftliche Vollmacht handelt, durch die keine organ-
schaftlichen Befugnisse übertragen werden263.  
Die Frage, ob die geschäftsführenden Gesellschafter, die Gesellschafterver-
sammlung oder der Aufsichtsrat der Erteilung der Generalvollmacht zustim-
men müssen, betrifft nur das Innenverhältnis, hat also außer in Missbrauchsfäl-
len keine Auswirkungen auf die Frage, wer wirksam die Vollmacht erteilen 
kann264.   
2.  Erteilung durch andere Personen 
Ob darüber hinaus noch andere Personen eine Generalvollmacht erteilen kön-
nen, wird im Schrifttum nicht weiter thematisiert. Geht man von einer rein zi-
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 Wie hier Joussen, WM 1994, 273, 280; nunmehr ebenso Spitzbarth/Preuß, Vollmachten, S. 
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vilrechtlichen Vollmacht oder einer Generalhandlungsvollmacht aus, könnten 
auch Nichtkaufleute, z.B. Unternehmen, die kein Handelsgewerbe betreiben, 
oder rechtsgeschäftliche Vertreter wie der Prokurist Generalvollmacht erteilen. 
Bei der hier untersuchten Problematik geht es darum, ob die Generalvollmacht 
neben Prokura und Handlungsvollmacht erteilt werden kann, also von Kaufleu-
ten i. S. d. §§ 1 ff. HGB. Die Frage, ob sonstige nicht kaufmännische Unter-
nehmen Generalvollmacht erteilen können, spielt in diesem Zusammenhang 
keine Rolle. Bei der Handlungsvollmacht wird diese Möglichkeit diskutiert,  
von der h. M. jedoch abgelehnt265. Bei der Vollmachtserteilung durch sonstige 
Unternehmen ist ausschließlich der Anwendungsbereich des BGB betroffen. Es 
handelt sich dann um eine rein zivilrechtliche Generalvollmacht. 
a) Prokurist 
Der Prokurist kommt nur dann als möglicher Vollmachtgeber in Betracht, 
wenn man sich der Auffassung anschließt, die Generalvollmacht sei eine Gene-
ralhandlungsvollmacht, und dementsprechend alle für deren Erteilung gelten-
den Regelungen für anwendbar hält266. Alle sonstigen Auffassungen gehen 
dagegen davon aus, dass die Generalvollmacht zumindest keinen geringeren 
Umfang als die Prokura hat267. Danach könnte als Vollmachtgeber nur in Be-
tracht kommen, wer auch Prokura erteilen kann. Zwar wird diese Frage nicht 
ausdrücklich in der Literatur erörtert, die Schlussfolgerung ergibt sich aber aus 
der grundsätzlichen Einordnung der Generalvollmacht. Dies schließt den Pro-
kuristen als Vollmachtgeber aus, da nach § 48 Abs. 1 HGB nur der Inhaber 
selbst, aber nicht der Prokurist Prokura erteilen kann.  
Die zuletzt dargelegte Auffassung ist überzeugend. Sie steht im Einklang mit 
den neueren gesetzlichen Regelungen, in denen der Generalbevollmächtigte als 
Vertreter angesehen wird, der weiter reichende Befugnisse als ein General-
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 Vgl. K Schmidt, Handelsrecht, S. 482 f. Schmidt vertritt die Auffassung, dass alle Unter-
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handlungsbevollmächtigter und ein Prokurist hat268. Die Generalvollmacht als 
Generalhandlungsvollmacht einzuordnen, überzeugt dagegen nicht. Abgesehen 
davon, dass es keinen numerus clausus der handelsrechtlichen Vollmachten 
gibt, steht die Generalvollmacht von ihren Befugnissen her über der Prokura. 
Die Generalvollmacht kann somit anders als die Handlungsvollmacht nicht von 
einem Prokuristen erteilt werden, da dieser als rechtsgeschäftlicher Vertreter 
nicht die entsprechende Vertretungsmacht besitzt.  
b) Personen mit besonderen Funktionen 
Die Frage, ob andere Personen, die ein Handelsgeschäft aufgrund eines Ver-
waltungsrechts leiten, wie z.B. der Insolvenzverwalter oder der Testaments-
vollstrecker, Generalvollmacht erteilen können, ist unproblematisch zu beja-
hen. Anders als bei der Prokuraerteilung, wo dies zum Teil strittig diskutiert 
und mit dem höchstpersönlichen Verhältnis zwischen Inhaber und Prokurist 
argumentiert wird, spielt diese Argumentation bei der Generalvollmacht keine 
Rolle269. Sowohl der Insolvenzverwalter (§§ 56 Abs. 1, 80 InsO) als auch der 
Testamentsvollstrecker (§ 2197 Abs. 1, 2205 BGB), der Nachlassverwalter (§ 
1975 BGB) und Nachlasspfleger (§ 1960 Abs. 1 BGB) können Generalvoll-
macht erteilen.  
II. Erfordernisse der bevollmächtigenden Erklärung 
 
Der Grundsatz der Formfreiheit bei der Vollmachtserteilung (§ 167 Abs. 2 
BGB) gilt auch im Handels- und Gesellschaftsrecht, sofern nicht eine bestimm-
te Form gesetzlich vorgeschrieben oder rechtsgeschäftlich vereinbart worden 
ist. Bei der Generalvollmacht ist insbesondere zu klären, ob sie auch konklu-
dent erteilt werden kann oder eine ausdrückliche Erklärung erforderlich ist.  
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 S. oben § 2. 
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 Vgl. zur Prokura z.B. den Überblick bei Spitzbarth, Vollmachten, S. 75 ff. Vgl. auch 
Schmidt/Uhlenbruck, S. 438, die nun nach dem Inkrafttreten der InsO die bislang h. M., dass 
der Insolvenzverwalter keine Prokura erteilen könne, in Frage stellen. 
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1. Ausdrückliche oder konkludente Erklärung 
Anders als bei der Prokura, die nach § 48 Abs. 1 HGB nur ausdrücklich erteilt 
werden kann, ist bei einer zivilrechtlichen Vollmacht ebenso wie bei der Gene-
ralhandlungsvollmacht nicht erforderlich, dass die Erteilung ausdrücklich er-
klärt wird. Die Erteilung der Handlungsvollmacht ist im HGB nicht geregelt. 
Da eine § 48 Abs. 1 HGB entsprechende Vorschrift hier fehlt, ist § 167 BGB 
heranzuziehen270. Generalhandlungsvollmacht und zivilrechtliche Vollmacht 
können also auch stillschweigend, bzw. durch schlüssiges Verhalten erteilt 
werden271.  
Die einseitige, empfangsbedürftige Willenserklärung kann gegenüber dem 
künftigen Bevollmächtigten (§ 167 Abs. 1 Alt. 1 BGB) als Innenvollmacht 
oder gegenüber Dritten oder durch öffentliche Bekanntmachung (§ 167 Abs. 1 
Alt. 2, 171 Abs. 1 BGB) als Außenvollmacht erfolgen272. Anders als bei der 
Prokura bestehen bei der Handlungsvollmacht von keiner Seite Bedenken ge-
gen die Erklärung gegenüber Dritten, also gegen die Erteilung einer Außen-
vollmacht273. In Betracht kommt anders als bei der Prokura auch eine Dul-
dungs- oder Anscheinsvollmacht274. 
Die meisten Autoren gehen - entsprechend ihrer dogmatischen Einordnung der 
Generalvollmacht als zivilrechtliche Vollmacht oder als Generalhandlungs-
vollmacht - davon aus, dass diese nicht ausdrücklich erteilt werden muss, son-
dern auch konkludent erteilt werden kann275. Dabei wird von einigen Befür-
wortern einer zivilrechtlichen Einordnung der Generalvollmacht der Wider-
spruch gesehen, dass die Prokura teilweise strengeren Anforderungen unter-
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 Vgl. Art. 2 Abs. 1 EGHGB.  
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 Zur Handlungsvollmacht s. RGZ 1, 8, 9; 90, 299, 300; GroßKomm(HGB)-Joost § 54 Rn 23 
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ebenso MünchKomm(HGB)-Lieb/Krebs, vor § 48 Rn 74 (für Unternehmensfremde, da zivil-
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liegt als die Generalvollmacht, obwohl diese doch in ihrer Bedeutung und in 
den durch sie vermittelten Befugnissen über die Prokura hinausgehe. Hübner 
spricht sich aus diesem Grund für die analoge Anwendung des § 48 Abs. 1 
HGB aus, weshalb die Generalvollmacht nur ausdrücklich erteilt werden kön-
ne276. Dies soll vor allem in den Fällen gelten, in denen der Generalbevoll-
mächtigte nicht auch zugleich Prokurist ist. Von anderer Seite wird darauf 
verwiesen, dass die Generalvollmacht zwar den allgemeinen zivilrechtlichen 
Regeln folge, in der Praxis aber bei kaufmännischen Unternehmen eine kon-
kludente Erteilung einer Generalvollmacht nur sehr selten vorkomme277. Einige 
Autoren empfehlen die gleichzeitige Erteilung bzw. Eintragung einer Proku-
ra278.  
Die Generalvollmacht ist eine Vollmacht, die zwar ihren Ursprung im bürgerli-
chen Recht hat, aber eben häufig im Handels- und Gesellschaftsrecht, d.h. in 
einem kaufmännischen Unternehmen und neben den handelsrechtlichen Voll-
machten, verwendet wird. Dieser Kontext ist zu berücksichtigen, wenn es dar-
um geht, welche Voraussetzungen die Erteilung einer Generalvollmacht hat. 
Nach hier vertretener Auffassung hat der Gesetzgeber die Generalvollmacht als 
eigenständige Vertretungsform neben Prokura und Handlungsvollmacht aner-
kannt279. Es erscheint daher nicht erforderlich, ausschließlich auf die zivilrecht-
lichen Regelungen abzustellen, sondern es können auch handelsrechtliche Vor-
schriften Anwendung finden.  
Der Gesetzgeber nahm entsprechend der allgemeinen Verkehrsanschauung an, 
dass ein Generalbevollmächtigter weiter reichende Befugnisse als ein Prokurist 
hat. Hiervon geht auch der überwiegende Teil der Literatur aus, unabhängig 
davon, wie die Autoren im Einzelnen den Umfang bestimmen280. Dann besteht 
jedoch ein Missverhältnis, wenn man an die Erteilung einer umfassenden Ge-
neralvollmacht niedrigere Anforderungen stellt als an die Erteilung einer Pro-
kura. Darüber gehen diejenigen Autoren, die allein wegen der zivilrechtlichen 
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Herkunft der Generalvollmacht eine konkludente Erteilung für möglich halten, 
hinweg.  
Um Diskrepanzen zu vermeiden, die aufgrund der tatsächlichen Stellung von 
Generalbevollmächtigten und Prokuristen nicht gerechtfertigt sind, sollte das 
für die Prokura geltende Erfordernis der ausdrücklichen Erklärung auch für die 
Generalvollmacht berücksichtigt werden. Unabhängig davon, dass eine kon-
kludente Erteilung in der Praxis nur selten vorkommen dürfte, ist eine einheit-
liche rechtliche Behandlung vorzuziehen, da dies dem Inhalt und der Verwen-
dung der beiden Vollmachten am besten entspricht. Solange es keine gesetzli-
che Regelung der Generalvollmacht gibt, ist daher § 48 Abs. 1 HGB analog 
anzuwenden. Die Generalvollmacht ist ausdrücklich zu erteilen.  
Die gleichzeitige Erteilung der Prokura ist zwar sinnvoll, da über die Eintra-
gung in das Handelsregister ein zusätzlicher Verkehrsschutz erfolgt, aber nicht 
zwingend erforderlich. Die Generalvollmacht ist eine eigenständige Vollmacht, 
die nicht als Wirksamkeitsvoraussetzung hat, dass sie nur an jemanden erteilt 
werden kann, der bereits Prokurist ist. Eine vorherige Prokuraerteilung wird 
regelmäßig vorliegen, insbesondere wenn der zu Bevollmächtigende im Unter-
nehmen aufgestiegen ist. Anders ist dies jedoch, wenn ein Dritter von außen in 
ein Unternehmen eintritt. Die Generalvollmacht kann dann auch ohne Prokura 
erteilt werden, da die Generalvollmacht eine eigene Rechtsnatur hat und nicht 
nur eine erweiterte Prokura ist. Dies zeigt sich nicht zuletzt daran, dass sie 
nicht als Generalvollmacht in das Handelsregister eingetragen werden kann281.  
2. Schriftform und öffentliche Beglaubigung 
Eine mündliche Erteilung reicht aufgrund der Formfreiheit nur ausnahmsweise 
nicht aus, und zwar wenn dies gesetzlich vorgeschrieben oder rechtsgeschäft-
lich vereinbart worden ist. Gleichwohl wird bei der Generalvollmacht grund-
sätzlich die Schriftform und teilweise auch die öffentliche Beglaubigung emp-
fohlen282. Dem ist zuzustimmen, da die schriftliche Niederlegung klarstellende 
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Funktion hat und dies bei den bestehenden Unsicherheiten über Inhalt und Um-
fang der Generalvollmacht angebracht ist. Dies dient der Sicherheit aller Betei-
ligten.  
Ein für die Praxis wichtiger Tätigkeitsbereich, bei dem eine bestimmte Form 
vorgeschrieben ist, sind die Registeranmeldungen. Bei Vollmachten zur An-
meldung zum Handelsregister ist nach § 12 Abs. 2 HGB eine öffentliche Be-
glaubigung erforderlich. Eine notarielle Beurkundung oder Beglaubigung der 
Vollmacht ist nach § 2 Abs. 2 GmbHG erforderlich, wenn der Bevollmächtigte 
einen GmbH-Gesellschaftsvertrag unterzeichnen will. In anderen Fällen ist die 
Schriftform zwar kein Wirksamkeitserfordernis, dient aber dem Nachweis der 
Vollmachterteilung, z.B. in § 29 Abs. 1 GBO.  
Für eine unwiderrufliche Vollmacht zur Veräußerung oder zum Erwerb von 
Grundstücken ist ausnahmsweise notarielle Beurkundung erforderlich283. Das 
gleiche gilt, wenn die Vollmacht zwar rechtlich widerrufen werden kann, tat-
sächlich aber mit der Bevollmächtigung schon die gleiche Bindungswirkung 
eintreten sollte wie durch den Abschluss des formbedürftigen Hauptvertra-
ges284. In der Literatur wird zum Teil entgegen § 167 Abs. 2 BGB eine Form-
bedürftigkeit der Vollmacht auch dort verlangt, wo für das angestrebte Rechts-
geschäft Formvorschriften bestehen, die eine über die Beweisfunktion hinaus-
gehende Warnfunktion erfüllen, z.B. bei §§ 566 Satz 1, 313 Satz 1, 518 Abs. 1 
Satz 1, 766 Satz 1 BGB285. 
Rechtsgeschäftliche Klauseln, die eine bestimmte Form vorschreiben, können 
mit dem Bevollmächtigten oder dem Geschäftspartner vereinbart werden und 
sich insbesondere aus Gesellschaftsverträgen oder Satzungen ergeben286.  
3. Belehrungspflichten bei notarieller Beurkundung 
Bei der notariellen Beurkundung hat der Notar zu beachten, dass die Recht-
sprechung die Generalvollmacht bei der GmbH sowie bei sonstigen Gesell-
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schaftsformen, bei denen es eine organschaftliche Vertretung gibt, bisher noch 
für unwirksam hält. Auf diese besonderen Risiken muss der Notar hinweisen, 
falls eine Generalvollmacht beurkundet werden soll. Der Notar hat aufgrund 
der in § 17 BeurkG statuierten Beratungspflichten den Vollmachtgeber über 
den Umfang jeder beurkundeten Erklärung zu belehren. Dabei gehört es zu den 
Standardbelehrungspflichten, den Vollmachtgeber einer Generalvollmacht dar-
auf hinzuweisen, mit welchen Risiken eine solche verbunden ist287. Der Notar 
muss, will er sich nicht schadensersatzpflichtig machen, stets den sichersten 
Weg wählen, er wird daher eine Generalvollmacht bei der GmbH regelmäßig 
nicht beurkunden288. Auch gegenüber den künftigen Geschäftspartnern besteht 
die entsprechende Amtspflicht des Notars, so dass selbst ein ausdrücklicher 
Beurkundungswunsch nicht ausreicht289.  
Erfolgt gleichwohl eine schriftliche Bevollmächtigung, bietet auch die ein-
schränkende Formulierung der Generalvollmacht, ”soweit eine Vertretung z u-
lässig ist”, keine Gewähr dafür, der Unwirksamkeit zu entgehen. Allerdings 
wird eine solche Fassung von der Rechtsprechung als Argument für die Um-
deutung in eine Generalhandlungsvollmacht verwendet, da die Vollmacht nach 
dem Willen der Parteien jedenfalls wirksam sein sollte290. 
III. Bevollmächtigter 
Die Generalvollmacht kann an natürliche und nach überwiegender Auffassung 
auch an juristische Personen und sonstige Personenvereinigungen erteilt wer-
den. Eine neuere Literaturauffassung differenziert danach, wie der 
Bevollmächtigte in das Unternehmen eingegliedert ist291. Einzelne Autoren 
lehnen die Handlungsvollmacht und dementsprechend auch die 
Generalvollmacht für juristische Personen ab292. Allgemeine Einschränkungen 
hinsichtlich der Person ergeben sich aus zivilrechtlichen und aus handels- und 
                                                 
287
 Vgl. Baumann, MittRhNotK 1998, 1, 5. 
288
 Kirchner, MittBayNot 1996, 423 f. Der Autor hat eine so genannte ”Prokuravollmacht” 
vorgeschlagen, die auch eine Person ohne Kaufmannseigenschaft erteilen können soll. Diese 
hat sich jedoch nicht durchgesetzt. 
289
 Baumann, Freundesgabe Weichler, S. 1, 8. 
290
 Vgl. BGH NJW 1989, 164; SchlHOLG OLG Report 1997, 388. 
291
 Krebs, ZHR 159 (1995), 635, 648, 651; MünchKomm(HGB)-Lieb/Krebs, vor § 48 Rn 72. 
292
 So vor allem Krebs, ZHR 159 (1995), 635, 648, 651; MünchKomm(HGB)-Lieb/Krebs, vor 
§ 48 Rn 72.  
73 
ergeben sich aus zivilrechtlichen und aus handels- und gesellschaftsrechtlichen 
Grundsätzen. 
1. Natürliche Personen 
Es können eine oder mehrere natürliche Personen bevollmächtigen werden. Bei 
einer Einzelvollmacht kann jeder einzelne Bevollmächtigte für sich handeln, 
während bei einer Gesamtvollmacht alle nur gemeinsam handeln können. Der 
Bevollmächtigte muss zumindest beschränkt geschäftsfähig sein (§ 165 BGB). 
Aus dem Grundprinzip der Stellvertretung, nach welchem ein Handeln für ei-
nen anderen vorliegt, folgt, dass der Geschäftsinhaber nicht sich selbst bevoll-
mächtigen, und sich damit auch nicht zum Generalbevollmächtigten bestellen 
kann293. Das Gleiche gilt für die organschaftlichen Vertreter. Besitzt die Person 
bereits eine organschaftliche Handlungsbefugnis, ist für eine umfassende 
rechtsgeschäftliche Vertretungsmacht kein Raum mehr294. Dies trifft sowohl für 
die Prokura wie für die Generalvollmacht zu. Die Gesellschafter einer GmbH 
sind nicht selbst Inhaber des von der Kapitalgesellschaft betriebenen Handels-
gewerbes und können daher zu Generalbevollmächtigten bestellt werden, so-
fern sie nicht organschaftliche Vertretungsbefugnis haben. Die Organe einer 
juristischen Person, wie etwa die Vorstandsmitglieder einer Aktiengesellschaft, 
können nicht Generalbevollmächtigte sein. Nach § 105 Abs. 1 AktG können 
Aufsichtsratsmitglieder nicht zugleich Vorstandsmitglied, Prokurist oder zum 
gesamten Geschäftsbetrieb ermächtigter Handlungsbevollmächtigte sein. Da 
die Generalvollmacht zumindest den Umfang einer Generalhandlungsvoll-
macht hat, gilt die Inkompatibilität auch für den Generalbevollmächtigten295. 
Ein zur Alleinvertretung berechtigter Gesellschafter einer OHG kann nicht 
Generalbevollmächtigter sein; dies gilt auch für einen durch Gesellschaftsver-
trag von der Vertretung ausgeschlossenen Gesellschafter296. Kommanditisten 
sind von der organschaftlichen Vertretung nach § 170 HGB ausgeschlossen 
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und können folglich sowohl Prokuristen als auch Generalbevollmächtigte 
sein297. 
2. Juristische Personen 
Generalvollmacht kann nach überwiegender Auffassung auch juristischen Per-
sonen erteilt werden298. Anderer Auffassung sind diejenigen Autoren, die die 
Generalvollmacht als Handlungsvollmacht nach § 54 HGB ansehen und auch 
bei letzterer eine Bevollmächtigung juristischer Personen für unzulässig hal-
ten299.  
Eine besondere Konstellation stellt die Erteilung einer Generalvollmacht an 
eine juristische Person beim Abschluss von so genannten Betriebsführungsver-
trägen und ähnlichen Managementverträgen dar. Die Rechtsprechung hat in 
diesem Bereich eine unwiderrufliche Generalvollmacht als zulässig angese-
hen300. Ein Teil der Literatur sieht die in einem Betriebsführungsvertrag lie-
gende Vollmacht als Generalhandlungsvollmacht an301. 
a) Differenzierung nach Art der hierarchischen Eingliederung 
Krebs differenziert bei der Frage, wem Generalvollmacht erteilt werden kann, 
danach, ob die Vollmacht an leitende Angestellte oder an außerhalb des Unter-
nehmens stehende Personen erteilt wird302. Allein die Generalvollmacht an 
hierarchisch nicht eingegliederte, wirtschaftlich selbstständige unternehmens-
fremde Personen sei eine BGB-Vollmacht und könne entsprechend den zivil-
rechtlichen Regelungen auch an juristische Personen erteilt werden. Das Be-
dürfnis nach Rechtssicherheit sei hierbei geringer. Die Generalvollmacht an 
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hierarchisch eingegliederte Personen sei dagegen keine bürgerlichrechtliche 
Vollmacht, sondern eine qualifizierte Art der Generalhandlungsvollmacht. Für 
die Erteilung fänden alle für die Generalhandlungsvollmacht geltenden Rege-
lungen Anwendung; bei dieser sei eine Bevollmächtigung juristischer Personen 
nicht möglich. Bei der juristischen Person könnten deren Vertretungsorgane 
wechseln, so dass eine personelle Konstanz nicht gewährleistet sei, der Voll-
machtgeber also auf die handelnden Personen keinen Einfluss habe. Soweit es 
sich nicht um eine wirtschaftlich selbstständige Person handele, könne Voll-
macht nur an eine natürliche Person erteilt werden, da nur diese, wie es erfor-
derlich sei, organisatorisch eingegliedert aus dem Unternehmen heraus handeln 
könne303.  
Krebs begründet diese Differenzierung mit einem ungeschriebenen Prinzip 
handelsrechtlicher Stellvertretung, aus dem sich auch der numerus clausus der 
Vollmachten Prokura und Handlungsvollmacht und die Beschränkung der §§ 
48 ff. HGB auf organisatorisch eingegliederte Vertreter ergebe. Dieses Prinzip 
besage, dass die Erteilung einer Vertretungsmacht an eine wirtschaftlich und 
organisatorisch selbstständige Person nicht von den §§ 48 ff. HGB, sondern 
allein von den §§ 164 ff. BGB erfasst sei304.  
b) Stellungnahme 
Generalvollmacht kann nicht nur an natürliche, sondern auch an juristische 
Personen und Personenhandelsgesellschaften erteilt werden, und zwar unab-
hängig davon, ob sie in das Unternehmen hierarchisch eingegliedert sind. Die 
Gründe, die gegen die Erteilung an eine juristische Person vorgebracht werden, 
überzeugen nicht. 
Eine Differenzierung danach, ob die Generalvollmacht an eine in das Unter-
nehmen hierarchisch eingegliederte oder an eine selbstständige Person erteilt 
wird, ist nicht erforderlich und auch nicht zweckmäßig. Im Stellvertretungs-
recht gibt es keinen Ansatzpunkt, der es rechtfertigt, auf die Person des Be-
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vollmächtigten abzustellen. Es widerspricht vielmehr dem Prinzip der Tren-
nung zwischen dem Innenverhältnis, also dem Grundverhältnis, und dem Au-
ßenverhältnis, der Vollmacht305. Die Vollmachtserteilung ist gegenüber dem zu 
Grunde liegenden Rechtsverhältnis ein von diesem zu trennendes selbstständi-
ges Rechtsgeschäft, so dass die Vertretungsmacht ausschließlich auf dem 
selbstständigen Rechtsgeschäft beruht306. Die Stellung des Bevollmächtigten 
zum Kaufmann bzw. Unternehmen bestimmt sich nach dem Innenverhältnis, 
also regelmäßig dem Arbeitsverhältnis. Die anwendbaren Normen für Inhalt 
und Umfang der Vertretungsmacht bestimmen sich nach dem Außenverhältnis 
und damit nach der jeweiligen Vollmachtsart. Es ist kein Grund dafür ersicht-
lich, die Anwendbarkeit der §§ 164 ff. BGB einerseits oder des § 54 HGB an-
dererseits davon abhängig zu machen, in welchem Verhältnis der Bevollmäch-
tigte zu dem Kaufmann bzw. Unternehmen steht. Ein entscheidender Aspekt ist 
auch, dass der Rechtsverkehr dieses Verhältnis gar nicht beurteilen kann.  
Es erscheint auch nicht sachgerecht, die bei der Prokura geltende Auslegung zu 
übernehmen. Abgesehen davon erscheint aber auch eine Beschränkung der 
Prokura auf natürliche Personen nicht zwingend307. Anders als im allgemeinen 
bürgerlichen Recht, wo anerkannt ist, dass juristische Personen und Personen-
handelsgesellschaften bevollmächtigt werden können308, ist dies bei Hand-
lungsvollmacht und Prokura umstritten. Während nur wenige Autoren die 
Möglichkeit einer Erteilung von Handlungsvollmacht an eine juristische Person 
- mit ähnlicher Begründung wie bei der Prokura - ablehnen, wird die Möglich-
keit der Prokuraerteilung ganz überwiegend verneint309. Die gesetzlichen Vor-
schriften der Prokura seien auf natürliche Personen zugeschnitten, woraus das 
ungeschriebene Gebot folge, nur solchen Rechtssubjekten Prokura zu ertei-
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len310. Dies basiere auf dem zugrunde liegenden besonderen persönlichen Ver-
trauensverhältnis zwischen Kaufmann und Prokurist311.  
Eine solche persönliche Bindung oder ein Vertrauensverhältnis spielt jedoch 
bei Ausübung der Handlungsvollmacht und auch der Generalvollmacht keine 
entscheidende Rolle. Es besteht nicht das für die Prokura charakteristische be-
sondere persönliche Vertrauensverhältnis zwischen Einzelkaufmann und Be-
vollmächtigtem, welches darauf aufbaut, dass der Einzelkaufmann in früheren 
Zeiten seinem alter ego sein Handelsgeschäft zur Leitung überließ, während er 
geschäftlich unterwegs war. Der Prokurist wurde und wird zum Teil auch heute 
noch als alter ego des Kaufmanns bezeichnet312. Dieser Begriff wird oft im 
Zusammenhang mit dem Beispiel von dem Weinhändler zitiert, der sich nach 
einer Reise als Bankier wiederfinden kann313. Dies entspricht heute nicht mehr 
der tatsächlichen und auch nicht der rechtlichen Position des Prokuristen, der 
zwar branchenfremde Geschäfte, aber keine Grundlagengeschäfte, wie die Än-
derung des Unternehmensgegenstandes, vornehmen kann314.  
Auch beim Prokuristen steht das persönliche Vertrauensverhältnis heute nicht 
mehr zentral im Vordergrund, insbesondere, wenn es sich beim Vollmachtge-
ber um eine Kapitalgesellschaft handelt, bei der gegebenenfalls mehrere Proku-
risten tätig sind. Die gesetzliche Ausgestaltung der Prokura, insbesondere die 
Unübertragbarkeit (§ 52 Abs. 2 HGB) und die Zeichnungsobliegenheit (§ 53 
Abs. 2 HGB) stehen einer Erteilung an eine juristische Person nicht entge-
gen315. Ein Vertrauensverhältnis kann von Seiten des Kaufmanns auch zu dem 
jeweiligen Organ einer juristischen Person aufgebaut werden, und bei Proble-
men zwischen Kaufmann und Bevollmächtigtem kann der Kaufmann die Pro-
kura nach 52 Abs. 1 HGB jederzeit widerrufen. Die Zeichnungsobliegenheit 
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kann auch durch eine juristische Person mittels ihrer Organe erfüllt werden, die 
für die juristische Person mit ihrer Unterschrift zeichnen316. 
Bei Bevollmächtigung einer juristischen Person wird die Vertretungsmacht von 
deren jeweiligen Vertretungsorganen ausgeübt, also bei OHG und KG durch 
die vertretungsberechtigten Gesellschafter (§§ 125, 161 Abs. 2 HGB), bei der 
GmbH durch die Geschäftsführer (§ 35 GmbHG) und der AG durch den Vor-
stand (§ 78 AktG). 
IV. Gesellschaftsrechtliche interne Zustimmungserfordernisse 
Bei Erteilung einer Generalvollmacht stellt sich die Frage, ob auch hier die 
internen Zustimmungserfordernisse, die bei Personen- und Kapitalgesellschaf-
ten gelten, zu beachten sind. Dabei besteht Einigkeit darüber, dass Zustim-
mungsvorbehalte keinen Einfluss auf die Wirksamkeit der Vollmacht im Au-
ßenverhältnis haben317. Etwas anderes kann sich jedoch in den Fällen des 
Vollmachtsmissbrauchs ergeben318. Zu § 46 Nr. 7 GmbHG vertritt eine neuere 
Literaturmeinung einen anderen Ansatz319. Danach sind allein die Gesellschaf-
ter einer GmbH, und nicht deren Geschäftsführer befugt, Prokuren und Gene-
ralhandlungsvollmachten zu erteilen, und zwar mit Außenwirkung. Die Vertre-
tungsmacht der Geschäftsführer, der Prokuristen und der Generalhandlungsbe-
vollmächtigten sei in der praktischen Auswirkung gleich320. Diesem Ansatz ist 
nicht zu folgen, da  der organschaftlichen Vertretungsmacht eine andere recht-
liche Qualität zukommt als der rechtsgeschäftlichen Vertretungsmacht, was 
sich z.B. daran zeigt, dass nach §§ 35 Abs. 1, 36 GmbHG die Gesellschaft 
durch die Geschäftsführer vertreten wird und diese nach § 43 Abs. 2 GmbHG 
haften. 
Überwiegend werden die für die Erteilung der Prokura geltenden Zustim-
mungserfordernisse (§§ 116 Abs. 3, 164 Satz 2 HGB, § 46 Nr. 7 GmbHG) auch 
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bei der Generalvollmacht für analog anwendbar erklärt321. Dies gilt auch für 
die Autoren, die sich ansonsten strikt für eine BGB-Vollmacht aussprechen322. 
Ein Teil der Literatur hält bei Personengesellschaften § 116 Abs. 3 HGB für 
nicht anwendbar, prüft aber, ob die Generalvollmacht ein gewöhnliches oder 
ein ungewöhnliches Geschäft darstellt, so dass dann gegebenenfalls bei einem 
ungewöhnlichen Geschäft ein Beschluss sämtlicher Gesellschafter (§ 116 Abs. 
1 oder 2 HGB), bei einer Kommanditgesellschaft einschließlich der Zustim-
mung der Kommanditisten (§ 164 HGB), erforderlich sei 323. Ein Autor diffe-
renziert bei der GmbH & Co. KG danach, ob der Generalbevollmächtigte eher 
als Prokurist mit nach § 49 Abs. 2 HGB erweiterter Vertretungsmacht für die 
KG fungiere, wobei er dann durch die geschäftsführenden Gesellschafter zu 
bestellen sei (§ 116 Abs. 3, 164 HGB), oder ob sich die Generalvollmacht als 
ein qualitativ ungewöhnliches Geschäft darstelle, das der Zustimmung der 
Kommanditisten nach § 164 Satz 1 HGB bedürfe324. Letzteres sei der Fall, 
wenn die Generalbevollmächtigung sich nach ihrem Umfang als Maßnahme 
erweise, die den hergebrachten betrieblichen Rahmen zu sprengen geeignet sei 
und sich in ihren erheblichen Auswirkungen der Kontrolle und Einflussnahme 
auf gesellschaftsvertraglicher Grundlage praktisch entziehe325. 
Es ist angemessen, die für die Prokuraerteilung geltenden Zustimmungserfor-
dernisse bei der Generalvollmacht analog anzuwenden. Bei den Zustimmungs-
erfordernissen handelt es sich um Schutzvorschriften zugunsten der Gesell-
schaft, die sich daraus ergeben, dass es sich bei der Prokura und der in § 46 Nr. 
7 GmbHG genannten Handlungsvollmacht zum gesamten Geschäftsbetrieb um 
Vollmachten handelt, die weitreichende Befugnisse vermitteln. Dies trifft auch 
für die Generalvollmacht zu, deren Umfang dem der Prokura und der General-
handlungsvollmacht vergleichbar ist. Da es keinen gesetzlich festgelegten Um-
fang gibt, kann der genaue Umfang nur anhand des Einzelfalls bestimmt wer-
den, er umfasst aber regelmäßig den Umfang einer Prokura326. Ob darüber hin-
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 Spitzbarth, Vollmachten, S. 146; Geitzhaus, GmbHR 1989, 229, 233; Hübner, ZHR 143 
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aus ein ungewöhnliches Geschäft vorliegt, kann dagegen nur anhand des Ein-
zelfalls festgestellt werden. Eine Auffassung, die bei strikter zivilrechtlicher 
Einordnung der Generalvollmacht insoweit folgerichtig dazu käme, die bei der 
Prokuraerteilung bestehenden Zustimmungserfordernisse nicht anzuwenden - 
was allerdings so nicht vertreten wird - würde nicht ausreichend berücksichti-
gen, dass die Generalvollmacht im gesellschaftsrechtlichen Kontext, also neben 
den handelsrechtlichen Vollmachten, verwendet wird.  
Bei der OHG ist daher nach § 116 Abs. 3 Satz 1 HGB analog die Zustimmung 
aller geschäftsführenden Gesellschafter zur Bestellung eines Generalbevoll-
mächtigten erforderlich. Das gleiche gilt für die KG und die GmbH & Co. KG 
(§ 164 Satz 2 HGB), dabei sind die nicht geschäftsführungsbefugten Komman-
ditisten nicht eingeschlossen. Die §§ 116, 164 HGB sind dispositiv, so dass 
anderweitige vertragliche Vereinbarungen vorgehen. Nach §§ 46 Nr. 7, 47 
GmbHG analog ist bei der Bestellung eines Generalbevollmächtigten bei der 
GmbH ein Gesellschafterbeschluss erforderlich. 
D. Umfang 
I. Umfang der Generalvollmacht im allgemeinen bürgerlichen Recht 
Ebenso wenig wie der Begriff der Generalvollmacht gesetzlich bestimmt ist, 
kann auch ihr Umfang nicht aus den §§ 164 ff. BGB allgemeingültig bestimmt 
werden. Die Bezeichnung der Generalvollmacht als unbeschränkte Vollmacht, 
aufgrund derer der Bevollmächtigte für den Vollmachtgeber grundsätzlich alle 
Rechtshandlungen vornehmen kann, soweit Vertretung zulässig ist, beinhaltet 
zunächst eine äußerst weitreichende Vertretungsmacht. Eine Generalvollmacht 
ist daher grundsätzlich eine Vollmacht mit größtmöglichem Umfang.  
Ausgenommen sind jedoch stets die höchstpersönlichen Geschäfte des Famili-
en- und Erbrechts, wie etwa die Eheschließung (§ 1311 Satz 1 BGB) oder die 
Testamentserrichtung (§ 2064 BGB). In diesen Fällen ist eine Vertretung nicht 
zulässig. Eine andere Einschränkung ergibt sich daraus, dass der Umfang der 
Generalvollmacht nicht weiterreichen kann als die Rechtsmacht und die Be-
fugnisse des Vollmachtgebers. Besteht z. B. gegen den Vollmachtgeber ein 
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Verfügungsverbot, kann auch der Bevollmächtigte nicht über den entsprechen-
den Gegenstand verfügen327.  
Der Umfang einer erteilten Generalvollmacht ist im Wege der Auslegung nach 
§§ 133, 157 BGB aus dem Inhalt der bevollmächtigenden Erklärung zu 
bestimmen328. Dabei sind der Wortlaut, der Sinn und Zweck, der Wille des 
Vollmachtgebers und die Begleitumstände, wie etwa das der Vollmacht 
zugrundeliegende Rechtsverhältnis, zu berücksichtigen.329 Die Auslegung kann 
ergeben, dass der Umfang der Generalvollmacht im konkreten Fall einge-
schränkt ist. So kann z.B. der dem Geschäftspartner bekannte oder erkennbare 
entgegenstehende Wille des Vollmachtgebers den Vollmachtsumfang be-
schränken, auch wenn dem Wortlaut nach eine Generalvollmacht vorliegt330. 
Die Auslegung kann ferner ergeben, dass Geschäfte, die für die Verhältnisse 
des Vollmachtgebers außergewöhnlich sind, nicht von der Generalvollmacht 
gedeckt sind. Dies wurde z.B. vom OLG Zweibrücken in einem Fall bejaht, wo 
der Sohn der 91jährigen Vollmachtgeberin für diese eine GmbH gegründet 
hatte331. In einigen Fällen soll eine Generalvollmacht von vornherein nicht 
sämtliche zulässigen Rechtsgeschäfte umfassen, sondern nur einen bestimmten 
Kreis von Vermögensangelegenheiten, z.B. solche, die mit einem Immobilien-
besitz in einem bestimmten Land zusammenhängen332. Auch bei so genannten 
Vorsorgevollmachten kann der Umfang eingeschränkt sein333.  
Einschränkungen können sich ferner aus allgemeinen zivilrechtlichen 
Grundsätzen wie z.B. aus § 138 BGB ergeben, wonach ein Rechtsgeschäft, 
welches gegen die guten Sitten verstößt, nichtig ist. Eine Generalvollmacht 
darf daher keine Selbstentrechtung zum Inhalt haben. Gegebenenfalls kommt 
eine teleologische Reduktion in Betracht. 
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II. Umfang der Generalvollmacht im Handels- und Gesellschaftsrecht 
Die unterschiedlichen in Rechtsprechung und Literatur vorhandenen Auffas-
sungen darüber, wie der Umfang einer Generalvollmacht zu bestimmen ist, 
resultieren daraus, dass die Generalvollmacht unterschiedlich dogmatisch ein-
geordnet wird. Es hat Einfluss auf die Bestimmung des Umfangs, ob man die 
Generalvollmacht als Generalhandlungsvollmacht, als prokuraähnliche Voll-
macht oder als rein zivilrechtliche Vollmacht ansieht.  
1. Rechtsprechung 
Detaillierte Ausführungen zur Bestimmung des Umfangs finden sich in den 
einschlägigen Entscheidungen zumeist nicht. Der BGH - und ihm folgend die 
ganz überwiegende sonstige Rechtsprechung - halten die Generalvollmacht bei 
der GmbH und sonstigen Kapitalgesellschaften für unzulässig und legen sie 
regelmäßig als Generalhandlungsvollmacht aus bzw. deuten sie in eine solche 
um334. Dahinter steht die Auffassung, dass eine Generalvollmacht an sich vom 
Umfang her so umfassend sei, dass sie auch organschaftliche Befugnisse bein-
halte. Selbst wenn eine Generalvollmacht ausdrücklich nach ihrem Wortlaut 
auf diejenigen Geschäfte beschränkt ist, bei denen eine Vertretung zulässig ist, 
wird gleichwohl eine Generalhandlungsvollmacht angenommen335. Die Be-
stimmung des Umfangs der Generalhandlungsvollmacht nach § 54 Abs. 1 
HGB wird nicht als problematisch angesehen. Die Gerichte gehen regelmäßig 
davon aus, dass das konkrete Vertreterhandeln vom Umfang der Generalhand-
lungsvollmacht gedeckt sei336.  
Bereits das RG und das KG sahen in der Generalvollmacht, die sie grundsätz-
lich als zulässig erachteten, regelmäßig eine Vollmacht zum gesamten Ge-
schäftsbetrieb gemäß § 46 Nr. 7 GmbH und damit eine Handlungsvollmacht 
nach § 54 HGB337. Die Generalvollmacht wurde nur in einer älteren Entschei-
dung ausdrücklich mit der Generalhandlungsvollmacht gleichgesetzt, dann 
allerdings so ausgelegt, dass sie auch die Eingehung von Wechselverbindlich-
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keiten umfasste338. Dagegen wurde vereinzelt auch ausdrücklich festgestellt, 
dass die Generalvollmacht ebenso Rechtsgeschäfte umfassen könne, die nicht 
zu den mit dem Betrieb eines Handelsgewerbes gewöhnlich verbundenen gehö-
ren, so dass sie insoweit über eine Generalhandlungsvollmacht hinausgehe339.   
Das OLG Naumburg bestimmte den genauen Umfang einer Generalvollmacht 
derart, dass es im Wege der Auslegung neben dem Wortlaut der Vollmacht 
auch außerhalb der Urkunde liegende Umstände berücksichtigte340. Im konkre-
ten Fall war der Wortlaut der Vollmacht sehr weit reichend. Es wurde bevoll-
mächtigt, ”alle im Rahmen der Tätigkeit eines alleinvertretungsberechtigten 
Geschäftsführers einer GmbH liegenden Geschäfte für die GmbH zu führen”. 
Die äußeren Umstände lagen darin, dass die GmbH den Bevollmächtigten aus-
drücklich mit der Abwicklung von Forderungen und Verbindlichkeiten beauf-
tragt hatte. Dementsprechend legte das Gericht den Umfang der zulässigen 
Generalvollmacht aus.  
Bei Personengesellschaften hatte der BGH die Generalvollmacht zunächst für 
zulässig angesehen, und dabei ausgeführt, eine solche Generalvollmacht könne 
einen Umfang haben, der noch über den gesetzlich festgelegten Umfang der 
Prokura hinausgehe341. Diese Entscheidung erging allerdings vor dem GmbH-
Urteil342; sie wurde in neuerer Zeit nicht mehr höchstrichterlich bestätigt. In der 
neueren Rechtsprechung wird jedoch teilweise auch zu einer Generalvollmacht 
bei der KG die gleiche Argumentation verwendet wie bei der GmbH343. 
Insgesamt betrachtet wird die Generalvollmacht daher von der überwiegenden 
Rechtsprechung grundsätzlich bei allen Gesellschaftsformen, bei denen es eine 
organschaftliche Vertretung gibt, als Generalhandlungsvollmacht angesehen.  
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2. Literaturauffassungen 
Unter den Autoren, die die Generalvollmacht grundsätzlich für zulässig erach-
ten, gibt es graduelle Meinungsunterschiede, was ihren Umfang angeht. Einig-
keit besteht, dass die Generalvollmacht zumindest Generalhandlungsbefugnisse 
vermittelt, nach überwiegender Auffassung handelt es sich um über die Gene-
ralhandlungsvollmacht hinausgehende Vollmachtsbefugnisse344. Nach der wei-
testgehenden Auffassung vermittelt die Generalvollmacht organähnliche Be-
fugnisse, ohne dass jedoch der Generalbevollmächtigte an die Stelle des Or-
gans treten könne345. 
a) Organähnliche Befugisse 
aa) Nahezu gleiche Befugnisse 
Spitzbarth ging zunächst davon aus, dass der Bevollmächtigte organgleiche 
Befugnisse habe und die Generalvollmacht grundsätzlich alle Geschäfte umfas-
se, zu denen auch das Organ berechtigt sei346. Er begründete dies mit dem 
Grundsatz des Vertrauensschutzes. Der kaufmännische Verkehr verstehe unter 
Generalvollmacht eine Vollmacht mit allen rechtlich zulässigen Befugnissen. 
Jeder Dritte könne deshalb darauf vertrauen, dass ein Generalbevollmächtigter 
zum Abschluss sämtlicher Rechtsgeschäfte ebenso wie der gesetzliche Vertre-
ter befugt sei. Fasse man die Generalvollmacht so auf, dass sie in ihrem Um-
fang zwischen der Prokura und der gesetzlichen Vertretungsbefugnis steht, so 
sei der Rechtsunsicherheit Tür und Tor geöffnet347. Der kaufmännische Ver-
kehr bedürfe in besonderem Maße übersichtlicher, vereinfachender Normen, 
auch auf die Gefahr einer Schematisierung hin, so dass es nicht vertretbar sei, 
in jedem Einzelfall erst prüfen zu müssen, wie weit die Generalvollmacht rei-
che.  
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Spitzbarth hat seine Auffassung mittlerweile geändert und nimmt nunmehr an, 
dass die Generalvollmacht möglichst weitgehende Befugnisse umfasse, die an 
die des Organs heranreichten348. Der Generalbevollmächtigte soll also nicht 
mehr organgleiche, sondern lediglich fast gleiche Befugnisse haben. Auszuge-
hen sei von dem Grundsatz, dass durch die Generalvollmacht alle nur denkba-
ren Befugnisse eingeräumt werden349. Für Spitzbarth steht die Generalvoll-
macht in ihrem Umfang zwischen der gesetzlichen Vertretungsbefugnis und 
der Prokura. Eine klare Abgrenzung sei jedoch nicht möglich, so dass sich eine 
gewisse Rechtsunsicherheit nicht vermeiden lasse. Es komme vor allem auf 
den Wortlaut der bevollmächtigenden Erklärung an, gleichwohl bestünden 
immer Zweifel über den Umfang. Im Innenverhältnis seien Beschränkungen 
möglich, die aber nicht so weit gehen dürften, dass damit der Charakter der 
Generalvollmacht praktisch aufgehoben werde350. 
Unsicherheiten über den Umfang könnten dadurch verhindert werden, dass die 
Generalvollmacht mit einer eingetragenen Prokura verbunden werde Bei weite-
ren Zweifeln an der Vertretungsbefugnis müsse sich der Geschäftspartner die 
Vollmachtsurkunde vorlegen lassen351. Aus der dreiteiligen Stufenleiter des 
HGB, bestehend aus Organ, Prokurist und Handlungsbevollmächtigtem, sei 
durch die Einschaltung des Generalbevollmächtigten eine vierteilige geworden. 
Ein Schönheitsfehler dieser Stufenleiter bestehe allerdings darin, dass Organ 
und Generalbevollmächtigter fast die gleichen Befugnisse haben könnten, wäh-
rend die Vertretungsmacht der anderen Gruppen besser abgestuft sei. Mit die-
ser Konsequenz müsse man sich aber abfinden, da die immer größer werdende 
Verbreitung der Generalvollmacht von einem entsprechenden Bedürfnis in der 
Wirtschaft zeuge352.  
Nach Auffassung von Spitzbarth kann die Generalvollmacht beim Einzelkauf-
mann grundsätzlich auch den privaten Bereich umfassen353. Bei Personenge-
sellschaften sei nur eine Generalvollmacht, die den Bevollmächtigten zum 
Drittorgan mache, unzulässig. Bei Kapitalgesellschaften könne die rechtsge-
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schäftliche Generalvollmacht der Vertretungsmacht des Geschäftsführers na-
hekommen, ein Generalbevollmächtigter könne aber niemals an die Stelle eines 
Geschäftsführers oder an die Stelle des Vorstands treten354.  
bb) Parallele Befugnisse 
Hübner versteht unter einer Generalvollmacht die Ermächtigung, jemanden in 
allen Rechtsgeschäften zu vertreten, soweit die Vertretung nicht wegen des 
höchstpersönlichen Charakters des Rechtsgeschäfts oder aus sonstigen Grün-
den ausgeschlossen sei355. Der Generalbevollmächtigte einer Gesellschaft sei 
dementsprechend vom Umfang der Vertretungsmacht her zum rechtsgeschäft-
lichen Handeln in allen Gesellschaftsangelegenheiten ermächtigt. Die General-
vollmacht gehe weiter als eine Generalhandlungsvollmacht, selbst wenn diese 
unter Befreiung von den Beschränkungen des § 54 Abs. 2 HGB erteilt werde, 
und müsse daher deutlich von dieser unterschieden werden. Die Generalvoll-
macht unterscheide sich bezüglich des Umfangs der Vertretungsmacht auch 
von der Prokura. Der Generalbevollmächtigte besitze schon auf Grund der Ge-
neralvollmacht die Befugnis, öffentliche Rechte und Pflichten der Organvertre-
ter wahrzunehmen, z. B. Anmeldungen zum Handelsregister vorzunehmen (§ 
12 HGB) oder Antrag auf Konkurs- und Vergleichseröffnung zu stellen (§ 64 
GmbHG, § 92 Abs. 2 AktG)356, soweit die erforderliche Form gewahrt sei.  
Die Unterschiede zwischen einem Prokuristen, der zur Veräußerung und Belas-
tung von Grundstücken ermächtigt ist, und einem Generalbevollmächtigten 
seien zwar nicht allzu groß. Es bestehe aber in der Praxis ein Bedürfnis für die 
Bestellung eines Generalbevollmächtigten. Dies biete für den Rechtsverkehr 
den Vorteil, dass er sich, sofern nicht konkrete Anhaltspunkte für einen Miss-
brauch vorlägen, auf die allumfassende Vertretungsmacht verlassen könne, 
selbst bei Beschränkungen im Innenverhältnis. Für den Rechtsverkehr sei eine 
unbeschränkte Generalvollmacht am sichersten357. Dieser Gesichtspunkt der 
Rechtssicherheit habe schon bei der Schaffung und Ausgestaltung der Prokura 
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eine ausschlaggebende Rolle gespielt. Nach Auffassung von Hübner steht der 
Generalbevollmächtigte in seiner Vertretungsmacht neben dem Geschäftsfüh-
rer. Die Generalvollmacht beinhaltet eine dem Exekutivorgan gleiche Vertre-
tungsmacht. 
b) Umfassende nicht organschaftliche Befugnisse 
Nach der rein zivilrechtlichen Auffassung, die als herrschend bezeichnet wer-
den kann, soll die rechtsgeschäftliche Generalvollmacht grundsätzlich zu allen 
Rechtsgeschäften ermächtigen, bei denen eine Vertretung zulässig ist358. Über 
die gesetzlichen Schranken des allgemeinen Zivilrecht hinaus bestehe die zu-
sätzliche Beschränkung, dass keine organschaftlichen Befugnisse übertragen 
werden dürften. 
Nach Auffassung von Joussen ist die Generalvollmacht anders als die handels-
rechtlichen Vollmachten nicht auf die Vertretung im Rahmen eines Handelsge-
schäfts beschränkt. Aufgrund der fehlenden Geschäftsbezogenheit könne der 
Generalbevollmächtigte, im Gegensatz zum Prokuristen, auch Anmeldungen 
zum Handelsregister vornehmen oder einen Konkursantrag stellen359. 
Beim Einzelkaufmann erstrecke sich die Generalvollmacht neben dem ge-
schäftlichen grundsätzlich auch auf den privaten Bereich. Entscheidend sei die 
Auslegung der bevollmächtigenden Willenserklärung. Anders als bei der Pro-
kura seien völlig außergewöhnliche Rechtsgeschäfte oder solche, die eindeutig 
und erkennbar den Vertretenen schädigten, nicht mehr von der Generalvoll-
macht gedeckt. Neben den gesetzlichen Schranken, z.B. bei höchstpersönlichen 
Geschäften, ergäben sich keine speziellen handelsrechtlichen Einschränkun-
gen360. 
Bei Kapital- und Personengesellschaften könne ein Generalbevollmächtigter all 
das nicht, was den Leitungsorganen aus der Natur der Sache heraus vorbehal-
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ten sein müsse, bzw. was zu den elementaren organschaftlichen Mitglied-
schaftsrechten und -pflichten gehöre. Dieser Ausschließlichkeits-katalog sei 
allerdings sehr gering. So könne der Generalbevollmächtigte nicht aus eigenem 
Antrieb die Auflösung der Gesellschaft betreiben. Er könne nicht die durch 
Gesellschaftsvertrag speziell den Gesellschaftsorganen zugewiesenen Kompe-
tenzen, sowie einen gewissen Kernbestand aus dem Aufgabenkatalog des § 46 
GmbHG wahrnehmen. Er sei z. B. von der Bestellung und Abberufung der 
Geschäftsführer ausgeschlossen und könne auch nicht den Jahresabschluss un-
terzeichnen (§ 245 HGB)361. 
c) Erweiterte Prokurabefugnisse 
Geitzhaus sieht den Generalbevollmächtigten als Zwischenstufe zwischen dem 
Organ und dem handelsrechtlichen Vertreter an362. Den Generalbevollmächtig-
ten als Generalhandlungsbevollmächtigten anzusehen, sei ausgeschlossen, da 
der Generalbevollmächtigte regelmäßig in der Unternehmenshierarchie noch 
über dem Prokuristen stehe. Die Generalvollmacht sei als ein Mehr gegenüber 
Prokura und Handlungsvollmacht, aber als ein ”minderes” Aliud gegenüber der 
Funktion des Organs Geschäftsführer zu verstehen. 
Generalbevollmächtigte könnten in dem Kernbereich der öffentlichen Pflichten 
nicht neben dem Geschäftsführer als dem organschaftlichen Vertreter tätig 
werden. Zu diesem eigenverantwortlichen Bereich innerhalb organschaftlicher 
Vertretung und Geschäftsführung gehörten insbesondere die Aufstellung des 
Jahresabschlusses (§ 264 HGB), Anmeldungen zum Handelsregister sowie die 
Stellung des Insolvenzantrags (§ 64 GmbHG)363. Ebenso gehörten dazu alle 
strafrechtlich sanktionierten Pflichten der Geschäftsführer (insbes. §§ 82, 84 
GmbHG), sowie die Pflicht zur Einberufung der Gesellschafterversammlung 
nach § 49 GmbHG.  
Die Grenzen des Umfangs der Generalvollmacht seien in dem Zwischenbe-
reich zwischen Geschäftspolitik und ungewöhnlichen Maßnahmen einerseits, 
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und den Handlungen, die der Betrieb eines Handelsgewerbes mit sich bringt (§ 
49 Abs. 1 HGB), andererseits anzusiedeln364. 
d) Generalhandlungsbefugnisse 
Nach Auffassung von Krebs darf sich die Generalvollmacht sowohl bei Unter-
nehmensangehörigen als auch bei außerhalb stehenden Personen nicht auf or-
ganschaftliche und höchstpersönliche Vertretungsakte erstrecken365. General-
bevollmächtigte könnten daher keine Prokura erteilen, keinen Insolvenzantrag 
stellen und in Grundlagenangelegenheiten keine Anmeldungen zum Handels-
register tätigen. 
Der zulässige Umfang der einem Unternehmensangehörigen erteilten General-
vollmacht werde durch die Einordnung als spezielle Generalhandlungsvoll-
macht näher bestimmt. Ohne abweichende Vereinbarung habe die General-
handlungsvollmacht den in § 54 Abs. 1 HGB festgelegten Umfang, erfasse also 
keine besonders gefährlichen (§ 54 Abs. 2 HGB), keine ungewöhnlichen und 
keine Geschäfte aus anderen Branchen. Von diesen Beschränkungen könne der 
Vertreter befreit werden (§ 54 Abs. 2 HGB), was bei der Generalvollmacht 
durch die Bezeichnung als solche geschehe366. 
Die Generalhandlungsvollmacht könne auch mit einer umfassenderen, dem 
Umfang einer erweiterten Prokura (§ 49 Abs. 2 HGB) entsprechenden Vertre-
tungsmacht ausgestattet werden. Eine darüber hinausgehende Vertretungs-
macht könne jedoch nicht erteilt werden. § 48 Abs. 2 HGB beschreibe ein Ma-
ximum an handelsrechtlicher Vertretungsmacht. Umfangsregeln, die zwar für 
die Prokura, nicht aber für die Generalhandlungsvollmacht eine Obergrenze 
beinhalteten, widersprächen dem Stufenverhältnis von Prokura und der Hand-
lungsvollmacht als ”kleiner Prokura”. Vorbehaltlich von Einschränkungen h a-
be daher die einem Unternehmensangehörigen erteilte Generalvollmacht den 
höchstzulässigen Umfang der Vertretungsmacht einer Generalhandlungsvoll-
macht. Die von einem Einzelkaufmann erteilte Generalvollmacht umfasse kei-
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ne Privatangelegenheiten. Im Übrigen könne die Generalvollmacht mit beliebi-
gen Einschränkungen erteilt werden367. 
3. Stellungnahme und eigener Ansatz 
a) Allgemeiner Umfang und Einschränkungen 
aa) Ausgangslage 
Ebenso wie bei der Erteilung ist auch bei der Bestimmung des Umfangs zu 
berücksichtigen, dass die Generalvollmacht ihren Ursprung im allgemeinen 
bürgerlichen Recht hat, aber seit mehr als hundert Jahren auch von Kaufleuten 
und Unternehmen eingesetzt wird. Da es keinen gesetzlich festgelegten Um-
fang gibt, ist die Erklärung, mit der die Vollmacht erteilt wird, für die Bestim-
mung des Umfangs maßgeblich. Bei der Auslegung der Willenserklärung ist 
auf Wortlaut, Sinn und Zweck dieser Erklärung, auf den Willen des Voll-
machtgebers sowie die Umstände der Vollmachterteilung abzustellen (§§ 133, 
157 BGB). Den äußeren Rahmen für die Bestimmung des Umfangs gibt der 
Grundsatz vor, dass eine Generalvollmacht zu allen Rechtshandlungen ermäch-
tigt, bei denen Vertretung möglich ist.  
Da die Bestimmung des Umfangs der rechtsgeschäftlichen Generalvollmacht 
maßgeblich dem Vollmachtgeber obliegt, kann sie faktisch den gleichen Tätig-
keitsbereich eröffnen wie eine erweiterte Prokura oder auch eine erweiterte 
Generalhandlungsvollmacht. Ohne nähere Bestimmung reicht sie jedoch weiter 
als eine Prokura368. Für den Vollmachtgeber besteht Spielraum, die Vollmacht 
auch auf einen bestimmten Bereich zu beschränken, z. B. bei einem Betriebs-
führungsvertrag, der die gesamte unternehmerische Tätigkeit umfassen, sich 
aber auch auf Teilbetriebe oder einzelne Sparten des Eigentümerunternehmens 
beschränken kann369. 
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bb) Einschränkungen aus dem allgemeinen Zivilrecht 
Bei der Bestimmung des Umfangs bestehen für die Generalvollmacht zunächst 
grundsätzlich die Einschränkungen, die für jede zivilrechtliche Vollmacht im 
allgemeinen Zivilrecht gelten. So darf die Generalvollmacht nicht zu höchst-
persönlichen Geschäften des Familien- und Erbrechts ermächtigen. Dies kann 
allerdings nur dann relevant werden, wenn Einzelkaufleute Generalvollmacht 
erteilen und diese auch den persönlichen Bereich umfassen soll370. 
cc) Gesellschaftsrechtliche Einschränkungen 
Darüber hinaus ergibt sich die ”gesellschaftsrechtliche” Einschränkung, dass 
mit einer Generalvollmacht keine organschaftlichen Befugnisse übertragen 
werden dürfen. Die Vertretung der Gesellschaft obliegt den gesetzlich vorgese-
henen Vertretungsorganen, d. h. bei den Personenhandelsgesellschaften den 
persönlich haftenden Gesellschaftern (§§ 125, 161 Abs. 2, 170 HGB), bei der 
GmbH den Geschäftsführern (§ 35 GmbHG) und bei der AG dem Vorstand (§ 
78 AktG). Bei juristischen Personen ist ebenso wie bei den Gesamthandsge-
sellschaften die organschaftliche Vertretung durch die gesetzlichen Vertre-
tungsorgane streng von einer rechtsgeschäftlichen Vertretung durch Bevoll-
mächtigte zu trennen371. Diese organschaftliche Vertretung der Gesellschaft ist 
ausschließlich den organschaftlichen Vertretern der Kapital- oder Personenge-
sellschaft vorbehalten und kann nicht durch Rechtsgeschäft auf Dritte übertra-
gen werden. Ein Generalbevollmächtigter kann daher keine organschaftlichen, 
sondern nur rechtsgeschäftliche Vertretungsbefugnisse wahrnehmen.  
Eine ohne weitere Einschränkung erteilte Generalvollmacht erfasst deshalb von 
vornherein keine organschaftlichen Befugnisse. Insofern liegen die Dinge ähn-
lich wie bei der Generalvollmacht im allgemeinen Zivilrecht, die auch keine 
höchstpersönlichen Geschäfte umfasst. Rechtlich gesehen ist die Übertragung 
organschaftlicher Befugnisse auf einen Dritten bzw. ein Nichtorgan gar nicht 
möglich. Wegen einer Übertragung organschaftlicher Befugnisse auf die gene-
relle Unzulässigkeit der Generalvollmacht zu schließen, wie dies der BGH und 
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die ihm folgende Rechtsprechung und ein Teil der Literatur tun, überzeugt da-
her nicht372. Wenn im Einzelfall die Übertragung organschaftlicher Befugnisse 
auf einen Generalbevollmächtigten tatsächlich gewollt ist, so ist die General-
vollmacht unwirksam. Dann kommt die Umdeutung (§ 140 BGB) in eine Ge-
neralhandlungsvollmacht in Betracht. Für die Umdeutung in eine Prokura dürf-
te es zumeist an einer ausdrücklichen Erklärung, die nach § 48 Abs.1 HGB 
Voraussetzung für die Erteilung der Prokura ist, fehlen. Für die Bestimmung 
des Umfangs einer zulässigen rechtsgeschäftlichen Generalvollmacht ist ent-
scheidend, welche konkreten Tätigkeiten den organschaftlichen Vertretern vor-
behalten sind, da diese der Generalbevollmächtigte nicht ausführen darf.  
b) Abgrenzung zu Generalhandlungsvollmacht und Prokura 
aa) Keine Beschränkung auf Umfang der Generalhandlungsvollmacht 
Der Umfang einer Generalvollmacht geht über den einer Generalhandlungs-
vollmacht hinaus. Eine Beschränkung des Generalbevollmächtigten auf die 
Befugnisse des Generalhandlungsbevollmächtigten373, lässt sich weder recht-
lich überzeugend begründen, noch entspricht es der tatsächlichen Position, die 
der Generalbevollmächtigte in einem Unternehmen innehat. Ebenso wenig 
überzeugt es, nach Art der hierarchischen Eingliederung zu unterscheiden und 
einem unternehmensangehörigen Generalbevollmächtigten anders als einem 
selbstständigen unternehmensfremden Generalbevollmächtigten nur General-
handlungsvollmachtsbefugnisse einräumen zu wollen374.  
Die Generalhandlungsvollmacht ist nach der gesetzlichen Ausgestaltung und 
auch nach der tatsächlichen Verwendung in den Unternehmen eine Vollmacht 
mit geringerem Umfang als die Prokura. Sie wird vereinzelt auch als ”kleine 
Schwester” der Prokura bezeichnet 375. Dabei richtet sich der Umfang einer 
Handlungsvollmacht allein nach der bevollmächtigenden Erklärung, da § 54 
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Abs. 1 HGB anders als bei der Prokura in § 50 Abs. 1 HGB den Umfang der 
Vertretungsmacht nicht verbindlich beschreibt, sondern den rechtsgeschäftli-
chen Tatbestand der Vollmachtserteilung um einen Gutglaubenstatbestand hin-
sichtlich des Umfangs der Handlungsvollmacht ergänzt376.  Dies ergibt sich aus 
§ 54 Abs. 3 HGB, der Beschränkungen des nach § 54 Abs. 1 und 2 HGB ver-
muteten Umfangs zulässt.  
Ein Generalhandlungsbevollmächtigter im Sinne des § 54 Abs. 1 Alt. 1 HGB 
kann alle Geschäfte tätigen, die der Betrieb des Handelsgewerbes üblicherwei-
se mit sich bringt. Die Generalhandlungsvollmacht ist die umfassendste der in 
§ 54 Abs. 1 HGB genannten Handlungsvollmachten. Der Vorschlag von Spitz-
barth, statt Generalhandlungsvollmacht die Bezeichnung ”allgeme ine Hand-
lungsvollmacht” zu verwenden, um eine Verwechslung mit der Generalvol l-
macht zu vermeiden, hat sich nicht durchgesetzt377. Anders als der Prokurist 
kann der Generalhandlungsbevollmächtigte aber keine außergewöhnlichen 
Rechtshandlungen irgendeines beliebigen Handelsgewerbes vornehmen. Für 
die Beurteilung der Üblichkeit von Geschäften und Rechtshandlungen wird 
vorwiegend auf die Branchenüblichkeit abgestellt, daneben gibt es jedoch di-
verse weitere Kriterien, wie z. B. die Art und Größe des Unternehmens oder 
die wirtschaftliche und finanzielle Tragweite des Geschäfts378.  
Der Vermutungstatbestand in § 54 Abs. 1 HGB wird durch § 54 Abs. 2 HGB 
eingeschränkt, wonach für die Veräußerung oder Belastung von Grundstücken, 
zur Eingehung von Wechselverbindlichkeiten, zur Aufnahme von Darlehen 
und zur Prozessführung eine besonders erteilte Befugnis erforderlich ist. Die 
Vornahme dieser Geschäfte ist, unabhängig von einer etwaigen Branchenüb-
lichkeit, nicht ohne besondere Ermächtigung vom Umfang gedeckt. Insoweit 
kann ein Dritter, der mit einem Handlungsbevollmächtigten einen Vertrag ab-
schließt, sich nicht auf seine Gutgläubigkeit berufen. Die Aufzählung in § 54 
Abs. 2 HGB ist abschließend, eine an sich zweckmäßige Erweiterung auf ande-
re gefährliche Geschäfte durch analoge Anwendung der Vorschrift wird wegen 
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des Ausnahmecharakters der Vorschrift abgelehnt379. Der Prokurist muss dage-
gen lediglich zur Veräußerung und Belastung von Grundstücken nach § 49 
Abs. 2 HGB besonders ermächtigt werden. Ansonsten ist die Prokura Dritten 
gegenüber unbeschränkbar (§ 50 Abs. 1 HGB).  
Eine Generalhandlungsvollmacht kann in der Praxis so ausgestaltet sein, dass 
vom Umfang her kaum Unterschiede zwischen ihr und der Prokura bestehen. 
Für den Vollmachtgeber besteht die Möglichkeit, den Umfang der General-
handlungsvollmacht so zu bestimmen, dass davon auch ungewöhnliche oder 
branchenfremde Geschäfte erfasst werden, da § 54 Abs. 1 HGB nur den gesetz-
lich vermuteten Umfang der Handlungsvollmacht beschreibt. Ist eine General-
handlungsvollmacht dann noch nach § 54 Abs. 2 HGB erweitert, kann sie im 
Einzelfall größere Vertretungsbefugnisse als eine nicht nach § 49 Abs. 2 HGB 
erweiterte Prokura verleihen380.  
Auch wenn die Generalhandlungsvollmacht also tatsächlich einen sehr weitge-
henden Umfang haben kann, kommt doch eine diesbezügliche grundsätzliche 
Beschränkung der Befugnisse des Generalbevollmächtigten nicht in Betracht. 
Ein numerus clausus der handelsrechtlichen Vollmachten existiert nicht381   
und gegen die Differenzierung zwischen unternehmensangehörigen und selbst-
ständigen Personen spricht das Prinzip der Trennung zwischen dem Innenver-
hältnis und dem Außenverhältnis der Vollmacht, wobei zudem das jeweilige 
Anstellungsverhältnis für den Rechtsverkehr nur schwer erkennbar wäre382.  
bb) Größerer Umfang als Prokura 
Die Generalvollmacht ist auch nicht auf den Vertretungsbereich einer Prokura 
beschränkt, da es sich ansonsten nicht um eine eigenständige Vollmacht, son-
dern zwingend um eine Prokura handeln würde. Neben dieser wäre im Anwen-
dungsbereich des HGB für eine gleichartige zivilrechtliche Vollmacht kein 
Platz mehr, da gemäß Art. 2 Abs. 1 EGHGB in Handelssachen die Vorschriften 
des BGB nur insoweit zur Anwendung kommen, als nicht im HGB etwas ande-
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res bestimmt ist. In verschiedenen neuen Gesetzesregelungen, insbesondere 
den §§ 29 Abs. 1 Nr. 4, 30 Abs. 1 Nr. 3 OWiG und § 75 Nr. 3 StGB, ist jedoch 
anerkannt worden, dass der Generalbevollmächtigte grundsätzlich umfangrei-
chere Befugnisse als ein Prokurist und als ein Generalhandlungsbevollmächtig-
ter hat. Dies entspricht der tatsächlichen Stellung des Generalbevollmächtigten, 
die dieser in der Unternehmenshierarchie üblicherweise inne hat. Er steht als 
rechtsgeschäftlicher Vertreter zwischen den Prokuristen und den Organmit-
gliedern.  
Der Generalbevollmächtigte kann zunächst all das, was auch ein Prokurist mit 
nach § 49 Abs. 2 HGB erweiterten Befugnissen kann, also einschließlich der 
Befugnis zur Veräußerung und Belastung von Grundstücken. Der Generalbe-
vollmächtigte kann beispielsweise Ein- und Verkäufe tätigen, Import- und Ex-
portgeschäfte, Geschäfte des Bankverkehrs und Wechsel- und Scheckerklärun-
gen abgeben. Er kann organisatorische Maßnahmen vornehmen, wie etwa eine 
Produktumstellung oder die Einführung neuer Fertigungsmaßnahmen, und ar-
beitsrechtliche Maßnahmen, wie Kündigungen oder den Abschluss von Be-
triebsvereinbarungen. Er kann Handlungsvollmachten nach § 54 HGB erteilen 
sowie sonstige Einzelvollmachten. Der Generalbevollmächtigte kann auch oh-
ne besondere Ermächtigung sämtliche Grundstücksgeschäfte tätigen. 
Darüber hinaus besteht bei der Generalvollmacht grundsätzlich keine Be-
schränkung hinsichtlich der so genannten Grundlagengeschäfte, die den Be-
trieb eines Handelsgewerbes als solchen betreffen383. Eine diesbezügliche all-
gemeine Einschränkung des Umfangs, der sich aufgrund des zivilrechtlichen 
Ursprungs zunächst grundsätzlich auf alle Handlungen erstreckt, ist nicht er-
forderlich. Die Generalvollmacht erfasst allerdings nur solche Grundlagenge-
schäfte, die nicht aufgrund des Gesellschaftsvertrags, der Vollmachterteilungs-
erklärung oder aus sonstigen Gründen den Gesellschaftsorganen vorbehalten 
sind. 
Die Vertretungsmacht des Generalbevollmächtigten geht jedoch nicht soweit, 
dass er auch persönliche Geschäfte für einen Kaufmann tätigen kann. Beim 
Einzelkaufmann erstreckt sich die Generalvollmacht also nicht auch auf den 
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persönlichen Bereich. Der rein zivilrechtliche Ansatz, wonach grundsätzlich 
auch der persönliche Bereich umfasst ist384, berücksichtigt die Verwendung der 
Generalvollmacht im handelsrechtlichen Bereich nicht ausreichend. Nach hier 
vertretener Auffassung handelt es sich bei der Generalvollmacht, die von ei-
nem Kaufmann bzw. einem kaufmännischen Unternehmen erteilt wird, um 
eine eigenständige handelsrechtliche Vollmacht. Ihr Umfang ergibt sich aus der 
Auslegung (§ 133 BGB) der jeweiligen Erklärung der Vollmachtserteilung. 
Eine handelsrechtliche Vollmacht bezieht sich auf Geschäfte eines Handelsge-
werbes und erfasst, sofern sich nicht ausnahmsweise aus der Vollmachtsertei-
lung etwas anderes ergibt, keine privaten Geschäfte. Eine automatische Einbe-
ziehung privater Geschäfte wäre für den Einzelkaufmann absolut überraschend. 
Ein Verzicht auf die Beschränkung, dass es sich um Geschäfte des Handelsge-
werbes handeln muss, ist daher nicht angebracht. Dem Einzelkaufmann bleibt 
es allerdings unbenommen, eine Generalvollmacht so zu erteilen, dass sie sich 
auch auf den persönlichen Bereich erstrecken soll. Dies muss sich dann aus der 
Vollmachtserteilung ergeben.  
Der Generalbevollmächtigte kann auch keine ausdrücklich dem Kaufmann 
oder seinen gesetzlichen Vertretern vorbehaltenen Geschäfte, die auch als Prin-
zipalgeschäfte bezeichnet werden, tätigen. Dementsprechend kann er keine 
Prokura erteilen (48 Abs. 1 HGB). Der Generalbevollmächtigte kann auch 
nicht selbst Generalvollmacht erteilen, da wegen des weitreichenden Umfangs 
möglicher Vollmachtgeber ebenso wie bei der Prokura nur der Geschäftsinha-
ber oder sein gesetzlicher Vertreter sein kann385.  
c) Ausschluss organschaftlicher Befugnisse 
Der Generalbevollmächtigte kann nicht, ohne Organ zu sein, die gleichen Be-
fugnisse wie ein organschaftlicher Vertreter ausüben. Es bestehen jedoch un-
terschiedliche Auffassungen darüber, welche Befugnisse nun ausschließlich 
von den Organvertretern und deshalb nicht von einem Generalbevollmächtig-
ten wahrgenommen werden dürfen. Dabei sieht ein Autor als maßgeblich an, 
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was den Organen ”aus der Natur der Sache heraus” vorbehalten sein muss 386. 
Für andere ist entscheidend, ob es sich um öffentliche Pflichten handelt, für 
deren Erfüllung der Geschäftsführer beispielsweise strafrechtlich verantwort-
lich ist387. Beide Ansätze können zu unterschiedlichen Ergebnissen kommen. 
So ist insbesondere umstritten, ob der Generalbevollmächtigte einen Antrag auf 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens stellen kann. 
aa) Übertragung von öffentlichen Pflichten 
Um beurteilen zu können, ob eine Pflicht auch von einem Generalbevollmäch-
tigten wahrgenommen werden kann, ist zunächst zu klären, welche Pflichten 
den Organvertretern überhaupt obliegen und in welchen Fällen diese übertrag-
bar sind. Dabei handelt es sich nicht um eine Schuldübernahme nach §§ 414 ff. 
BGB, es geht darum, welche Pflichten der Generalbevollmächtigte im Rahmen 
seiner Bevollmächtigung ausüben kann, ohne dass man von einer unzulässigen 
Generalvollmacht ausgehen müsste.  
Organpflichten werden durch Gesetz statuiert388. Sie erwachsen aus der Über-
nahme der Position des betreffenden Organs und sind daher gesetzliche Pflich-
ten. Durch vertragliche Absprachen können sie ausgestaltet und modifiziert, 
aber nicht begründet werden389. Im Zusammenhang mit einer möglichen Über-
tragbarkeit auf den Generalbevollmächtigten geht es vor allem um die Organ-
pflichten, die nicht nur das Verhältnis zwischen Geschäftsführer und Gesell-
schaft, sondern auch das Außenverhältnis berühren. Diese werden allgemein 
als Pflichten im öffentlichen Interesse bezeichnet390. Es existieren jedoch auch 
unübertragbare organschaftliche Pflichten, die nur das Innenverhältnis berüh-
ren. Da es vielfältige, gesetzlich den Organvertretern zugewiesene Aufgaben 
und Pflichten gibt, ist eine allgemeine Beurteilung, inwieweit diese übertragen 
werden können, nicht möglich. Es ist vielmehr bei jeder Pflicht gesondert zu 
untersuchen, ob diese auch von einem Generalbevollmächtigten wahrgenom-
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men werden kann. Dabei ist die Bedeutung der jeweiligen Pflicht durch Ausle-
gung zu ermitteln. Zu berücksichtigen ist auch, ob es sich um eine persönliche 
Pflicht handelt oder nicht. 
bb) Einzelpflichten 
(1) Stellung eines Insolvenzantrags 
Zu den öffentlichen Pflichten zählt die Pflicht zum rechtzeitigen Antrag der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens (§ 64 Abs. 1 GmbHG, § 130 a Abs. 1 HGB, 
§ 92 Abs. 2 AktG). Diese Pflicht obliegt ausschließlich den Geschäftsführern. 
Betreffend den Generalbevollmächtigte geht es jedoch nicht um die Pflicht 
selbst, sondern darum, ob dieser - neben den Geschäftsführern - ebenfalls ein 
Antragsrecht hat. Die ganz überwiegende Auffassung verneint eine solche Be-
rechtigung391. Sie argumentiert, dass es sich um eine höchstpersönliche 
unübertragbare Pflicht zum Schutz der Allgemeinheit und der Gläubiger 
handele, die darauf abziele, den Geschäftsbetrieb einzustellen, und für die der 
Geschäftsführer zivilrechtlich (§ 64 Abs. 2 GmbHG) und strafrechtlich (§ 84 
Abs. 1 Nr. 2 HGB) verantwortlich sei. Die Gegenauffassung macht geltend, 
dass die Generalvollmacht nicht auf die Vornahme betriebsbezogener 
Handlungen beschränkt sei und es sich nicht um eine höchstpersönliche Pflicht 
handele392. Dem lässt sich entgegenhalten, dass die Generalvollmacht zwar 
nicht geschäftsbezogen ist, es sich allerdings bei der Stellung des Insolvenzan-
trags um eine bedeutende Tätigkeit handelt, die für das gesamte Unternehmen 
weitreichende Konsequenzen nach sich zieht. Könnte der 
Generalbevollmächtigte hier neben den Geschäftsführern allein auf Grund 
seiner Generalvollmacht tätig werden, bestünde kein Unterschied mehr zu 
einem organschaftlichen Handeln. Insofern scheidet eine Übertragung durch 
eine generelle rechtsgeschäftliche Bevollmächtigung aus. Dies bedeutet jedoch 
nicht, dass die organschaftlichen Vertreter stets persönlich tätig werden 
müssen393. 
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2) Anmeldungen zum Handelsregister 
Bei den Anmeldungen zum Handelsregister (§ 12 HGB) bestehen ebenfalls 
unterschiedliche Auffassungen. Auch hier soll nach einer Auffassung die ent-
sprechende Ermächtigung bereits in der Generalbevollmächtigung enthalten 
bzw. eine Anmeldung durch den Generalbevollmächtigen zumindest möglich 
sein394. Das LG Frankfurt führte in einer Entscheidung aus, dass durch Ausle-
gung vom Registergericht festzustellen sei, ob die Generalvollmacht auch An-
meldungen zum Handelsregister umfasse oder eine spezielle Vollmacht ver-
langt werden müsse395. Nach anderer Auffassung ist grundsätzlich eine speziel-
le Ermächtigung zur Vornahme von Handelsregistereintragungen erforderlich, 
wobei danach differenziert wird, ob sich die Vollmacht auf das anzumeldende 
Geschäft bezieht396.  
Ob die Generalvollmacht zu einer bestimmten Anmeldung berechtigt, kann 
nicht allgemein für alle in Betracht zu ziehenden Fälle bestimmt werden. Es 
kommt zum einen auf den konkreten Umfang der Generalvollmacht und zum 
anderen auf die jeweilige Anmeldepflicht an. Der BGH hat in einer Entschei-
dung, in der es um die Anmeldung durch einen Prokuristen ging, ausgeführt, 
dass bei der anzumeldenden Tatsache die Grundlagen des besagten Handelsge-
schäfts nicht betroffen sein dürfen397. Das Gericht führte aus, dass der Prokurist 
in Vertretung seines Unternehmens in dessen Eigenschaft als Gesellschafter 
einer anderen Gesellschaft Anmeldungen vornehmen kann, z. B. den Beteili-
gungserwerb an anderen Unternehmen anmelden. Daraus lässt sich ableiten, 
dass der Prokurist grundsätzlich Anmeldungen vornehmen kann, soweit seine 
Vertretungsmacht das der Anmeldung zu Grunde liegende Geschäft umfasst398.  
Der Generalbevollmächtigte hat grundsätzlich umfangreichere Befugnisse als 
ein Prokurist. Anders als bei diesem gibt es keine diesbezügliche Beschrän-
kung hinsichtlich der so genannten Grundlagengeschäfte, soweit diese nicht 
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ausdrücklich den organschaftlichen Vertretern vorbehalten sind. Die General-
vollmacht umfasst daher auf Grund ihres weiten Umfangs regelmäßig die Be-
fugnis, Anmeldungen vorzunehmen. Dabei ist die erforderliche Form der öf-
fentlichen Beglaubigung gemäß § 12 Abs. 2 Satz 1 HGB zu beachten.  
Ausnahmsweise kann sich aus der konkreten Anmeldepflicht etwas anderes 
ergeben. So kann der Generalbevollmächtigte nicht gemäß § 53 HGB die Ertei-
lung oder das Erlöschen der Prokura anmelden, da seine Vertretungsmacht 
nicht das zu Grunde liegende Rechtsgeschäft, die Prokuraerteilung, umfasst. 
Darüber hinaus ist z.B. bei den organschaftlichen Anmeldepflichten der 
GmbH-Geschäftsführer, die auf eine konstitutiv eine Rechtsänderung bewir-
kende Eintragung gerichtet sind, rechtsgeschäftliche Vertretung ausgeschlos-
sen399. Hierzu zählen die Fälle der §§ 7 Abs. 1, 57 Abs. 1, 58 Abs. 1 GmbHG, 
in denen gem. § 78 HS. 2 GmbHG sämtliche Geschäftsführer anzumelden ha-
ben400. Die in § 78 HS. 2 GmbHG genannten Anmeldungen sind allesamt von 
grundlegender Bedeutung und damit einer Generalvollmacht nicht zugäng-
lich401. Entsprechendes gilt auch bei Aktiengesellschaften für die Anmelde-
pflichten, die von derart großer Bedeutung für die Gesellschaft sind, dass sie 
von den organschaftlichen Vertretern wahrgenommen werden müssen, z.B. die 
Anmeldung der Gesellschaft in das Handelsregister, § 36 Abs. 1 AktG, oder 
die Anmeldung des Beschlusses und der Durchführung der Erhöhung des 
Grundkapitals, §§ 184, 188 AktG . 
(3) Sonstige nicht übertragbare Pflichten 
Zu den organschaftliche Pflichten, die unstreitig nicht durch den Generalbe-
vollmächtigten wahrgenommen werden können, gehören die Pflicht zur Buch-
führung und Aufstellung des Jahresabschlusses (§ 41 GmbHG, §§ 264, 242 
HGB). Daneben gibt es auch organschaftliche Pflichten, die sich nur auf das 
Innenverhältnis zwischen Geschäftsführer und Gesellschaft beziehen und die 
ebenso unübertragbar sind, so z.B. die Einberufung der Gesellschafterver-
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sammlung nach § 49 GmbHG402. Der Generalbevollmächtigte kann auch kei-
nen Jahresabschluss unterzeichnen (§ 254 HGB).  
E. Erlöschen 
I. Widerruf 
Die Generalvollmacht kann weder im allgemeinen Zivilrecht noch im Handels-
recht unwiderruflich erteilt werden. Während sich bei der Prokura die freie 
Widerruflichkeit ohne Rücksicht auf das der Erteilung zu Grunde liegende 
Rechtsverhältnis aus § 52 Abs. 1 HGB ergibt, kann eine zivilrechtliche Voll-
macht nach § 168 Satz 2 BGB widerrufen werden, sofern sich nicht aus dem 
Rechtsverhältnis etwas anderes ergibt. 
Die Erteilung einer unwiderruflichen zivilrechtlichen Generalvollmacht wird 
jedoch von der herrschenden Auffassung grundsätzlich - also ohne die Mög-
lichkeit, dass sich aus dem Grundverhältnis etwas anderes ergeben könnte - 
abgelehnt, da dies gegen das Prinzip der Privatautonomie verstoße403.  
Auch bei der Verwendung der Generalvollmacht im handelsrechtlichen Be-
reich sprechen sich die meisten Autoren für eine freie Widerruflichkeit aus404, 
lediglich Joussen befürwortet die Möglichkeit, auch eine unwiderufliche Gene-
ralvollmacht zu erteilen405. Er verneint einen Verstoß gegen das Prinzip der 
Privatautonomie, da über § 138 BGB sittenwidrige Fälle ausgeschieden werden 
könnten und dem Vollmachtgeber stets das aus § 242 BGB folgende Recht zur 
Kündigung aus wichtigem Grund verbleibe406. Der BGH hat im Rahmen eines 
Betriebsführungsvertrages eine unwiderrufliche Generalvollmacht für zulässig 
erachtet407. 
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Die Zulassung der unwiderruflichen Generalvollmacht überzeugt nicht, da die 
Generalvollmacht über die Prokura hinausgeht, und ein Schutzbedürfnis des 
Kaufmanns, dem die freie Widerruflichkeit nach § 52 Abs. 1 HGB dient, hier 
gleichermaßen gegeben ist. § 52 Abs. 1 HGB ist daher analog anzuwenden408. 
Das gleiche Ergebnis erreicht man auch, wenn man - rein zivilrechtlich - auf    
§ 168 Satz 2 BGB abstellt und diesen einschränkend dahin auslegt, dass nur 
eine Spezial-, nicht aber eine Generalvollmacht unwiderruflich erteilt werden 
kann409. Da bereits bei der Erteilung durch ausdrückliche Erklärung die analo-
ge Anwendung des § 48 Abs. 1 HGB befürwortet wurde, erscheint es folge-
richtiger, auch hier eine Analogie zum HGB zu bevorzugen. 
Der Widerruf muss in der gleichen Weise erfolgen wie die Bevollmächtigung, 
er kann also gegenüber dem Bevollmächtigten (§ 167 Abs. 1 Alt. 1 BGB) oder 
gegenüber Dritten oder durch öffentliche Bekanntmachung (§ 167 Abs. 1 Alt. 
2, 171 Abs. 1 BGB) erfolgen. Nach der Auffassung, die bereits bei der Proku-
raerteilung eine Erklärung gegenüber Dritten nicht für zulässig hält, scheidet 
auch ein Widerruf gegenüber Dritten aus410.  
II. Sonstige Erlöschensgründe 
1. Befristung, Beendigung des Grundverhältnisses  
Zunächst kann sich bereits aus der Vollmachtserteilung selbst ein Grund für 
das Erlöschen ergeben, etwa wenn diese für einen begrenzten Zeitraum erteilt 
wurde (§§ 163, 158 BGB).  
Die Generalvollmacht erlischt gemäß § 168 Satz 1 BGB mit der Beendigung 
des zugrunde liegenden Rechtsverhältnisses, also im Regelfall mit Ende des 
Dienstverhältnisses. Wird das Arbeitsverhältnis, das regelmäßig zugrunde liegt, 
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beendet, z.B. durch Kündigung, Aufhebungsvertrag oder Zeitablauf, ist ein 
selbstständiger Widerruf nicht mehr erforderlich411.   
2. Insolvenz, Betriebseinstellung, Tod 
Durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Voll-
machtgebers erlischt die Generalvollmacht ebenso wie alle sonstigen vom 
Schuldner erteilten Vollmachten (§ 117 Abs. 1 InsO, § 168 Satz 1 BGB). Die 
Generalvollmacht erlischt auch bei der endgültigen Einstellung des Geschäfts-
betriebs, da hiermit Unternehmen und Firma erlöschen (§ 31 Abs. 2 Satz 1 
HGB)412. 
Die Generalvollmacht erlischt mit dem Tod des Bevollmächtigten, sofern der 
Bevollmächtigte eine natürliche Person ist, und bei einer Personen- oder Kapi-
talgesellschaft mit deren Beendigung. Der Tod des Inhabers des Handelsge-
schäfts beeinflusst die Geltung der Generalvollmacht dagegen regelmäßig nicht 
(§§ 168 Satz 1, 672 Satz 1, 675 BGB). Eine Analogie zu § 52 Abs. 3 HGB, der 
zwingend das Fortbestehen der Prokura beim Tod des Inhabers annimmt, ist 
hier nicht erforderlich, da sich diese Schlussfolgerung bereits aus den allge-
meinen Vorschriften ergibt und keine Lücke besteht. Es verbleibt insofern bei 
den Regelungen des BGB, wonach in Zweifel von einem Fortbestehen auszu-
gehen ist. Ebenso wie bei der Prokura (§ 52 Abs. 3 HGB) und regelmäßig auch 
bei der Handlungsvollmacht bleibt die Generalvollmacht daher bestehen413. 
Die Vertretungsmacht wirkt dann für und gegen die Erben. Eine anderweitige 
vertragliche Vereinbarung dahingehend, dass die Vollmacht im Todesfall erlö-
schen soll, ist jedoch möglich.  
3. Wechsel des Inhabers 
Ein Wechsel des Inhabers, z.B. durch Veräußerung, Übernahme oder Um-
wandlung des Unternehmens führt ebenfalls zu einer Beendigung der General-
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vollmacht414. Insofern ist eine gleiche Behandlung wie bei Prokura und Hand-
lungsvollmacht geboten415. Gegen die herrschende Auffassung, die von einem 
Erlöschen der handelsrechtlichen Vollmachten bei Betriebsübergang ausgeht, 
wird vorgebracht, dass selbst der Tod des Einzelkaufmanns nach § 52 Abs. 3 
HGB nicht zum Erlöschen der Prokura führe416. Damit liege ein Widerspruch 
zu dem Prinzip der Rechtsnachfolge und auch dem Gedanken des § 613 a BGB 
vor, wonach bei einem Inhaberwechsel der Inhaber in die Rechte und Pflichten 
aus den bestehenden Arbeitsverhältnissen eintrete417. Dies überzeugt jedoch 
nicht, da die Interessenlage bei einer Veräußerung bzw. Übernahme nicht mit 
der beim Tod des Inhabers vergleichbar ist. Beim Tod des Inhabers besteht das 
Unternehmen als solches weiter, wobei jedoch die Erben gegebenenfalls nicht 
sofort eindeutig feststehen oder nicht handlungsfähig sein können. Dies ist bei 
einer Unternehmensveräußerung, bei der entweder das Unternehmen fortge-
führt wird oder auch z.B. durch Verschmelzung ein neues Unternehmen entste-
hen kann, nicht der Fall, da hier der neue Inhaber sofort zur Übernahme der 
Geschäftstätigkeit in der Lage ist. § 613 a BGB greift insofern nicht, als zum 
Weiterbestand des Arbeitsverhältnisses nicht die Beibehaltung der Vertre-
tungsmacht gehört und diese kein Recht aus dem Arbeitsverhältnis ist, sondern 
unabhängig davon durch ein gesondertes Rechtsgeschäft (§ 167 Abs. 1 BGB) 
verliehen wird418. 
Unabhängig davon ist bei einer Unternehmensübernahme aber eine ”Überna h-
me” der Vollmacht durch den Nachfolger mögl ich419. Die bloße Fortführung 
des Unternehmens ohne Änderung der Vertretungsverhältnisse reicht jedoch - 
anders als bei der Handlungsvollmacht - für eine konkludente Erneuerung nicht 
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aus, da ebenso wie bei der Prokura eine ausdrückliche Erklärung erforderlich 
ist420.  
Wird der Generalbevollmächtigte Inhaber des Handelsgeschäfts, so endet die 
Generalvollmacht, da niemand als sein eigener Vertreter handeln kann. Das 
gleiche gilt, wenn der Generalbevollmächtigte zum Vertretungsorgan der Ge-
sellschaft ”aufsteigt”, a lso z.B. vertretungsberechtigter Gesellschafter einer 
OHG oder KG oder Geschäftsführer einer GmbH wird, da niemand zugleich 
organschaftlicher und rechtsgeschäftlicher Vertreter sein kann. Dies gilt nicht, 
wenn der Generalbevollmächtigte Kommanditist wird, da er als solcher von der 
Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft ausgeschlossen (§§ 164 Satz 
1, 161 HGB) und insofern kein organschaftlicher Vertreter ist. Das gleiche gilt, 
wenn der Generalbevollmächtigte Gesellschafter einer GmbH wird, die mehre-
re Gesellschafter hat, da er durch die Gesellschafterstellung nicht Geschäfts-
führer (§ 35 GmbHG) und folglich kein organschaftlicher Vertreter wird421. 
Verliert der Inhaber oder das Unternehmen seine Kaufmannseigenschaft, so 
endet auch die Generalvollmacht, da es sich nach hier vertretener Auffassung 
um eine handelsrechtliche und nicht um eine rein zivilrechtliche Vollmacht 
handelt. 
Ein weiterer Erlöschensgrund besteht schließlich darin, dass der Generalbe-
vollmächtigte einseitig verzichten kann. Dieses Recht entspricht als Gegen-
stück der freien Widerruflichkeit der Generalvollmacht (§ 52 Abs. 1 HGB ent-
sprechend) und gibt dem Bevollmächtigten die Möglichkeit, die Konsequenzen 
zu ziehen, falls er die Verantwortung für sein eigenes Handeln aufgrund von 
Anweisungen der Geschäftsleitung nicht mehr tragen kann422. 
F. Eintragung in das Handelsregister 
Anders als bei der Prokura ist bei der Generalvollmacht eine Eintragung in das 
Handelsregister gesetzlich nicht vorgesehen. In der Literatur werden unter-
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schiedliche Meinungen dazu vertreten, ob und wie die Generalvollmacht in das 
Handelsregister eingetragen werden kann bzw. muss. Überwiegend wird ver-
treten, dass die Generalvollmacht nicht eintragungsfähig ist und daher nicht als 
solche eingetragen werden kann423. Für die Autoren, die die Generalvollmacht 
als Generalhandlungsvollmacht ansehen, ergibt sich die Nichteintragbarkeit 
bereits aus dieser Einordnung, da die Handlungsvollmacht i.S.d. § 54 HGB 
weder eintragungsfähig noch eintragungspflichtig ist424. Einige Autoren befür-
worten die Eintragung einer Prokura, da die Generalvollmacht die Vertre-
tungsmacht eines Prokuristen einschließe und diese Eintragung im Publizitäts-
interesse liege425. Darüber hinaus schlägt Hübner eine gesetzliche Anerken-
nung der Generalvollmacht mit einer Eintragungspflicht de lege ferenda vor426. 
Canaris hält in Analogie zu § 53 Abs. 1 HGB eine Eintragung als General-
vollmacht für notwendig427. Leiner bejaht ebenfalls eine ungeschriebene Ein-
tragungspflicht durch Rechtsfortbildung, erachtet eine solche Analogie aber 
nicht für erforderlich428. 
I. Eintragungsfähigkeit und Eintragungspflicht 
Bei der Behandlung der Frage, ob und wie die Generalvollmacht eingetragen 
werden kann, sind die Grundstrukturen der handelsregisterlichen Eintragung zu 
berücksichtigen. Dazu gehören insbesondere die Voraussetzungen, unter denen 
eine Eintragung erfolgen kann, sowie die Folgen, die mit einer Eintragung ver-
knüpft sind. Von besonderem Interesse ist dabei, wie die sonstigen rechtsge-
schäftlichen Vollmachten behandelt werden, d. h. ob und wie sie eingetragen 
werden.  
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1. Funktionen und Wirkungen einer Eintragung  
Das Handelsregister ist ein öffentliches Verzeichnis bestimmter im Handels-
verkehr bedeutsamer Tatsachen und Rechtsverhältnisse. Es hat seinen Ur-
sprung unter anderen in den Innungsmatrikeln, in denen bereits seit dem 13. 
Jahrhundert die Registrierung von Vollmachten, welche allgemein als Prokura 
bezeichnet wurden, erfolgte429. Die Registrierung im Handelsregister erfüllt 
verschiedene Funktionen. Primäre Aufgabe des Handelsregisters ist zunächst 
die Dokumentation bestimmter Tatsachen und Sachverhalte zur Informations-
gewinnung. Jeder kann das Register einsehen, ohne dass er ein besonderes In-
teresse nachweisen müsste (§§ 9, 10 HGB). Der BGH hat hierzu ausgeführt, 
dass die dem Handelsregister zukommende Publizitätsfunktion der Öffentlich-
keit, wie Arbeitnehmern, künftigen oder gegenwärtigen Gläubigern, den Ge-
sellschaftern und potentiellen Anteilserwerbern die Möglichkeit gewährleisten 
soll, sich über die Rechtsverhältnisse von Kaufleuten und Gesellschaften zu 
informieren430. Eine Kontrollfunktion besteht dadurch, dass das Registergericht 
im Zusammenhang mit eintragungspflichtigen Vorgängen auch die sachliche 
Richtigkeit einer Eintragung prüft, wenn insoweit Zweifel bestehen (§ 12 
FGG)431. Das Eintragungsverfahren beruht im Regelfall auf der Anmeldung, 
die in öffentlich beglaubigter Form vorzunehmen ist (§ 12 Abs. 1 HGB). Aus-
nahmsweise erfolgt die Anmeldung auch von Amts wegen, z.B. bei Auflösung 
einer GmbH durch Eröffnung des Insolvenzverfahrens432. Bei einer Pflicht zur 
Anmeldung kann diese durch Festsetzung von Zwangsgeld erzwungen werden 
(§ 14 HGB).  
Die Publikation eintragungspflichtiger Tatsachen führt zu einer Schutzfunkti-
on. Das Handelsregister hat nicht die Funktion, über sämtliche rechtserhebli-
chen oder interessanten Umstände Auskunft zu geben433. Dem Informationsin-
teresse und der Sicherheit und Schnelligkeit im Handelsverkehr steht das eben-
falls schutzwürdige Interesse des Kaufmanns gegenüber, dass nicht alle Ein-
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 Vgl. Kramm, Handelsregisterrecht, S. 31.  
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 BGHZ 105, 324, 244.  
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 Teilweise wird das materielle Prüfungsrecht aus § 12 FGG abgeleitet, teilweise auch als 
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 § 31 InsO, §§ 144 a, b FGG. 
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 Canaris, Handelsrecht, § 4 Rn 8. 
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zelheiten seines Unternehmens der Öffentlichkeit bekannt werden434. Die ein-
tragungspflichtigen Unternehmen können und müssen nur bestimmte Rechts-
verhältnisse und Tatsachen publizieren.  
In der Regel wird die Eintragungsfähigkeit einer Tatsache durch das Gesetz 
bestimmt. Man unterscheidet eintragungspflichtige und bloß eintragungsfähige 
Tatsachen. Das Gesetz ordnet die Eintragung zum Teil ausdrücklich an, wie bei 
§ 31 Abs. 2 Satz 2 HGB, wonach das Gericht beim Erlöschen der Firma von 
Amts wegen tätig zu werden hat. Regelmäßig ist jedoch nur die Pflicht des 
Betroffenen statuiert, die Tatsache anzumelden. So bestimmt z. B. § 53 Abs. 1 
und 3 HGB, dass die Erteilung und das Erlöschen der Prokura zur Eintragung 
in das Handelsregister einzutragen ist. Weitere Fälle sind z.B. in §§ 106, 125 
Abs. 4 HGB (Gründung einer OHG, besondere Regelungen der Vertretungs-
macht) oder in §§ 7 ff., 39, 65, 67 GmbHG (Anmeldung der GmbH und Ge-
schäftsführer, der Auflösung und Liquidatoren) geregelt. 
Bei bloß eintragungsfähigen Tatsachen erlaubt das Gesetz die Eintragung, be-
gründet aber keine Pflicht. Die Eintragungsfähigkeit ist dem HGB vereinzelt 
mittelbar zu entnehmen. So ordnen die §§ 25 Abs. 2, 28 Abs. 2 HGB an, dass 
abweichende Vereinbarungen Dritten gegenüber nur gelten, wenn sie in das 
Handelsregister eingetragen und bekannt gemacht oder dem Dritten mitgeteilt 
sind. Daraus folgt, dass derartige Abreden in das Handelsregister eingetragen 
werden können435. Die Eintragungsfähigkeit war früher ausdrücklich in §§ 3 
Abs. 2, 36 HGB a. F. vorgesehen. 
Es wurde bereits früh von der Rechtsprechung für zulässig erachtet, dass auch 
Tatsachen eingetragen werden können, wenn dies vom Gesetz weder ausdrück-
lich vorgeschrieben noch zumindest zugelassen ist436. Eine bloße Eintragungs-
fähigkeit kraft ungeschriebenen Rechts hätte freilich keinerlei Konsequenzen, 
da namentlich § 15 HGB nur für eintragungspflichtige Tatsachen gilt437. Vor-
aussetzung für eine ungeschriebene Eintragungspflicht ist, dass für die Eintra-
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 HK(HGB)-Ruß, § 8 Rn 9. 
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 S. auch Hager, Jura 1992, 57, 58. 
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 RG DNotZ 1944, 195, 196 bejahte die Eintragung eines Hinweises auf die Rechtsnachfolge 
bei Übergang eines Kommanditanteils durch Gesamtrechtsnachfolge.  
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 Hager, Jura 1992, 57, 58. 
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gung ein erhebliches Bedürfnis des Rechtsverkehrs besteht438. Der BGH hat 
ausgeführt, dass bei der Bejahung gesetzlich nicht geregelter Eintragungen mit 
Rücksicht auf die strenge Formalisierung des Registerrechts Zurückhaltung 
geboten ist439. Insbesondere darf dadurch das Handelsregister nicht unüber-
sichtlich werden oder zu Missverständnissen Anlass bieten440. Der gebotenen 
Zurückhaltung wird nach Auffassung des BGH dadurch Rechnung getragen, 
dass derartige Eintragungen auf die Fälle der Auslegung gesetzlicher Vor-
schriften, der Analogiebildung sowie der richterlichen Rechtsfortbildung be-
schränkt werden441. Aus der Zulässigkeit der Eintragung solcher Tatsachen, die 
in engem Zusammenhang mit kraft Gesetzes einzutragenden Tatsachen stehen 
müssen, folge zugleich die gesetzliche Notwendigkeit einer Eintragung442.  
Für den Rechtsverkehr bedeutet die Eintragung in das Handelsregister, dass er 
in den Schutzbereich des § 15 HGB einbezogen wird. Nach § 15 Abs. 1 HGB 
darf einem gutgläubigen Dritten eine eintragungspflichtige Tatsache erst dann 
entgegengehalten werden, wenn sie ordnungsgemäß eingetragen und bekannt 
gemacht wurde. Diese so genannte negative Publizität dient demjenigen Part-
ner, der von der Änderung der bisherigen Rechtslage nichts erfahren hat. Wird 
z.B. das Erlöschen der Prokura nicht eingetragen, so kann es einem Dritten 
nicht entgegen gehalten werden, dem das Erlöschen nicht anderweitig bekannt 
geworden ist. Der Rechtsverkehr darf sich nicht auf den Inhalt des Registers 
verlassen, sondern nur auf dessen Schweigen. Nach § 15 Abs. 2 Satz 1 HGB 
muss sich ein Dritter eine ordnungsgemäß eingetragene und bekannt gemachte 
Tatsache entgegen halten lassen. Diese Bestimmung schließt den Vertrauens-
schutz des Dritten zugunsten der Rechtssicherheit des Eintragungspflichtigen 
grundsätzlich aus443. Ein Geschäftspartner kann sich z.B. nicht darauf berufen, 
dass er vom Entzug der Prokura nichts gewusst hat, wenn der Geschäftsinhaber 
die im Handelsregister eingetragene Prokura entzogen und dies ordnungsge-
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 So seit kurzem BGH DB 1998, 301. In BGH BB 1992, 662, 663 und RG DNotZ 195, 196 
wurde auf ein sachliches sich aus der Rechtslage ergebendes Bedürfnis abgestellt. Das KG 
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 BGH DB 1998, 301; BB 1992, 662, 663. 
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 BGH DB 1998, 301. 
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 BGH BB 1992, 662, 663; RG DNotZ 195, 196; GroßKomm(HGB)-Hüffer, § 8 Rn 31, 46; 
Heymann-Sonnenschein, § 8 Rn 14. 
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 BGH BB 1992, 662, 663; RG DNotZ 195, 196; GroßKomm(HGB)-Hüffer, § 8 Rn 31, 46; 
Heymann-Sonnenschein, § 8 Rn 14. 
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 Kramm, Handelsregisterrecht, S. 88. 
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mäß eintragen und bekannt machen ließ444. Der Geschäftsinhaber kann sich 
jedoch nicht auf eine Tatsache berufen, die nicht der Wahrheit entspricht, etwa 
auf eine eingetragene Prokura, die aber nicht wirksam erteilt wurde. Die positi-
ve Publizität nach § 15 Abs. 3 HGB beinhaltet, dass sich ein gutgläubiger Drit-
ter bei einer einzutragenden und unrichtig bekannt gemachten Tatsache gegen-
über demjenigen, in dessen Angelegenheit die Tatsache einzutragen war, auf 
die bekannt gemachte Tatsache berufen kann. Falls z.B. durch ein Versehen 
des Registergerichts eine andere Person anstelle des gewünschten Prokuristen 
eingetragen wird, so haftet das Unternehmen grundsätzlich für die Geschäfte, 
die der vermeintliche Prokurist eingeht445. Die Eintragung in das Handelsregis-
ter überwindet also zugunsten des Rechtsverkehrs Mängel bei der Erteilung der 
Vollmacht, schützt aber nicht bei nachträglich auftretenden Fehlern446. 
Mit dem Handelsregister soll traditionell die Zugehörigkeit von Gewerbetrei-
benden zum Handelsstand dokumentiert werden447. Es ist nunmehr nach § 2 
HGB auch für Kleingewerbetreibende möglich, sich als Kaufmann in das Han-
delsregister eintragen zu lassen. Die Eintragung ist konstitutiv, die Kaufmanns-
eigenschaft entsteht erst mit der Eintragung448. Dadurch wurde ein neuer Be-
reich konstitutiver Eintragungen eröffnet449. Durch diese Eintragungsmöglich-
keit hat sich der Kreis derjenigen, die handelsrechtliche Vollmachten, insbe-
sondere Prokura, erteilen können, erheblich vergrößert. Darüber hinaus können 
nunmehr auch Sparkassen Prokuristen bestellen450. 
2. Eintragung bei Stellvertretung 
Wichtigstes Beispiel für eine eintragungspflichtige rechtsgeschäftliche Voll-
macht ist die Prokura. In § 53 Abs. 1 und 3 HGB ist ausdrücklich bestimmt, 
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 Sofern die Rechtshandlung innerhalb von 15 Tagen nach der Bekanntmachung der Tatsache 
erfolgt, besteht jedoch für den Dritten die Möglichkeit, seine unverschuldete Unkenntnis zu 
beweisen, § 15 Abs. 2 Satz 2 HGB.  
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 Vgl. das Beispiel bei Spitzbarth, Vollmachten, S. 82. 
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 HK(HGB)-Ruß, § 2 Rn 3.  
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1998, 2380, 2382. Vgl auch die Kritik von Schmidt, ZHR 163 (1999), 87, 88 an der Gegen-
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 Nach Streichung des § 36 HGB a. F., vgl. Weber, Sparkasse 1999, 140, 143. 
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dass die Erteilung und das Erlöschen der Prokura zur Eintragung in das Han-
delsregister anzumelden sind. Eine Eintragungspflicht besteht auch dann, wenn 
die Prokura als Gesamtprokura erteilt wurde (§ 53 Abs. 1 Satz 2 HGB). Die 
Befugnis des Prokuristen zur Veräußerung und Belastung von Grundstücken 
nach § 49 Abs. 2 HGB ist ebenfalls eintragungspflichtig451. Begründet wird 
dies damit, dass diese Befugnis Inhalt der Prokura ist und nicht eine neben der 
Prokura erteilte besondere Vollmacht452. Die Eintragungsfähigkeit und -pflicht 
wird bejaht, da es um die nähere Ausgestaltung einer ohnehin eintragungsfähi-
gen Rechtstatsache geht. Nicht eintragungsfähig ist der Umfang der Prokura, 
soweit er gesetzlich nicht bestimmt ist. Interne Beschränkungen der Vertre-
tungsmacht wie die, dass die Prokura nur gemeinsam mit dem Inhaber oder 
alleinvertretungsberechtigten Gesellschafter ausgeübt werden kann, sind also 
nicht eintragbar453. Ebenfalls nicht eingetragen werden kann die interne Vertre-
tungsregelung, dass der Prokurist den Inhaber zusammen mit einem Hand-
lungsbevollmächtigten vertreten kann454. 
Die Eintragung der Prokura wirkt rein deklaratorisch, d.h. sie verlautbart etwas, 
was auch ohne Eintragung der Fall ist, so dass die Wirksamkeit der Prokura 
nicht an die Entragung in das Handelsregister geknüpft ist455. Die Prokura ent-
steht bereits im Augenblick der Vollmachtserteilung und ihre Wirksamkeit 
hängt ausschließlich von der Erklärung des Geschäftsinhabers ab. Die Eintra-
gung dient nicht der Kontrolle der Prokuraerteilung. Im Rahmen der Anmel-
dung kommt es zu keiner inhaltlichen Kontrolle durch das Gericht456. Soweit 
die Anmeldung nicht unklar, erkennbar unvollständig oder in Teilen unrichtig 
ist, hat das Gericht keine Möglichkeit, gegen die Anmeldung Einwendungen zu 
erheben. Die Kontrollfunktion des Handelsregisters spielt folglich bei der han-
delsrechtlichen Vollmacht keine Rolle457. Die Anmeldung dient ausschließlich 
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 BayObLG NJW 1971, 810. 
452
 BayObLG NJW 1971, 810 stellt darauf ab, dass die Eintragung einer Vollmacht, die keine 
Prokura ist, unzulässig sei. 
453
 HK(HGB)-Ruß § 8 Rn 9, s. auch Pabst, DNotZ 1957, 393, 395. 
454
 KG DR 1940, 291. 
455
 Allgemeine Auffassung, vgl. Canaris, Handelsrecht § 14 Rn 12; Kramm, Handelsregister-
recht, S. 87, 214. 
456
 Kramm, Handelsregisterrecht, S. 214. 
457
 Die Kontrollfunktion besteht insbesondere bei der Gründung von Kapitalgesellschaften, 
wobei durch die Handelsrechtsreform und die neuen §§ 9 c Abs. 2 GmbHG, 38 Abs. 3 AktG, 
112 
der Information, da sie im Rechtsverkehr hinsichtlich der Vertretungsverhält-
nisse Klarheit verschaffen soll.  
Wurde die Prokuraerteilung in das Handelsregister eingetragen und bekannt 
gemacht, so kann sich der Geschäftsinhaber gemäß § 15 Abs. 2 Satz 1 HGB 
nicht auf die Eintragung berufen, wenn die Prokura nicht wirksam erteilt wur-
de. Durch die Eintragung werden keine Mängel geheilt, so dass bei unwirksam 
erteilter Prokura allein durch Eintragung und Bekanntmachung eine Vertre-
tungsmacht des vermeintlichen Prokuristen nicht vorliegt. In dem Fall, dass der 
Geschäftsinhaber die im Handelsregister eingetragene Prokura entzieht und 
dies ordnungsgemäß eintragen und bekannt machen lässt, kann sich ein Ge-
schäftspartner nicht darauf berufen, vom Entzug der Prokura nichts gewusst zu 
haben458. Versäumt es der Inhaber dagegen, das Erlöschen der widerrufenen 
Prokura anzumelden, so kann er diesen Umstand einem gutgläubigen Dritten 
nicht entgegenhalten (§ 15 Abs. 1 HGB). Die positive Publizität nach § 15 Abs. 
3 HGB bewirkt einen weitgehenden Schutz des betroffenen Dritten bei einer 
einzutragenden und unrichtig bekannt gemachten Tatsache. Die versehentliche 
Eintragung einer anderer Person anstelle des gewünschten Prokuristen ist in der 
Praxis selten459. Von größerer Bedeutung ist der Fall der nachträglichen An-
fechtung einer Prokura. Täuscht der Bevollmächtigte bei Erteilung der Prokura 
den Vollmachtgeber und ficht dieser die Vollmacht nachträglich an, so entfällt 
die Vertretungsmacht rückwirkend (§ 142 Abs. 2 BGB). Dritte, die zwischen-
zeitlich mit dem Bevollmächtigten Geschäfte getätigt haben, können sich auf § 
15 Abs. 3 HGB berufen, da die Bekanntmachung als von Anfang an unrichtig 
gilt.   
Eine Handlungsvollmacht kann nicht eingetragen werden, da keine Anmelde-
pflicht besteht460. 
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Es besteht auch für einige sonstige Bevollmächtigte eine Eintragungspflicht. So 
ist für die Niederlassung eines ausländischen Versicherungsunternehmens in 
der Bundesrepublik Deutschland ein Hauptbevollmächtigter zu bestellen und 
nach § 106 Abs. 3 Satz 4 VAG in das Handelsregister einzutragen. Bis zu die-
ser gesetzlichen Regelung der Eintragungspflicht war umstritten, ob der 
Hauptbevollmächtigte als rechtsgeschäftlicher Vertreter in das Handelsregister 
eingetragen werden kann461. Eine entsprechende Regelung besteht für die 
Zweigstellen ausländischer Kreditinstitute, die gemäß § 53 Abs. 2 Nr. 2 KWG 
mindestens zwei natürliche Personen als Geschäftsleiter bestellen und zur Ein-
tragung in das Handelsregister anmelden müssen. Eine ausdrückliche gesetzli-
che Eintragungspflicht besteht auch für Zweigniederlassungen von ausländi-
schen Kapitalgesellschaften. Diese haben nach § 13 e Abs. 2 Satz 4 Nr. 3 HGB 
ihre ständigen Vertreter zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden 
sowie jede Änderung dieser Personen oder ihrer Vertretungsbefugnis, § 13 e 
Abs. 3 HGB. 
II. Eintragungspflicht bei der Generalvollmacht 
1. Eintragung als Prokura 
Die Frage, ob bei einer Generalvollmacht eine Prokura eingetragen werden 
soll, stellt sich vor allem dann, wenn ein Generalbevollmächtigter von außen 
für die entsprechende Position in das Unternehmen geholt wird. Die Eintra-
gung einer Prokura wird regelmäßig bereits erfolgt sein, wenn der Generalbe-
vollmächtigte innerhalb des Unternehmens aufgestiegen ist und ihm bereits 
Prokura erteilt wurde. Es kommt jedoch auch vor, dass eine Person General-
vollmacht erhält, ohne dass gleichzeitig Prokura erteilt und angemeldet wird.  
Einige Autoren befürworten eine solche Eintragung der Prokura462. Sie verwei-
sen darauf, dass die Generalvollmacht umfassender sei als eine Prokura sowie 
auf Verkehrsschutzgesichtspunkte463.  
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Diese Argumente sind überzeugend und sprechen für eine fakultative 
gleichzeitige Erteilung und Eintragung einer Prokura. Eine Pflicht zur 
Eintragung als Prokura besteht jedoch nur dann, wenn ausdrücklich 
gleichzeitig Prokura erteilt wird. Sofern ausschließlich Generalvollmacht erteilt 
wird, besteht keine Eintragungspflicht nach § 53 Abs. 1 HGB. In der Erteilung 
einer Generalvollmacht liegt nicht automatisch zugleich die Erteilung eine 
Prokura. Die Generalvollmacht ist eine eigenständige handelsrechtliche 
Vollmacht. Prokura kann z. B. gar nicht erteilt und eingetragen werden, wenn 
einer juristischen Person Generalvollmacht erteilt wird, da nach herrschender 
Ansicht juristische Personen keine Prokura erhalten können464.  
Aus Verkehrsschutzgesichtspunkten ist es jedoch zweckmäßig, gleichzeitig mit 
der Generalvollmacht Prokura zu erteilen und diese eintragen zu lassen. Da-
durch können sich insbesondere dritte Geschäftspartner auf eine bereits sehr 
weitgehende, gesetzlich festgelegte Vertretungsmacht verlassen. Bei Erteilung 
einer Generalvollmacht eine Prokura eintragen zu lassen, ist also empfehlens-
wert, aber nicht verpflichtend. 
2. Eintragung als Generalvollmacht de lege lata 
Unabhängig davon, ob eine Eintragung als Prokura erfolgt, stellt sich die Fra-
ge, ob die Generalvollmacht auch als solche in das Handelsregister eingetragen 
werden kann. Da eine gesetzliche Anmeldepflicht nicht besteht, kommt nur 
eine Eintragung ohne ausdrückliche Anordnung in Betracht. Eine gesetzlich 
nicht vorgesehene Eintragung wird nur in besonderen Ausnahmefällen aner-
kannt. Dabei handelt es sich um Fälle der Auslegung gesetzlicher Vorschriften, 
der Analogiebildung oder der richterlichen Rechtsfortbildung465. 
Canaris ist der Auffassung, dass die Erteilung und das Erlöschen einer Gene-
ralvollmacht durch einen Kaufmann in Analogie zu § 53 HGB als anmelde-
pflichtig und damit auch als eintragungsfähig anzusehen sei. Dies soll zur Ver-
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hinderung von Gesetzesumgehungen erfolgen466. Nach Leiner muss die Gene-
ralvollmacht als die umfassendste aller Vollmachten erst recht eingetragen 
werden, nachdem der Gesetzgeber die Eintragung von Erteilung und Widerruf 
der Prokura aus Gründen des Vertrauensschutzes für notwendig erachtete. Lei-
ner bejaht eine Eintragungspflicht durch richterliche Rechtsfortbildung467. 
Nach Auffassung von Canaris kann sich eine ungeschriebene Eintragungs-
pflicht nur aus einer Einzelanalogie zu einer bestimmten Norm ergeben468. 
Dies ergebe sich aus dem Enumerationsprinzip der Eintragungspflichten, wel-
ches nicht durch eine generalklauselartige Entwicklung ungeschriebener Ein-
tragungspflichten, insbesondere im Wege richterlicher Rechtsfortbildung, er-
weitert werden dürfe. Das Gebot der Rechtssicherheit fordere eine gesetzliche 
Basis für die Eintragungspflicht. Gegen diese Auffassung spricht, dass durch-
aus bedeutsame Tatsachen denkbar sind, für die eine analogiefähige Norm 
nicht zur Verfügung steht. Größtmögliche Rechtssicherheit durch eine vorsich-
tige Erweiterung kann grundsätzlich auch durch eine behutsame richterliche 
Rechtsfortbildung erreicht werden469. Eine Beschränkung auf Fälle der Einzel-
analogie ist daher nicht erforderlich. 
Voraussetzung für eine Analogiebildung ist zunächst das Bestehen einer Lücke 
im Gesetz. Eine solche ist für die Generalvollmacht im Handelsrecht zu beja-
hen. Bei der Schaffung des HGB wurden zwar sehr vereinzelt bereits General-
vollmachten im handels- und gesellschaftsrechtlichen Bereich verwendet, al-
lerdings herrschte noch kein Bewusstsein, inwieweit diese Verwendung der 
Generalvollmacht neben Prokura und Handlungsvollmacht problematisch bzw. 
regelungsbedürftig sein könnte. Für den Gesetzgeber des HGB stellte sich also 
noch nicht die Frage einer Regelung. Durch die gestiegene Verwendung der 
Generalvollmacht in der kaufmännischen Praxis und ihre Anerkennung, insbe-
sondere in den straf- und ordnungswidrigkeitenrechtlichen Vorschriften im 
Jahre 1994, ist nachträglich eine planwidrige Lücke entstanden, da hierdurch 
die Generalvollmacht als Vollmacht mit weiter reichendem Umfang als die 
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Prokura anerkannt wurde, ihre Voraussetzungen und der Umfang aber nicht in 
den §§ 48 ff. HGB oder sonstigen Rechtsvorschriften geregelt wurden. 
Daneben liegen grundsätzlich auch die Voraussetzungen einer Rechtsfortbil-
dung insofern vor, als sich im Laufe der letzten Jahrzehnte die Generalvoll-
macht als eine eigenständige Vollmachtart bei kaufmännischen Unternehmen 
herausgebildet hat. Sowohl eine Analogie als auch richterliche Rechtsfortbil-
dung sind daher als Grundlage für eine ungeschriebene Pflicht zur Eintragung 
der Generalvollmacht denkbar. Entscheidend ist jedoch, ob auch die weiteren 
Voraussetzungen bejaht werden können, bei der Analogie eine vergleichbare 
Interessenlage und bei der richterlichen Rechtsfortbildung eine sachgerechte 
Lückenfüllung durch Weiterentwicklung des bestehenden Rechts.  
Für die Anerkennung einer gesetzlich nicht vorgeschriebenen Eintragungs-
pflicht kommt es nach der Rechtsprechung des BGH entscheidend darauf an, 
ob die Eintragung durch ein erhebliches Bedürfnis des Rechtsverkehrs gerecht-
fertigt werden kann470. Die Generalvollmacht geht zwar vom Umfang her über 
eine Prokura hinaus, die Gefahr einer Gesetzesumgehung besteht jedoch nicht. 
Eine Umgehung käme in Betracht, wenn Kaufmann oder Unternehmen einen 
Generalbevollmächtigten bestellten, um dadurch dessen Eintragung als Proku-
rist zu vermeiden. Dies trifft auf den Generalbevollmächtigten, der im Unter-
nehmen aufgestiegen und demzufolge bereits als Prokurist eingetragen ist, 
nicht zu. Auch bei dem von außen kommenden Generalbevollmächtigten dürfte 
eine solche Motivation nicht sehr wahrscheinlich sein.  
Die Eintragung als organschaftlicher Vertreter kann durch die Erteilung einer 
Generalvollmacht ebenso wenig umgangen werden. Die organschaftlichen Ver-
treter, also z.B. bei der GmbH die Geschäftsführer, sind in jedem Fall in das 
Handelsregister einzutragen (§§ 8, 39 GmbHG). Soll ein Generalbevollmäch-
tigter organschaftliche Befugnisse wahrnehmen, so ist er auch als organschaft-
licher Vertreter zu bestellen und einzutragen. Zur Verhinderung von Gesetzes-
umgehungen ist eine Eintragungspflicht also nicht erforderlich. 
Die rechtliche und tatsächliche Situation bei Erteilung einer Generalvollmacht 
ist auch nicht von derart erheblicher Bedeutung, dass sie zwingend eine analo-
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ge Eintragung zur Folge haben müsste. Der BGH hat in Analogie zu § 54 Abs. 
1 Satz 1 GmbHG die Eintragungspflicht eines Beherrschungs- und Gewinnab-
führungsvertrages zwischen zwei Gesellschaften bejaht471. Zur Begründung hat 
er ausgeführt, dass einem solchen Vertrag die gleiche Bedeutung zukomme wie 
anderen eintragungspflichtigen gesellschaftsrechtlichen Vorgängen, etwa die 
Abänderung des Gesellschaftsvertrages. Es bestehe die Notwendigkeit zur Un-
terrichtung der Öffentlichkeit, da unter anderem die Unterwerfung unter frem-
de Leitungsmacht nicht nur rechtlich einen tiefgreifenden Einschnitt in den 
Status des abhängigen Unternehmens mit sich bringe, sondern auch personell 
und wirtschaftlich zu erheblichen Veränderungen führe472.  
Diese Argumentation greift bei der Generalvollmacht nicht. Durch eine Gene-
ralbevollmächtigung kommt zwar ein Vertreter mit umfangreichen Befugnis-
sen, die über die eines Prokuristen regelmäßig hinausgehen, in das Unterneh-
men. Dies stellt jedoch weder innerhalb des Unternehmens noch gegenüber 
künftigen Geschäftspartnern oder Gläubigern eine gravierende Veränderung 
zur vorherigen Sachlage dar. Bei der Generalvollmacht handelt es sich um eine 
weitere rechtsgeschäftliche Vollmacht neben Prokura und Generalhandlungs-
vollmacht. Eine Generalhandlungsvollmacht kann faktisch ähnlich weitrei-
chende Befugnisse beinhalten wie eine Prokura, ist aber ebenfalls nicht ein-
tragbar. Die Generalvollmacht ist nicht nur eine ”aufgestockte” Prokura, so n-
dern eine eigenständige handelsrechtliche Vollmacht. Entscheidend ist, dass 
die Generalvollmacht die organschaftliche Vertretung unberührt lässt. 
Mit den umfangreichen Befugnissen eines Generalbevollmächtigten lässt sich 
eine ungeschriebene Eintragungspflicht nicht begründen. Den Auffassungen, 
die eine Analogie zu § 53 HGB bzw. eine entsprechende richterliche Rechts-
fortbildung befürworten, ist daher nicht zu folgen. Das Handelsregister hat 
nicht die Funktion, über sämtliche Vertretungsverhältnisse bei einer Gesell-
schaft Auskunft zu geben. Es ist auch nicht dazu bestimmt, Beschränkungen in 
der Vertretungsmacht, die ausschließlich im Innenverhältnis wirken, nach au-
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ßen zu verlautbaren473. Für die Publizitätsfunktion des Handelsregisters kommt 
es nur auf die Außenbefugnisse eines Vertreters und nicht auf betriebsinterne 
Hierarchien an. In einem jüngeren Urteil hat der BGH den Stellvertreterzusatz 
für den Geschäftsführer einer GmbH als nicht eintragungsfähig angesehen474. 
Er hat dies damit begründet, dass es für die Publizitätsfunktion des Handelsre-
gisters nur auf die Außenbefugnisse des Geschäftsführers ankomme, und der 
stellvertretende Geschäftsführer im Außenverhältnis dieselbe Stellung wie ein 
ordentlicher Geschäftsführer habe. Betriebsinterne Hierarchien zu verlautbaren, 
sei nicht Zweck des Handelsregisters475.  
Die Außenbefugnisse allein sind aber auch nicht das entscheidende Kriterium 
dafür, ob eine Vollmacht in das Handelsregister einzutragen ist. Eine General-
handlungsvollmacht kann einen sehr weitgehenden, der Prokura ähnlichen Um-
fang haben und ist doch nicht eintragungsfähig. Entscheidend ist, dass der Um-
fang bei der Prokura und auch bei der organschaftlichen Vertretungsmacht je-
weils gesetzlich festgelegt ist. Dies ist bei der Generalvollmacht und ebenso bei 
der Generalhandlungsvollmacht, deren Umfang in § 54 HGB dispositiv gere-
gelt wurde, nicht der Fall. Es steht daher einer ungeschriebenen Eintragungs-
pflicht entgegen, dass der Umfang einer Generalvollmacht nicht eindeutig be-
stimmbar ist.  
Mit einer ungeschriebenen Anmeldepflicht wäre auch weitere Rechtsunsicher-
heit verbunden. Da die Generalvollmacht in der Praxis weit mehr verbreitet ist 
als etwa ein Gewinnabführungsvertrag, ist absehbar, dass es zu einer Vielzahl 
von Streitigkeiten käme, wenn die Generalvollmacht im Handelsregister einge-
tragen werden soll, obwohl es an einer gesetzliche Eintragungspflicht fehlt und 
auch keine entsprechende höchstrichterliche Rechtsprechung vorliegt. 
Da weder eine gesetzliche noch eine ungeschriebene Eintragungspflicht be-
steht, letztere insbesondere nicht mit einer Analogie zu § 53 HGB begründet 
werden kann, kommt nur die Begründung einer Eintragungspflicht durch eine 
gesetzliche Neuregelung in Betracht.  
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§ 4 Gesetzliche Regelung de lege ferenda 
A. Notwendigkeit 
Für eine gesetzliche Regelung der Generalvollmacht spricht die hierarchische 
Stellung des Generalbevollmächtigten über den Prokuristen, seine Bedeutung 
in einem Unternehmen und seine umfassenden Vertretungsbefugnisse. 
Wesentliches Argument für die ausdrückliche Anerkennung der Generalvoll-
macht und die Verpflichtung zur Eintragung in das Handelsregister ist die 
Rechtsklarheit476. Rechtsklarheit ist dabei jedoch kein Selbstzweck, sondern 
findet seine Grenze in der Schutzwürdigkeit des Partners im Rechtsverkehr477. 
Dies spricht jedoch hier gerade für eine gesetzliche Regelung. Durch eine ge-
setzliche Regelung im HGB könnten Inhalt und Umfang der Generalvollmacht 
eindeutig festgelegt werden. Insbesondere durch die Eintragungspflicht würden 
Diskrepanzen zur Prokura beseitigt und die Generalvollmacht als weitere han-
delsrechtliche Vollmacht ausdrücklich anerkannt. Die hierarchisch höhere Stel-
lung des Generalbevollmächtigten gegenüber den Prokuristen käme dadurch 
angemessen zum Ausdruck. 
Das Argument, die Generalvollmacht habe sich in der kaufmännischen Praxis 
bereits durchgesetzt und ihre Rechtsnatur könne durch Rechtslehre und Recht-
sprechung konkretisiert werden, so dass eine gesetzliche Regelung nicht erfor-
derlich sei478, greift demgegenüber nicht durch. Die Generalvollmacht wird 
zwar in den Unternehmen verwendet, es ist jedoch nicht zu erwarten, dass die 
in Rechtsprechung und Lehre bestehenden erheblichen Meinungsunterschiede 
in absehbarer Zukunft verschwinden werden. Es ist nicht davon auszugehen, 
dass die Generalvollmacht künftig ohne ausdrückliche Regelung rechtsfortbil-
dend anerkannt und konkretisiert wird.  
Der Rechtsverkehr ist auch bei Nichteintragung der Generalvollmacht in ge-
wisser Weise dadurch geschützt, dass potenzielle Geschäftspartner und Gläu-
biger aus dem Handelsregister erkennen können, wer in jedem Fall entweder 
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als organschaftlicher Vertreter oder als Prokurist zum Abschluss des jeweiligen 
Geschäfts berechtigt ist. Auch für den Fall, dass sich eine Generalvollmacht 
später als unwirksam herausstellen sollte, sind die Geschäftspartner zumeist 
ausreichend geschützt. Die Vertretungsmacht des Bevollmächtigten reicht in 
vielen Fällen aus, um das Unternehmen wirksam zu verpflichten, da die Recht-
sprechung eine Umdeutung in eine Generalhandlungsvollmacht mit weitem 
Umfang vornimmt.  
Erkennt man jedoch an, dass eine Generalvollmacht zulässig ist und dass sie 
weiter reichende Befugnisse vermittelt als eine Prokura, so entspricht es dieser 
Einordnung und auch einem Bedürfnis des Rechtsverkehrs, dass sie in das 
Handelsregister eingetragen wird. Sowohl Vollmachtgeber und Bevollmächtig-
ter als auch mögliche Geschäftspartner können von einer Regelung der Gene-
ralvollmacht profitieren. Generell würde dadurch dem Informationsbedürfnis 
der Beteiligten im kaufmännischen Geschäftsverkehr angemessen Rechnung 
getragen. Insbesondere künftige Geschäftspartner sollten leicht erkennen kön-
nen, wer das Unternehmen in umfassender Weise vertreten kann. Dem Gene-
ralbevollmächtigten kommt dies insofern zugute, als seine Vertretungsmacht 
dann leichter nachweisbar wäre. 
Für den Rechtsverkehr bedeutet die Eintragung in das Handelsregister, dass er 
in den Schutzbereich des § 15 HGB einbezogen wird. Auch bei einem Wider-
ruf der Generalvollmacht greifen die Schutzmechanismen der Handelsregister-
eintragung. Die Generalvollmacht ist jederzeit frei widerruflich, so dass ein 
eventueller Vollmachtsmissbrauch in den Risikobereich des Geschäftsinhabers 
fällt479. Der Widerruf erfolgt in der Regel durch einfache Erklärung gegenüber 
dem Generalbevollmächtigten, kann aber auch gegenüber dem Dritten erfol-
gen, dem gegenüber die Vertretung stattfinden soll (§§ 168 Satz 3, 167 Abs. 1 
BGB). Durch die Eintragung und Bekanntmachung des Erlöschens erfolgt der 
Widerruf in Form der öffentlichen Bekanntmachung (§ 171 Abs. 1 BGB). Der 
Widerruf ist schon vor der Anmeldung sofort wirksam, da die Handelsregister-
eintragung ebenso wie bei der Prokura nur deklaratorische Bedeutung hat480. 
Die mit der Eintragung einer Generalvollmacht verbundene Schutzfunktion 
                                                 
479
 Vgl. Kramm, Handelsregisterrecht, S. 216. 
480
 Kramm, Handelsregisterrecht, S. 216. 
121 
besteht im Wesentlichen darin, dass der Rechtsverkehr solange in seinem guten 
Glauben an das Fortbestehen einer eingetragenen Generalvollmacht geschützt 
wird, bis das Erlöschen eingetragen und bekannt gemacht wurde (§ 15 Abs. 1 
HGB). Dem Dritten kann nach § 15 Abs. 1 HGB das Erlöschen der Vollmacht 
erst dann entgegengehalten werden, wenn es ordnungsgemäß eingetragen wur-
de. Allerdings besteht die Vertretungsmacht noch fort, wenn der zuvor Be-
vollmächtigte noch eine Vollmachtsurkunde besitzt (§ 172 Abs. 2 BGB). Die 
§§ 170 ff. BGB können durch § 15 Abs. 2 HGB nicht ausgehebelt werden481. 
Der Geschäftsinhaber muss insofern also mit einer Rechtsscheinhaftung nach 
§§ 170, 171 Abs. 2, 172 Abs. 2 BGB rechnen.  
Es gibt auch andere, neuere Vollmachten, bei denen die Eintragungspflicht erst 
später gesetzlich geregelt wurde. Für den Hauptbevollmächtigen der inländi-
schen Zweigstelle eines ausländischen Versicherungsunternehmens (§ 106 
VAG) und den als Geschäftsleiter geltenden Bevollmächtigten der Zweigstelle 
eines ausländischen Kreditinstituts (§ 53 Abs. 2 KWG) war zunächst eine Ein-
tragung gesetzlich nicht vorgeschrieben. Bei beiden Bevollmächtigten war um-
stritten, ob sie in das Handelsregister eingetragen werden können und sollen482. 
Die Rechtsprechung sprach sich für eine Eintragung aus483. Das LG Frankfurt 
argumentierte damals, dass, wenn vom Gesetzgeber über die in das Handelsre-
gister einzutragenden Vertretungsformen hinaus weitere typisierte Formen um-
fassender Vertretungsmacht geschaffen würden, auch deren Eintragung erfor-
derlich sei. Diese gelte vor allem dann, wenn Vertretungsformen geschaffen 
würden, die ihrer Art nach im Bereich zwischen einer Prokura und der umfas-
senden gesetzlichen Vertretung angesiedelt sind484. 
Die Generalvollmacht steht vom Umfang her ebenfalls zwischen der Prokura 
und der gesetzlichen bzw. organschaftlichen Vertretungsbefugnis. Sie hat sich 
in der kaufmännischen Praxis als Vollmacht neben Prokura und Generalhand-
lungsvollmacht durchgesetzt und auch bereits die Billigung des Gesetzgebers 
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erfahren485. Eine gesetzliche Regelung, in der ausdrücklich normiert wird, dass 
ein Kaufmann Generalvollmacht erteilen kann, stellt daher folgerichtig den 
Abschluss dieser Entwicklung dar. Die Regelungsnotwendigkeit ergibt sich aus 
den bestehenden tatsächlichen und rechtlichen Unklarheiten, insbesondere über 
den Umfang einer Generalvollmacht, die zu Einschränkungen im kaufmänni-
schen Rechtsverkehr führen.  
B. Inhaltliche Ausgestaltung 
Eine ausdrückliche Regelung der Generalvollmacht sollte die bestehenden Un-
sicherheiten über Zulässigkeit und Inhalt beseitigen, so dass Kaufleuten und 
Gesellschaften eine weitere Vollmacht für ihre Unternehmensorganisation zur 
Verfügung stünde, und die Generalvollmacht insbesondere auch bei der GmbH 
bedenkenlos eingesetzt werden könnte.  
Die Generalvollmacht sollte ebenso wie die Prokura nur ausdrücklich und nur 
vom Unternehmensinhaber oder seinem gesetzlichen Vertreter erteilt werden 
können486. Der Umfang der Vollmacht sollte sämtliche Geschäfte eines Han-
delsgewerbes erfassen, ausgenommen diejenigen Geschäfte, die ein organ-
schaftliches Handeln voraussetzen. Da der Begriff der organschaftlichen Ver-
treter bereits gesetzlich verwendet wird (§ 130 a Abs. 1 Satz 2 HGB), kann 
dieser dazu dienen, um den Umfang dahingehend einzugrenzen, dass diejeni-
gen Handlungen ausgenommen sind, die von den organschaftlichen Vertretern 
vorgenommen werden müssen. Eine Beschränkung des Umfangs sollte Dritten 
gegenüber ebenso wie bei der Prokura (§ 50 HGB) nicht möglich sein. Der 
Gesetzesvorschlag würde insofern den Rahmen für den Umfang der General-
vollmacht vorgeben. Die Pflicht zur Eintragung in das Handelsregister ist eben-
falls entsprechend der Regelung bei der Prokura zu gestalten.  
Eine derartige Regelung würde des Weiteren beinhalten, dass die Generalvoll-
macht auch an juristische Personen erteilt werden  kann. Die gesellschafts-
rechtlichen internen Zustimmungserfordernisse, die für die Erteilung der Pro-
kura gelten (§§ 116 Abs. 3, 164 Satz 2 HGB, 46 Nr. 7 GmbHG), sind analog 
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bei der Erteilung einer Generalvollmacht anzuwenden. Die Generalvollmacht 
ist jederzeit frei widerruflich. Sie erlischt z.B. regelmäßig mit dem Ende des 
Dienstverhältnisses und auch durch Eröffnung des Insolvenzverfahrens (§§ 168 
Satz 1 BGB, 117 Abs. 1 InsO).  
Eine entsprechende Regelung wäre am besten im HGB, vor Prokura und Hand-
lungsvollmacht, also vor den §§ 48 ff. HGB, anzusiedeln487. Da die General-
vollmacht zwischenzeitlich als eigenständige, von kaufmännischen Unterneh-
men verwendete Vollmacht gesetzlich anerkannt wurde, ist das HGB und nicht 
das BGB der geeigneteste Standort für eine Regelung. Der Anwendungsbe-
reichs des Regelungsumfangs erfasst auch kleingewerbetreibende Unterneh-
men, die sich nach § 2 Abs. 1 HGB eintragen lassen und damit die Kaufmanns-
eigenschaft erwerben. Diejenigen kleingewerbetreibenden Unternehmen, die 
sich nicht freiwillig nach § 2 HGB eintragen lassen, sowie Freiberufler sind 
von der Möglichkeit ausgenommen, handelsrechtliche Vollmachten nach §§ 48 
ff. HGB, und damit auch eine handelsrechtliche Generalvollmacht, zu erteilen. 
Insofern ist ein entsprechendes Bedürfnis dieser Unternehmen sowie des all-
gemeinen Rechtsverkehrs nicht ersichtlich. Zudem bleibt es diesen Unterneh-
men sowie Freiberuflern unbenommen, bei Bedarf eine zivilrechtliche Gene-
ralvollmacht (§ 167 BGB) zu erteilen. 
C. Vorschlag 
Die neue Regelung könnte folgendermaßen lauten: 
(1) Der Inhaber des Handelsgeschäfts oder sein gesetzlicher Vertreter kann 
einem Dritten mittels ausdrücklicher Erklärung Generalvollmacht erteilen.  
(2) Die Generalvollmacht ermächtigt zu allen Arten von Geschäften und 
Rechtshandlungen, die ein Handelsgewerbe mit sich bringt, soweit diese 
nicht den organschaftlichen Vertretern obliegen.  
(3) Die Erteilung und das Erlöschen der Generalvollmacht sind vom Inhaber 
des Handelsgeschäfts zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden. 
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§ 5 Zusammenfassung 
A. Zulässigkeit der Generalvollmacht 
Die Argumente, die gegen die Zulässigkeit der Generalvollmacht vorgebracht 
werden, haben sich als nicht überzeugend erwiesen. Ein numerus clausus der 
handelsrechtlichen Vollmachten Prokura und Handlungsvollmacht existiert 
nicht. Die handelsrechtlichen Stellvertretungsregelungen wollen dem Kauf-
mann nicht Beschränkungen auferlegen, sondern den kaufmännischen Verkehr 
erleichtern.  
Dem in der Praxis bestehenden Bedürfnis nach einer Vollmacht mit weiter rei-
chendem Umfang als die Prokura hat der Gesetzgeber Rechnung getragen, in-
dem er in verschiedenen neueren Gesetzen den Generalbevollmächtigten aus-
drücklich neben den handelsrechtlichen Vollmachten erwähnt hat. Damit hat 
der Gesetzgeber die Generalvollmacht als neue und eigenständige handels-
rechtliche Vollmacht anerkannt. 
Soweit die Generalvollmacht bei der GmbH und sonstigen Kapitalgesellschaf-
ten als unzulässig oder unwirksam angesehen wird, lässt sich dies nicht mit der 
Übertragung organschaftlicher Befugnisse rechtfertigen. Eine solche Übertra-
gung erfolgt bei der Generalvollmacht grundsätzlich nicht, da es nicht möglich 
ist, durch eine rechtsgeschäftliche Vollmacht organschaftliche Befugnisse zu 
übertragen. Nur wenn tatsächlich der Vollmachtgeber organschaftliche Befug-
nisse übertragen wollte, kann eine Generalvollmacht im Einzelfall unwirksam 
sein. Ihre allgemeine Unzulässigkeit kann auch nicht mit Gesellschafterschutz 
oder Verkehrsschutzinteressen begründet werden, da diese bei einer rechtsge-
schäftlichen Generalvollmacht ausreichend berücksichtigt werden. Bestimmte 
öffentliche Pflichten, die den Organvertretern obliegen, stehen der Zulässigkeit 
ebenfalls nicht entgegen. 
B. Voraussetzungen einer zulässigen Generalvollmacht 
Die Generalvollmacht als handelsrechtliche Vollmacht hat, was ihre Erteilung 
betrifft, ähnliche Voraussetzungen wie die Prokura. Generalvollmacht kann der 
Inhaber eines Handelsgeschäfts oder sein gesetzlicher Vertreter erteilen. Erfor-
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derlich ist eine ausdrückliche Erklärung. § 48 Abs. 1 HGB ist insoweit analog 
anzuwenden, solange es noch keine gesetzliche Regelung der Generalvoll-
macht gibt. Die Generalvollmacht kann nicht nur natürlichen, sondern auch 
juristischen Personen erteilt werden. 
Der Umfang der Generalvollmacht ist durch Auslegung der konkreten Erklä-
rung unter Berücksichtigung der Umstände der Vollmachterteilung zu bestim-
men. Auszugehen ist dabei von dem Grundsatz, dass die Generalvollmacht 
grundsätzlich zu allen Rechtshandlungen ermächtigt, bei denen eine Vertretung 
zulässig ist. Daraus folgt, dass organschaftliche Befugnisse nicht umfasst sind. 
Der Generalbevollmächtigte kann keine dem Kaufmann vorbehaltenen Ge-
schäfte tätigen, z.B. Prokura erteilen oder bestimmte öffentliche Pflichten von 
besonderer Bedeutung wahrnehmen, wie einen Insolvenzantrag stellen oder 
den Jahresabschluss unterzeichnen. Beim Einzelkaufmann erstreckt sich die 
Generalvollmacht nicht auf den persönlichen Bereich. 
Die Generalvollmacht ist frei widerruflich. Bei den sonstigen Erlöschensgrün-
den ergeben sich keine Besonderheiten. 
Die Generalvollmacht kann ohne ausdrückliche gesetzliche Regelung nicht in 
das Handelsregister eingetragen werden. Eine analoge Anwendung der Eintra-
gungspflicht für die Prokura kommt nicht in Betracht, da es an einem entspre-
chenden Bedürfnis des Rechtsverkehrs fehlt. Die Eintragung einer General-
vollmacht als Prokura ist empfehlenswert, aber nicht verpflichtend. De lege 
ferenda ist eine Eintragungspflicht im Zusammenhang mit einer grundsätzli-
chen Regelung der Generalvollmacht zu befürworten.  
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